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Vorwort

Vorwort

Der vorliegende 33. Tatigkeitsbericht blickt auf ein Jahr zuriick,
in dem die Digitalisierung unseres Alltags gerade auch mit An-
wendungen der kinstlichen Intelligenz ihren Siegeszug unver-
mindert fortgesetzt hat. Individuell zugeschnittene Dienste oder
intelligente Assistenzsysteme bringen zweifelsohne Komfortge-
winne und eine Effektivierung von Arbeitsablaufen mit sich, ber-
gen aber auch Risiken fiir Grundrechte, die es zu bewdltigen gilt.

Auf europaischer Ebene wurde mit der am 1. August 2024 in
Kraft getretenen Verordnung Uber die kiinstliche Intelligenz (KI-
Verordnung) ein europaweit einheitlicher Rechtsrahmen ge-
schaffen, der dieser rasanten technischen Entwicklung Rech-
nung tragen soll und nicht zuletzt auch datenschutzrechtliche
Risiken adressiert. Die Regelungen der KI-Verordnung sind nun
mit der Datenschutz-Grundverordnung in Einklang zu bringen,
um einen innovativen, aber dennoch datenschutzkonformen
Einsatz der KI zu gewahrleisten. Dies stellt Entwickler und Be-
treiber von KI-Modellen durchaus vor erhebliche Hirden. Vor
diesem Hintergrund und mit Blick auf den Vorsprung der KI-
Entwicklung in den USA und China lberrascht es nicht, dass in
diesem Spannungsfeld zwischen technischer Innovation und
Grundrechtsschutz Stimmen aus der Wirtschaft und zunehmend
auch aus der Politik Datenschutz als Innovationshemmnis dar-
stellen und sinnbildlich mit Gberbordender Blrokratie gleichset-
zen. Doch diese Sichtweise greift zu kurz; Datenschutz ist kein
Selbstzweck und keine bloBe Verwaltungsaufgabe — Daten-
schutz ist ein Grundrecht, das in einer zunehmend digitalisierten
Welt Wirde und Freiheit jedes Einzelnen schiitzen soll. Wo Re-
geln individuelle Rechte garantieren und Transparenz schaffen,
entsteht langfristig Vertrauen — die Grundlage flr nachhaltige,
menschenzentrierte Innovation.

Daher bleibt es die zentrale Aufgabe meiner Behorde, den Da-
tenschutz als Grundrecht und als Voraussetzung fiir eine frei-
heitliche digitale Gesellschaft zu verteidigen und den Schutz der
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Daten der Biirgerinnen und Birger zu gewahrleisten. Mit dieser
Zielsetzung haben wir auch im Berichtsjahr die Kommunen und
Behorden des Landes bei ihren Digitalisierungsanstrengungen
intensiv und konstruktiv begleitet. In diesem Bereich wird auch
weiterhin ein Schwerpunkt unserer Beratungstatigkeit liegen, da
auch die saarlandische Verwaltung nicht zuletzt aufgrund im-
mer knapper werdender Ressourcen zur Entlastung ihrer Ar-
beitsprozesse kiinftig auf den Einsatz von KI-Anwendungen zu-
riickgreifen wird. Soweit im Rahmen dieser Anwendungen per-
sonenbezogene Daten von Biirgerinnen und Biirgern verarbei-
tet werden, wird hier in besonderem Male darauf zu achten
sein, wie ein Kontrollverlust Uber diese Daten verhindert, trans-
parente und nachvollziehbare Datenverarbeitungsprozesse ga-
rantiert sowie Betroffenenrechte gewahrleistet werden kénnen.

Ungeachtet der relativ neuen Aufgabenstellungen fir die Da-
tenschutzaufsichtsbehérden im Zusammenhang mit der KI-Ver-
ordnung und zahlreichen weiteren neuen Europaischen Digital-
rechtsakten und deren Zusammenspiel mit der Datenschutz-
Grundverordnung, war meine Behdrde im Berichtsjahr mit einer
wieder gestiegenen Zahl an gemeldeten Datenschutzverletzun-
gen und Beschwerden betroffener Blirgerinnen und Birger be-
fasst. Unabhéngig davon, ob es sich hierbei um versehentliche
Datenlecks, gezielte Angriffe oder um bewusst oder nachlassig
unzureichend gestaltete Datenverarbeitungsprozesse handelte,
zeigen all diese Verfahren, wie wichtig ein verantwortungsvoller
und datenschutzkonformer Umgang mit personenbezogenen
Daten fiir das nétige Vertrauen in einer zunehmend digitalisier-
ten Welt ist.

Wird dieses Vertrauen der Nutzerinnen und Nutzer durch vor-
werfbares Handeln der Datenverarbeiter enttduscht, ist in Ein-
zelfallen auch eine Sanktionierung dieses Verhaltens durch Ver-
hangung von GeldbuBen geboten, um den verantwortlichen
Stellen ein klares Signal zu senden und die Wahrung daten-
schutzrechtlicher Vorgaben kiinftig zu gewahrleisten. Daher
wurden auch im vergangenen Berichtszeitraum gegentber Un-
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Vorwort

ternehmen und auch gegen Einzelpersonen eine erneut gestie-
gene Anzahl an GeldbuBen verhdngt.

Anhand anschaulicher Beispiele soll der vorliegende Tatigkeits-
bericht den Leserinnen und Lesern einen Einblick in unsere viel-
schichtige Arbeit gewahren. Die Bewaltigung der umfangrei-
chen und hier nur in einem Ausschnitt dargestellten Aufgaben
einer Datenschutzbehorde ware indes ohne das grof3e Engage-
ment der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und ihrer personli-
chen Identifikation mit den an sie gestellten Anforderungen
nicht moéglich. Dafiir méchte ich mich an dieser Stelle ganz herz-
lich bei dem gesamten Team des Unabhangigen Datenschutz-
zentrums bedanken.

Saarbricken, im Juni 2025

Monika Grethel

Landesbeauftragte fiir Datenschutz
und Informationsfreiheit
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1 Zahlen & Fakten

1 Zahlen & Fakten

Die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) verpflichtet die
Datenschutzaufsichtsbehorden zur jahrlichen Erstellung eines
Berichts lber die Schwerpunkte ihrer Tatigkeit (Art. 59 DSGVO).
Diese Tatigkeitsberichte stellen eine wesentliche Informations-
quelle fiir die Offentlichkeit und die Parlamente iiber aktuelle
Entwicklungen im Datenschutzrecht dar. Um einen ersten und
allgemeinen Uberblick (iber die Anzahl der Sachverhalte zu ge-
ben, mit denen sich die deutschen Aufsichtsbehdrden im Be-
richtszeitraum befasst haben und um die Transparenz und Ver-
gleichbarkeit der Tatigkeit der Aufsichtsbehdrden zu erhéhen,
hat die Konferenz der unabhangigen Datenschutzaufsichtsbe-
horden des Bundes und der Lander (DSK) gemeinsame Kriterien
zur statistischen Darstellung von Tatigkeitsschwerpunkten auf-
gestellt. Entsprechend dieser Vereinbarung werden im Folgen-
den die wesentlichen Kategorien von Verfahren, mit denen sich
das Unabhangige Datenschutzzentrum Saarland (UDZ) im Be-
richtszeitraum zu befassen hatte, aufgefiihrt, wobei landesspe-
zifische Aufgaben und Tatigkeiten nicht erfasst werden.

1.1 Beschwerden

Hier wird eine Ubersicht (iber die Anzahl von im Berichtszeit-
raum eingegangenen Beschwerden gegeben. Als Beschwerden
werden solche Vorgange erfasst, die schriftlich eingehen und
bei denen eine natirliche Person eine personliche Betroffenheit
darlegt. Die zahlreichen an die Behdrde gerichteten Anregun-
gen, einem als datenschutzwidrig angenommenen Sachverhalt
aufsichtsbehordlich nachzugehen, flieBen mithin nicht in die
Statistik ein. Diese werden ebenso wie (fern-)mindliche Be-
schwerden nur dann statistisch erfasst, wenn sie verschriftlicht
werden und zu weitergehenden MaBnahmen Veranlassung ge-
ben.
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Abb. 1: Beschwerden (gesamt) 2024
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Abb. 2: Beschwerden (Aufteilung) 2024

1.2 Beratungen

Hier wird eine Ubersicht Giber die Anzahl von schriftlichen Bera-
tungen gegeben. Dies umfasst Beratungen von Verantwortli-
chen, betroffenen Personen und der Landesregierung. Aus-
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1 Zahlen & Fakten

schlieBlich (fern-)miindliche Beratungen werden statistisch nicht
erfasst, obwohl diese einen sehr hohen Anteil der an unsere Be-
horde gerichteten Anfragen darstellen und einen hohen zeitli-

chen Aufwand erfordern.
(
Beratungen 2024
Beratung von
Parlament, Beratung
Regierung, sonst. betroffener
offentliche Stellen Personen
32% 33%
Beratung von
nicht-
offentlichen
Stellen
35%
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Abb. 3: Beratungen (gesamt) 2024
-
Beratungen
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Abb. 4: Beratungen (Aufteilung) 2024
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1.3 Meldungen von Datenschutzverletzungen

Hier wird eine Ubersicht (iber die Anzahl schriftlich eingegange-
ner Meldungen von Verantwortlichen lber Verletzungen des
Schutzes personenbezogener Daten nach Art. 33 DSGVO gege-
ben.

Datenschutz-Verletzungen
- gesamt -

2024
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Abb. 5: Datenschutzverletzungen 2024

1.4 AbhilfemaBnahmen

Um drohende datenschutzrechtliche VerstdBe zu verhindern
oder festgestellte VerstdBe zu sanktionieren, werden den Auf-
sichtsbehdrden in Art. 58 Abs. 2 DSGVO verschiedene Abhilfe-
maBnahmen zur Verfligung gestellt, die sie — je nach Schwere
der VerstoBe — nach pflichtgemaBem Ermessen anwenden. Po-
sitiv hervorzuheben ist an dieser Stelle, dass sehr viele verant-
wortliche Stellen bereits im Laufe des Verwaltungsverfahrens re-
agieren und somit nur selten Anweisungen und Anordnungen
getroffen werden missen. Hier wird die Anzahl folgender Ab-
hilfemaBnahmen der DSGVO aufgelistet, die im Berichtszeit-
raum getroffen wurden:
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1 Zahlen & Fakten

e Warnungen nach Art. 58 Abs. 2 lit. a DSGVO,

e Verwarnungen nach Art. 58 Abs. 2 lit. b DSGVO,

e Anweisungen und Anordnungen nach Art. 58 Abs. 2
lit. c— g und j DSGVO,

e GeldbuBen nach Art. 58 Abs. 2 lit. i DSGVO sowie

o  Widerruf von Zertifizierungen nach Art. 58 Abs. 2 lit. h
DSGVO.

- gesamt -

: AbhilfemaBnahmen W
2024

Warnung (Art. 58 11 a) Verwarnung (Art. 5811 Anweisungenund  GeldbuBen (Art. 58 11 \)
Anordnungen (Art. 58 IT
c-gij)

—

Abb. 6: AbhilfemaBnahmen (gesamt) 2024

1.5 Europaische Verfahren

Einen zunehmenden Stellenwert bei der Aufgabenwahrneh-
mung des UDZ kommt der Zusammenarbeit mit anderen euro-
paischen Datenschutzaufsichtsbehdrden zu.

Wie bereits im letzten Tatigkeitsbericht beschrieben, enthalt die
DSGVO in ihrem Kapitel VII fir alle européaischen Datenschutz-
aufsichtsbehorden verbindliche Verfahrensvorgaben, die eine
engere Zusammenarbeit und damit eine einheitliche Anwen-
dung der DSGVO innerhalb der gesamten EU gewahrleisten sol-
len. Obwohl der dadurch gestiegene Koordinierungsaufwand
auch beim UDZ in zunehmendem MafBe erhebliche personelle
und zeitliche Ressourcen beansprucht, ist dieser Mehraufwand

33. Tatigkeitsbericht 2024 17



wiederum durch den fiir alle Seiten gewinnbringenden europa-
ischen Austausch gerechtfertigt.

Ein Teilaspekt dieser Verfahren besteht darin, dass nationale Da-
tenschutzaufsichtsbehdrden die Moglichkeit erhalten, auf Ver-
fahren in anderen EU-Mitgliedstaaten Einfluss zu nehmen, so-
fern diese auch fir die eigenen Blirger von Bedeutung sind. So
kann jede Aufsichtsbehorde sicherstellen, dass die Rechte der
Burger im eigenen (Bundes-)Land gewahrt bleiben, selbst dann,
wenn datenverarbeitende Stellen im innereuropaischen Aus-
land niedergelassen sind. Voraussetzung hierfiir ist, dass die
verantwortliche Stelle personenbezogene Daten ,grenziiber-
schreitend” (Art. 4 Nr. 23 DSGVO) verarbeitet. Dies ist etwa dann
der Fall, wenn Daten Betroffener durch Niederlassungen in
mehreren EU-Mitgliedstaaten verarbeitet werden oder etwa
wenn Personen in mehreren EU-Mitgliedstaaten von einer Ver-
arbeitung erheblich betroffen sind.

Bundesrepublik

Saarland
Deutschland aarian
Verfahren mit Betroffenheit Art. 56 Abs. 1 618 3
Verfahren mit Federflihrung Art. 56 Abs. 2 39 0
Verfahren gem. Kapitel VIl DSGVO 3483 1276

Abb. 7:  Europaische Verfahren (gesamt) 2024

Zu diesem Zweck hatte auch das UDZ im Jahr 2024 in insgesamt
618 Fallen zu beurteilen, inwieweit es als ,betroffene Aufsichts-
behdrde” im Sinne des Art. 4 Nr. 22 DSGVO gem. Art. 56 Abs. 1
DSGVO an diesen grenziiberschreitenden Verfahren zu beteili-
gen war, weil bspw. eine Niederlassung der verarbeitenden
Stelle im Saarland existiert oder weil auch saarlandische Burger
von einer konkreten Verarbeitung erheblich betroffen sein
kdnnten.

In 3 Fallen wurde diese Betroffenheit fiir das UDZ bejaht.
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1 Zahlen & Fakten

Eine federfiihrende Zustandigkeit i. S. v. Art. 56 Abs. 2 DSGVO
lag im Berichtsjahr nicht beim UDZ.

Im gleichen Zeitraum hatte das UDZ zudem in insgesamt 3483
Fallen zu beurteilen, inwiefern eine Beteiligung an Verfahren
gem. Kapitel VII (Zusammenarbeit und Koharenz) vorlagen. In
insgesamt 1276 Fallen traf dies zu. Hierzu zahlen u.a. an das UDZ
i.S.v. Art. 61 DSGVO gerichtete freiwillige Amtshilfeersuchen eu-
ropaischer Aufsichtsbehérden, im Rahmen derer ein allgemeiner
Austausch Uber diverse datenschutzrechtliche Fragestellungen
erfolgte.

1.6 Formliche Begleitung von
Rechtsetzungsvorhaben

Hier werden die von dem Parlament und der Regierung ange-
forderten und durchgefiihrten Stellungnahmen zu Gesetzge-
bungsvorhaben genannt. Ein solches Vorhaben wird durch un-
sere Dienststelle einmal statistisch erfasst, selbst wenn die Stel-
lungnahmen gegeniiber unterschiedlichen Stellen in verschie-
denen Verfahrensstadien erfolgen. Gerade bei Gesetzgebungs-
verfahren erfolgt unsere Beteiligung mitunter bereits im Rah-
men der ressortinternen Entwurfserstellung, sodann bei der ex-
ternen Anhoérung und schlieBlich im Zusammenhang mit der
parlamentarischen Anhérung im Landtag.

Im Berichtzeitraum wurde das Unabhangige Datenschutzzent-
rum Saarland (UDZ) hiernach in 16 Rechtsetzungsvorhaben ver-
fahrensbegleitend tatig.

1.7 Gerichts- und gerichtliche BuBgeldverfahren

In 2024 fihrte das Unabhéngige Datenschutzzentrum insge-
samt 6 Gerichts- und 18 BuBgeldverfahren.

1.8 Presseanfragen

In 2024 wurden insgesamt 26 Presseanfragen an hiesige Dienst-
stelle gerichtet.
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2 Rechtsetzungsverfahren

2 Rechtsetzungsverfahren

GemaB § 19 Abs. 2 Satz 1 SDSG ist die Landesbeauftragte fiir
Datenschutz vor dem Erlass von Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften, die die Verarbeitung personenbezogener Daten be-
treffen, zu horen. Da der Landtag ausweislich des § 2 Abs. 1 Satz
4 SDSG grundsatzlich nicht Adressat der Bestimmungen des
SDSG ist, betrifft die Verpflichtungen zur Anhérung vor allem
Landes- und Kommunalbehérden bevor sie Rechtsvorschriften
(bspw. Gesetze, Verordnungen, Satzungen) oder Verwaltungs-
vorschriften (bspw. Dienstanweisungen) erlassen oder —im Falle
der Landesregierung — ins parlamentarische Gesetzgebungsver-
fahren einbringen. Im Berichtszeitraum wurden wir in den fol-
genden Angelegenheiten nach § 19 Abs. 2 Satz 1 SDSG im Rah-
men der internen oder externen Anhdrung durch die federflh-
renden Ministerien beteiligt.

2.1 Schulwesen-Datenschutzgesetz

Zum 02.08.2024 trat das Schulwesen-Datenschutzgesetz (Schul-
wDSG) und zum 23.08.2024 die Schulwesen-Datenschutzverord-
nung (SchulwDSV) im Saarland in Kraft. Mit diesen Rechtsnor-
men hat das Ministerium fur Bildung und Kultur einen eigenstan-
digen Rechtsrahmen fiir die Datenverarbeitung im schulischen
Bereich geschaffen und damit auf die Anforderungen des digi-
talen Wandels in der Schullandschaft reagiert und letztendlich
auch die seit langem erforderlichen Anderungen und Anpassun-
gen an die Datenschutz-Grundverordnung vorgenommen.

Schon friihzeitig wurden wir vom Ministerium bei der Gestal-
tung dieser Rechtsnormen eingebunden. In zahlreichen Sitzun-
gen wurden Entwirfe diskutiert, Szenarien der Datenverarbei-
tung aus dem Schulalltag eruiert und gemeinsam versucht, ei-
nen moglichst umfassenden Rechtsrahmen zu schaffen, der den
digitalen und analogen Schulalltag datenschutzrechtlich abbil-
det und legitimiert. Durch die konstruktive Zusammenarbeit un-
serer Behorden konnte ein GroBteil unserer Anmerkungen und
Anregungen in die Entwiirfe des Gesetzes und der nach Verab-
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schiedung des Gesetzes erlassenen Verordnung aufgenommen
werden.

Einzig in zwei Punkten sahen wir im Rahmen der parlamentari-
schen Beratungen zum SchulwDSG noch Anderungsbedarf, wel-
chem aber letztlich nicht entsprochen wurde. Zum einen ging
es dabei um die Problematik des Einsatzes von sogenannten Te-
leprésenzavataren, den wir in diesem Tatigkeitsbericht ausfihr-
lich unter Punkt 7.1 beschreiben. Zum anderen sahen wir einen
Konkretisierungsbedarf in § 10 SchulwDSG, der die Datensicher-
heit bei der Verarbeitung personenbezogener Daten in Schulen
betrifft. Hier hielten wir es fir erforderlich, den Schulen die tech-
nischen und organisatorischen MaBnahmen zum Schutz perso-
nenbezogener Daten prazise und von informationstechnisch
professioneller Seite vorzugeben. Hiermit sollte vor allem er-
reicht werden, dass nicht die jeweilige Schulleitung in der Pflicht
ist, entscheiden zu miissen, welche konkreten technischen MaB-
nahmen zum Schutz der personenbezogenen Daten ausrei-
chend und angemessen sind. Das hierfiir notwendige Fachwis-
sen kann unseres Erachtens nicht vom zustéandigen Lehrperso-
nal erwartet werden. Durch eine entsprechende Verordnung
hatte man zudem saarlandweit einheitliche hohe Datensicher-
heitsstandards fir die Schulen und Schultrager vorgeben kon-
nen. Diese Mdglichkeit wurde leider nicht ergriffen.

Nun gilt es, die neuen gesetzlichen Vorgaben im Schulalltag zu
etablieren und praxisnah umzusetzen. Hierzu wurde vom Minis-
terium fur Bildung und Kultur angekiindigt, fiir alle saarlandi-
schen Schulen diverse Leitlinien flr ein datenschutzkonformes
Handeln in der Praxis zu entwickeln. Wir wiirden es beispiels-
weise sehr begriiBen, wenn den Schulen seitens des Ministeri-
ums ein saarlandweit einheitliches Formular zur Art und Weise
der Verdffentlichung von Schilerfotos auf einer schuleigenen
Internetprasenz oder in der lokalen Presse zur Verfliigung ge-
stellt wiirde.
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Fazit

Durch die friihzeitige Einbindung unserer Behdrde im Gesetz-
gebungsprozess und die gute und konstruktive Zusammenar-
beit mit dem Ministerium flr Bildung und Kultur sind nunmehr
gesetzliche Regelungen geschaffen worden, die aus daten-
schutzrechtlicher Sicht Rechtssicherheit im Schulalltag herstel-
len kénnen.

2.2 MabBregelvollzugsgesetz

Die friihzeitige Berlicksichtigung datenschutzrechtlicher Impli-
kationen bei Gesetzesvorhaben tragt wesentlich zu Rechtssi-
cherheit und zur Vermeidung spaterer Korrekturen bei. Wenn
unsere Behdrde, wie dies § 19 Abs. 2 des Saarlandischen Daten-
schutzgesetzes (SDSG) vorsieht, von Beginn an in die Erarbei-
tung neuer Regelungen einbezogen wird, kdnnen datenschutz-
rechtliche Erfordernisse bereits in der Entwurfsphase identifi-
ziert und bericksichtigt werden. Dies ermdglicht eine effiziente
Gestaltung von Gesetzen und verhindert aufwandige nachtrag-
liche Anpassungen.

Ein positives Beispiel stellt die friihzeitige Einbindung unserer
Behorde bei der geplanten Novellierung des saarlandischen Ab-
fallwirtschaftsgesetzes (SAWG) dar’, bei der wesentliche daten-
schutzrechtliche Aspekte bereits friihzeitig erortert werden kon-
nen. Im Gegensatz dazu erfolgte die Beteiligung des Unabhan-
gigen Datenschutzzentrums Saarland an der Novellierung des
MaBregelvollzugsgesetzes (MRVG) erst im Rahmen der finalen
Entwurfsphase. Dennoch konnten wir vor Einbringung des Ge-
setzentwurfs in das parlamentarische Verfahren noch auf daten-
schutzrechtliche Bedarfe aufmerksam machen und auf notwen-
dige Anderungen hinwirken.

' Siehe hierzu den Beitrag zur Videoiiberwachung von Wertstoffcontainern in
Kapitel 9 des vorliegenden Tatigkeitsberichts.
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Die Notwendigkeit einer Anpassung des MRVG ergab sich dabei
nicht nur aus der Tatsache, dass die darin enthaltenen Normen
seit dem Jahr 1989 im Wesentlichen unveréndert geblieben wa-
ren, sondern auch daraus, dass die Umsetzung der europai-
schen Richtlinie (EU) 2016/680 (JI-Richtlinie) seit fast sieben Jah-
ren (Mai 2018) aussteht. Die genannte Richtlinie bestimmt den
Rahmen der Verarbeitung personenbezogener Daten durch Be-
horden im Kontext der Verhltung, Ermittlung, Aufdeckung oder
Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung, ein-
schlieBlich des Schutzes vor und der Abwehr von Gefahren fir
die 6ffentliche Sicherheit.

Da der MaBregelvollzug zum einen der medizinischen Versor-
gung und Heilung der untergebrachten Person, zum anderen
aber vor allem auch der Gefahrenabwehr (Schutz der Allgemein-
heit vor von der untergebrachten Person ausgehenden Gefah-
ren) dient, unterliegt die Datenverarbeitung im MaBregelvollzug
den Anforderungen der JI-Richtlinie. Die bislang existierenden
datenschutzrechtlichen Vorgaben des MRVG genligen den dor-
tigen Voraussetzungen jedoch nicht.

In unserer ersten Stellungnahme zu den geplanten Neuerungen
des Gesetzentwurfs befassten wir uns deswegen mit der Umset-
zung der JI-Richtlinie im Allgemeinen und der Ausgestaltung
einzelner Rechtsgrundlagen im Speziellen. Problematisch war
unserer Ansicht nach, dass der Gesetzentwurf weitgehend auf
pauschale Verweisungen auf andere Fachgesetze setzte und
sich auf generalklauselartige Regelungen beschrédnkte, anstatt
aus Griinden der Bestimmtheit und Normenklarheit konkrete
Bedingungen fiir die typischen Verarbeitungssituationen im
MaBregelvollzug zusammen mit den spezifischen Vorausset-
zungen der JI-Richtlinie im MRVG selbst zu regeln.

Insbesondere, weil im MaBregelvollzug gerade auch besonders
sensible Informationen der untergebrachten Personen verarbei-
tet werden, forderten wir eine eingehende Priifung, ob fir be-
stimmte Verarbeitungsvorgange aufgrund ihres Eingriffsge-
wichts gesonderte Rechtsgrundlagen zu schaffen waren. Dies
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betraf insbesondere die Moglichkeit der Dateniibermittlung so-
wie die geplante Verwendung personenbezogener Daten von
Patienten zu Forschungszwecken. In diesem Zusammenhang
empfahlen wir eine strikte Begrenzung auf anonymisierte Da-
tensatze.

Weiter forderten wir, im Gesetz angelegte Fristen mit konkreten
Zeitvorgaben zu versehen und so etwa die zuldssige Dauer von
EingriffsmaBnahmen sowie die Aufbewahrungszeit von perso-
nenbezogenen Daten (Aufbewahrungs- bzw. Loschfristen) kon-
kret zu beziffern. Hinsichtlich der im Gesetzentwurf enthaltenen,
speziellen Rechtsgrundlagen fiir die Durchfiihrung von Video-
UberwachungsmaBnahmen und zur Einschrédnkung der Tele-
kommunikation machten wir ebenfalls Anmerkungen. So for-
derten wir teilweise redaktionelle Anderungen zur Verbesse-
rung des Verstandnisses und regten an, die Reichweite der vor-
gesehenen Eingriffe zu begrenzen.

In zeitlicher Nahe zum Redaktionsschluss des vorliegenden Ta-
tigkeitsberichts wurde eine angepasste Version des Gesetzent-
wurfs an den Ministerrat zur Beschlussfassung tber die Einbrin-
gung der Vorlage in den Landtag lbersandt. Einige der von uns
angemerkten Aspekte wurden in dieser Fassung bereits bertick-
sichtigt. Es bleibt abzuwarten, ob und ggf. welche weiteren da-
tenschutzrechtlichen Anpassungen im weiteren parlamentari-
schen Verfahren vorgenommen werden.

2.3  Kommunale Warmeplanung

Die kommunale Warmeplanung, welche das Ziel verfolgt, eine
kostenglinstige und effiziente Warmeversorgung fur die Zu-
kunft zu sichern, erfordert eine umfangreiche Erhebung hierauf
bezogener Informationen. Obzwar hierbei keine unmittelbaren
Auskiinfte zu den jeweiligen Eigentiimern von Immobilien und
sonstigen Hausbewohnern erforderlich sind, beinhaltet die
Warmeplanung gleichwohl Aussagen zu den jeweiligen Immo-
bilien, die Art derer Warmeversorgung sowie Angaben zum
Warmenergieverbrauch. Diese Informationen stellen, zumindest
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mittelbar, personenbezogene Daten dar und unterfallen daher
den datenschutzrechtlichen Bestimmungen.

Das im 1. Januar 2024 in Kraft getretene Gesetz fiir die Warme-
planung und zur Dekarbonisierung der Warmenetze (Warme-
planungsgesetz — WPG) tragt diesem Umstand Rechnung und
enthalt in seinem 3. Abschnitt ausfihrliche Vorgaben fiir den
Datenschutz. Den Dreh- und Angelpunkt bildet hierbei die ,pla-
nungsverantwortliche Stelle”. Selbige ist nach § 10 WPG befugt,
zu Zwecken der warmeplanungsrechtlichen Bestands- (§ 15
WPG) und/oder Potentialanalyse (§ 16 WPG) die erforderlichen
Daten zu verarbeiten. Sie darf hierzu auf 6ffentliche Register zu-
greifen (§ 10 Abs. 3 WPG) und in weitem Umfang immobilien-
bezogene Auskiinfte einholen, etwa bei Behdrden, Energiever-
sorgern sowie Bezirksschornsteinfegern (§ 11 Abs. 1 WPG).

§ 33 WPG ermdglicht es dem Land, als originar planungsverant-
wortlichen Stelle, die Pflicht zur Erstellung der Warmeplane
durch Rechtsverordnung auf die Kommunen oder sonstige
Rechtstrager zu Ubertragen und diese damit als planungsver-
antwortliche Stellen zu bestimmen. Mit dem am 29. November
2024 in Kraft getretenen Warmeplanungsumsetzungsgesetz
(WPUG) hat das Saarland hiervon Gebrauch gemacht. Die saar-
landischen Stadte und Gemeinden sind nach § 3 Abs. T WPUG
nunmehr planungsverantwortliche Stellen und haben sicherzu-
stellen, dass auf ihrem Stadt-/Gemeindegebiet Warmeplane
nach MaBgabe des Warmeplanungsgesetzes rechtzeitig erstellt
werden.

Flankiert wird das WPUG durch das zeitgleich in Kraft getretene
Gesetz zur Umsetzung von Solarkatastern und landesweiter Da-
tenbereitstellungen (Solarkataster- und Datenbereitstellungs-
umsetzungsgesetz (SDUG)).2 Als Annex zu der vorgenannten
Datenverarbeitungskompetenz der Stadte und Gemeinden (pla-
nungsverantwortliche Stellen), enthalt dieses Gesetz in §3

2 Siehe hierzu auch 5.1. ,Bereitstellung onlinebasierter Solarkataster”.
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Abs. 1 zusatzlich folgende eigene Verarbeitungsbefugnis fur
das Land:

~Soweit eine planungsverantwortliche Stelle Daten, die fiir
die Aufgabenerfiillung nach § 15 und § 16 des Wérmepla-
nungsgesetzes erforderlich sind, nicht oder nicht vollstin-
dig erhoben hat oder das Land ein berechtigtes Interesse
hat darf das fiir Energie zustindige Ministerium anstelle
der planungsverantwortlichen Stelle diese Daten nach
Malgabe des Abschnitts 3 des Wérmeplanungsgesetzes
erheben und verarbeiten, soweit dies zur Erfillung im 6f-
fentlichen Interesse liegender Aufgaben erforderlich ist.”

Diese Norm ist nach hiesiger Auffassung sowohl europarechts-
widrig als auch mit hdherrangigem Bundesrecht nicht zu verein-
baren.

Seine dogmatischen Anleihen findet § 3 Abs. 1 (2. Alt.) SDUG in
Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO, wonach eine Verarbeitung personen-
bezogener Daten rechtmaBig ist, wenn sie zur Wahrung der be-
rechtigten Interessen des Verantwortlichen oder eines Dritten
erforderlich ist und die entgegenstehenden Interessen der be-
troffenen Person nicht liberwiegen.

Nach der Rechtsprechung des EuGH sind nationalrechtliche Ge-
neralklauseln, welche eine mehr oder weniger bloBe Wiederho-
lung der Bestimmungen der DSGVO darstellen, in diesem Zu-
sammenhang einer Wiederholung des Wortlauts von Art. 6
Abs. 1 lit. f DSGVO, nicht europarechtskonform.3

Will das Land im Rahmen der Warmeplanung eine eigene Da-
tenverarbeitung vornehmen, ist dies allenfalls im Rahmen einer
offentlichen Aufgabenwahrnehmung nach Art. 6 Abs. 1 lit.e
DSGVO denkbar. Die gesetzlichen Aufgaben missen durch den
nationalen Normgeber sodann jedoch hinreichend bestimmt
formuliert werden (Art. 6 Abs. 3 lit. b DSGVO).

Eine auf eine behordliche Aufgabenwahrnehmung gerichtete
Generalklausel, welche, wie vorliegend, das Tatbestandsmerk-

3 Urteil vom 30. Méarz 2023 — C-34/21.
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mal des vieldeutigen und daher in hohem MaBe auslegungsbe-
dirftigen Begriffs des ,berechtigten Interesses” bemdiht, lauft
dem Regelungszweck des Art. 6 Abs. 1 DSGVO zuwider. In ein-
deutiger Form geht dies aus Art. 6 UAbs. 2 DSGVO hervor, wel-
cher bestimmt, dass sich Behorden in Erfiillung ihrer Aufgaben
nicht auf Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO, mithin nicht auf ein berech-
tigtes Interesse, berufen kdnnen. Seinen Grund findet dies darin,
dass es nicht der handelnden Behorde obliegt, im Zuge einer
Interessenabwagung tatig zu werden, sondern den Gesetzgeber
die Pflicht trifft, den diesbeziiglichen Rechtsrahmen und damit
auch die Grenzen der Aufgabenerfillung, eindeutig zu bestim-
men.

§ 3 Abs. 1 SDUG ist dartiber hinaus nicht mit den Bestimmungen
des Warmeplanungsgesetzes in Einklang zu bringen. In letzte-
rem findet sich fiir die Lander gerade keine Befugnis, eine Dop-
pelzustandigkeit im Bereich der Datenverarbeitung zu regeln.
Die jeweiligen planungsverantwortlichen Stellen sind vielmehr
alleinzustandig fir die Datenverarbeitungen nach § 10 WPG,
deren Zwecke dariiber hinaus auch nicht durch Landesrecht er-
weiterbar sind.

2.4 Videolberwachung an Wertstoffcontainern

Die Videoiberwachung von Wertstoffcontainern, vorwiegend
fur Glasflaschen, Kartonagen sowie Altpapier, aber auch von
sonstigen 6ffentlichen Wertstoffsammeleinrichtungen beschaf-
tigt unsere Behorde bereits seit langerer Zeit. Grund hierfir ist,
dass sich die Problematik der illegalen Millentsorgung an die-
sen Einrichtungen flr viele Kommunen als immer belastender
erweist. Auch die Kosten zur regelmaBigen Beseitigung der Ver-
mullung an den Standorten werden zunehmend als nicht mehr
tragbar erachtet.

Die Idee einer punktuellen Videolberwachung zu praventiven,
abschreckenden Zwecken ist vor diesem Hintergrund nicht neu.
Ihre Verwirklichung scheitert bislang jedoch vornehmlich an
dogmatischen Grenzen. Bis dato besteht namlich keine gesetz-
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liche Grundlage, welche es den Kommunen ermdglicht, eine Vi-
deoliberwachung — in welcher Gestalt auch immer — in diesem
Bereich einzusetzen.

Eine Videolberwachung von Wertstoffcontainern durch die
Kommunen, welche sich darauf richtet, an diesen Standorten il-
legale Miullablagerungen zu verhindern, ist weder im Rahmen
der Wahrnehmung des Hausrechts noch im Zuge der sonstigen
Aufgabenerfillung nach § 25 des Saarlandischen Datenschutz-
gesetzes (SDSG) mdglich. Seinen Grund findet dies in einer ge-
setzlichen Sonderzuweisung nach dem Abfallwirtschaftsgesetz
und dem hieraus resultierenden Vorrang des Polizeirechts. Nach
§ 36 Abs.1 S.1 des Saarlandischen Abfallwirtschaftsgesetzes
(SAWG) sind es die Ortspolizeibehérden, welche verpflichtet
sind dafiir Sorge zu tragen, dass Abfalle nicht ohne Genehmi-
gung auBerhalb der dafiir zugelassenen Abfallentsorgungsan-
lagen beseitigt werden. Insbesondere sind die Ortspolizeibe-
horden dazu verpflichtet, die ordnungsgemafe Beseitigung an-
zuordnen und diese auch durchzusetzen. Ortspolizeibehdrden
sind gemal §76 Abs.3 des Saarlandischen Polizeigesetzes
(SPolG) die Burgermeisterinnen oder die Blirgermeister.

Rechtsfolge dieser Kompetenzzuweisung ist, dass fir Video-
UberwachungsmaBnahmen durch die Ortspolizeibehérden
nicht die Bestimmungen des § 25 SDSG, sondern ausschlieBlich
die spezialgesetzlichen Vorschriften des Saarlandischen Geset-
zes Uber die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die
Polizei (SPolDVG) Anwendung finden. Letztere regeln jedoch
ausschlieBlich die Videoiberwachung (Bild- und Tonaufzeich-
nungen) durch die Vollzugspolizei (§ 32 SPolDVG) und enthal-
ten gerade keine diesbezliglichen Befugnisse fir die Ortspoli-
zeibehorden.

Man kann in dem Fehlen dieser Befugnis auch keine Art Rege-
lungsliicke des Gesetzes erblicken, da es sich tatsachlich um
eine bewusste Entscheidung des Saarlandischen Gesetzgebers
handelte, die bis zum 18. Dezember 2014 bestandene Mdglich-
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keit einer Videolberwachung durch die Ortspolizeibehérden®
entfallen zu lassen.

Fir den Bereich des Abfallwirtschaftsgesetzes bereitet nunmehr
das federfiihrende Ministerium fur Umwelt, Klima, Mobilitat,
Agrar und Verbraucherschutz einen Gesetzentwurf vor, bei dem
wir beratend hinzugezogen wurden und der im Rahmen eines
auf funf Jahre befristeten Pilotprojekts die Moglichkeit einer
praventiven Videolberwachung an besonders vermiillten Wert-
stoffsammeleinrichtungen gestatten soll.

4Vgl. § 27 Abs. 2 S. 2 SPolG, LT-Drs. 15/899, 5
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3 Datenschutzaufsicht

3.1 Beschwerdeverfahren

3.1.1  Bedingungen der aufsichtsbehordlichen Befas-
sung mit Beschwerden

Die Datenschutzbehorde ist die , Garantin der Einhaltung der
Bestimmungen der DSGVO';> diese aufsichtsbehordliche Rolle
und der damit verbundene Schutz- und Uberwachungsauftrag
hat seine primarrechtliche Grundlage in Art. 8 Abs. 2 Grund-
rechtecharta der Europaischen Union (EU-GRCh) und wird hin-
sichtlich der Aufgaben in Art. 57 DSGVO konkretisiert.

Unter den in der Vorschrift aufgezéhlten Aufgaben sticht die in
Art. 57 Abs. 1 lit. f DSGVO geregelte Befassung mit Beschwer-
den heraus. Die Vorschrift verpflichtet die Aufsichtsbehorden,
sich mit Beschwerden zu befassen, den Gegenstand des Anlie-
gens angemessen zu untersuchen und die beschwerdefiihrende
Person oder Stelle binnen einer angemessenen Frist Uber den
Fortgang und das Ergebnis der Befassung zu unterrichten. Spie-
gelbildlich dazu verleihen Art. 77 und 78 Abs. 1 DSGVO der von
einer Datenverarbeitung betroffenen Person das Recht auf Be-
schwerde bei einer Aufsichtsbehdrde und die Moglichkeit der
gerichtlichen Uberpriifung der aufsichtsrechtlichen Beschwer-
deentscheidung.

Die Beschwerde ist damit nicht nur das zentrale Instrument, das
Unionsbirgerinnen und -birgern zur individuellen Durchset-
zung ihres in Art. 8 EU-GRCh garantierten Grundrechts auf
Schutz personenbezogener Daten dient, sondern auch , wert-
volle Informationsquelle fur die Aufsichtsbehdrde |...], die es ihr
ermoglicht, VerstoBe aufzudecken'® Eine, wenn nicht die auf-
sichtsbehordliche Kernaufgabe bildet damit letztlich die Befas-
sung mit Beschwerden betroffener Personen.

> Schlussantrage des Generalanwalts Pikamde vom 16. Mérz 2023 - verbundene
Rechtssachen C-26/22 und C-64/22, Rn. 41.

6 Schlussantrage des Generalanwalts Pikamée, a. a. O., Rn. 39.
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3.1.2  Aufsichtsbehordliches Ermessen

Auch wenn der Verordnungsgeber den Aufsichtsbehérden be-
reits verfahrensbezogene Parameter zur Beschwerdebefassung
unmittelbar in Art. 57 Abs. 1 lit. f DSGVO und Erwdagungsgrund
141 vorgibt, hat der Europaische Gerichtshof die Rahmenbedin-
gungen dieser aufsichtsbehordlichen Pflichtaufgabe in seiner
Rechtsprechung fortwahrend konkretisiert.

So gebietet die mit Blick auf Art. 57 Abs. 1 lit. f DSGVO und Er-
wagungsgrund 141 zu fordernde Angemessenheit der Untersu-
chung ,eine solche Beschwerde mit aller gebotenen Sorgfalt
[zu] bearbeiten."” Dieser gerichtlich statuierten Pflicht zur Sorg-
falt liegt zugrunde, dass einem potenziellen Datenschutzversto3
grundsatzlich eine Verletzung des Grundrechts auf Schutz per-
sonenbezogener Daten innewohnt und damit ein Ermessen der
Aufsichtsbehorde, ob sie sich Giberhaupt mit einer Beschwerde
befasst, mit ihrem gesetzlichen Auftrag zur Wahrung eines
gleichméaBigen und hohen Schutzniveaus fiir personenbezo-
gene Daten nicht in Einklang gebracht werden kann.®

Sind somit bei Beschwerdeeinlegung Anhaltspunkte fir das
Vorliegen eines DatenschutzverstoBes erkennbar, ist die Auf-
sichtsbehorde grundsatzlich zum Tatigwerden angehalten. Hin-
sichtlich der Untersuchungs- und Abhilfebefugnisse nach
Art. 58 Abs. 1 und 2 DSGVO kommt ihr jedoch mit Blick auf die
verfahrensindividuell angemessenen und geeigneten MaBnah-
men, um dem festgestellten VerstoB zu begegnen und damit
der Beschwerde abzuhelfen, regelmaBig ein Auswahlermessen
zu.? Auch wenn das Vorliegen eines VerstoBes somit grundsétz-
lich eine aufsichtsrechtliche MaBnahme bedingt, betont die
Rechtsprechung, dass nach den Umstanden des Einzelfalls je-
doch auch die Entscheidung fiir einen vollstdndigen Verzicht auf

7 EuGH, Urteil vom 16. Juli 2020 — C-311/18, Rn. 109.
8 Schlussantrage des Generalanwalts Pikamée, a. a. O., Rn. 39.

% Schlussantrage des Generalanwalts Saugmandsgaard @e vom 19. Dezember
2019- C-311/18, Nr. 146 ff.; EuGH, Urteil vom 7. Dezember 2023 - C-26/22 und
C-64/22, Rn. 68 und Urteil vom 26. September 2024 — C-768/21, Rn. 37 ff.
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Abhilfebefugnisse nach Art. 58 Abs. 2 DSGVO ermessensfehler-
frei sein kann.'® Insbesondere dann, wenn ein Datenschutzver-
stoB ein singuldres Ereignis darstellt, das somit gerade nicht auf
strukturelle Missstande bei der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten zurlickzufihren ist, und der Beschwerdegegner ei-
geninitiativ effektive MaBnahmen zur Vermeidung vergleichba-
rer VerstoBe ergriffen hat, kann ein solcher Verzicht auf auf-
sichtsrechtliche MaBBnahmen in Frage kommen.

Unter Berlicksichtigung dieser mit dem Ziel der Gewahrleistung
eines effektiven Grundrechtsschutzes gesetzlich vorgegebenen
und gerichtlich konturierten Aufgabenbeschreibung, kann letzt-
lich fiir das Verfahren der aufsichtsbehérdlichen Beschwerdebe-
fassung, entgegen der in der Vergangenheit haufig vertretenen
Auffassung,'’ keine petitionsahnliche Verfasstheit mehr ange-
nommen werden.

3.1.3  Rechtsnatur und gerichtliche Kontrolle der Ent-
scheidung Uber die Beschwerde

Den formellen Verfahrensabschluss bildet die an die beschwer-
defiihrende Person adressierte Mitteilung tGber das Ergebnis der
Beschwerdebefassung, die nach Art. 77 Abs. 2 in Verbindung
mit Art. 78 Abs. 1 DSGVO als rechtsverbindlicher Beschluss aus-
gestaltet ist. Gegen diesen Beschluss der Aufsichtsbehorde
muss die beschwerdefiihrende Person nach Art. 78 Abs. 1 und 2
DSGVO einen wirksamen gerichtlichen Rechtsbehelf bei einem
nationalen Gericht geltend machen kdnnen. Mit Blick auf das fur

1 EuGH, Urteil vom 26. September 2024 — C-768/21, Rn. 41 ff.; VG Berlin, Urteil
vom 12. Oktober 2023 - VG 1 K 561/21, Rn. 69, openjur mit Betonung, dass eine
aufsichtsrechtliche MaBnahme als VerstoB gegen das UbermaBverbot qualifi-
ziert werden kann; VG Dusseldorf, Urteil vom 11. November 2024 - 29 K
4853/22, Rn. 78 ff., juris.

" Schlussantrage des Generalanwalts Pikamée, a. a. O., Rn. 42; EuGH, a. a. O., Rn.
58; noch fiir ein petitionsahnliches Verfahren eintretend: OVG Rheinland-Pfalz,
Urteil vom 26. Oktober 2020 — 10 A 10613/20 Rn. 29, juris; VGH Baden-Wiirt-
temberg, Urteil vom 22. Januar 2020 — 1 S 3001/19 Rn. 51, juris; SG Frankfurt
(Oder), Urteil vom 8. Mai 2019 — S 49 SF 8/19; VG Berlin, Beschluss vom 28.
Januar 2019 — 1 L 1.19; VG des Saarlandes, Gerichtsbescheid vom 30. Juni 2023
-5K1191/21.
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die deutschen Aufsichtsbehdrden jeweils geltende Verwal-
tungsverfahrensrecht stellen diese unionsrechtlichen Be-
schliisse daher klassische Verwaltungsakte'? dar, die unmittel-
bar mittels Klage vor dem &rtlich zustandigen Verwaltungsge-
richt angegriffen werden kénnen.™

Unter Bezugnahme auf den flankierenden Erwdgungsgrund 141
soll insbesondere fiir den Fall, dass die Aufsichtsbehorde auf
eine Beschwerde hin nicht tatig wird, eine Beschwerde teilweise
oder ganz abweist oder ablehnt oder nicht tatig wird, obwohl
dies zum Schutz der Rechte der betroffenen Person notwendig
ist, ein gerichtlicher Rechtsbehelf moglich sein. Allerdings be-
schrankt sich dieser unionsrechtliche Rechtsschutz nicht auf be-
lastende aufsichtsbehordliche Beschliisse; vielmehr hat die be-
schwerdefiihrende Person auch fiir den Fall, dass ihrer Be-
schwerde abgeholfen wurde, aber beispielsweise trotz eines
festgestelltes DatenschutzverstoBes keine oder aus ihrer sub-
jektiven Sicht ,zu milde” Sanktionen ergriffen wurden, das Recht
das gesamte aufsichtsrechtliche Handeln und die damit verbun-
denen Sach- und Rechtsfragen im Zusammenhang mit der Be-
schwerdebefassung einer vollumfanglichen gerichtlichen Nach-
kontrolle zuzufiihren.™

Allerdings sehen — wie bereits ausgefiihrt — weder die Verord-
nung noch die Rechtsprechung einen subjektiven Rechtsan-
spruch auf das Ergreifen spezifischer aufsichtsbehdrdlicher Ein-
zelmaBnahmen vor, so dass sich die nachgelagerte gerichtliche
Uberprifung auf potenzielle Ermessensfehler bei der Auswahl
der im Einzelfall adaquaten aufsichtsbehordlichen MalBnahmen
beschrankt."

12 Boehm, in Simitis/Hornung/Spieker gen. Déhmann, Datenschutzrecht, 2. Auf-
lage 2025, Art. 77 Rn. 21.

13§ 20 Abs. 3 und 6 Bundesdatenschutzgesetz.
4 EUGH, Urteil vom 7. Dezember 2023 - C-26/22 und C-64/22, Rn. 59.

S EuGH, a. a. O, Rn. 68 und 69 sowie Urteil vom 26. September 2024 - C-768/21,
Rn. 41; VG des Saarlandes, Urteil vom 30. Oktober 2024 - 5 K 1176/21.
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3.14  Unterrichtung Uber die Ergebnisse der Be-
schwerde

Im Lichte dieses unionsrechtlichen, durch die Rechtsprechung
konturierten Rechtsschutzes ist auch die in Art. 77 Abs. 2
DSGVO geregelte Unterrichtungspflicht auszulegen. Die der be-
schwerdefiihrenden Person nach Verfahrensabschluss von der
Aufsichtsbehorde zu gebende Pflichtinformation Uber die , £r-
gebnisse der Beschwerde" ist dabei notwendigerweise in Anleh-
nung an die Rechtsprechung nicht mit einem Ausschweigen
Uber konkret ergriffene AufsichtsmaBnahmen zu vereinbaren.
Neben der Information Uber die Stattgabe einer Beschwerde
und damit verbunden die Feststellung eines VerstoBes gegen
die Verordnung, erfasst ,Ergebnisse” somit gerade auch die Ab-
hilfebefugnisse nach Art. 58 Abs. 2 DSGVO, von denen im jewei-
ligen Verfahren Gebrauch gemacht wurde;'® ferner sind — mit
Blick auf die Nachvollziehbarkeit der aufsichtsbehordlichen Er-
messensentscheidung — notwendigerweise die Griinde, auf die
sich die im beschwerdegegenstandlichen Fall erfolgende Ent-
scheidung (ber ergriffene aufsichtsrechtliche MaBnahmen
sttzt, darzustellen.”

3.1.5 Faktische Grenzen

Wahrend die Beschwerde aus Sicht der Aufsichtsbehérden die
vorrangige Erkenntnisquelle Uber potenzielle Datenschutzver-
stoBe darstellt, ist sie fur betroffene Personen ein Instrument,
um ihrem Grundrecht auf Schutz personenbezogener Daten un-
mittelbar Geltung zu verschaffen. Diese wesentliche Funktion
der Beschwerde und das damit verbundene Schutzziel stofen
allerdings schnell an die faktischen Grenzen der aufsichtsbe-
hordlichen Ressourcenwirklichkeit.

Auch wenn nach dem Willen des Verordnungsgebers eine zi-
gige Bearbeitung durch die mit dem Vollzug der DSGVO beauf-

16 Schlussantrage des Generalanwalts Pikamde vom 11. April 2024 in der Rechts-
sache C-768/21, Rn. 41 und 42.

7 EuGH, Urteil vom 26. September 2024 - C-768/21, Rn. 49.
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tragten mitgliedstaatlichen Behérden die Regel sein soll, sind
angesichts der Vielzahl und Vielgestaltigkeit von Anliegen, die
an die Aufsichtsbehdrde adressiert werden, die Mdglichkeiten
zur zeitnahen, sachgerechten Beschwerdebefassung behérden-
individuell begrenzt.

Da die unterschiedslose Gewahrleistung subjektiver Rechte der
beschwerdefiihrenden Personen bei der Beschwerdebefassung
keine von der Behorde selbst gewahlten Schranken — bspw. an-
hand von Erheblichkeitsschwellen eines DatenschutzverstoBes,
hinsichtlich der Anzahl an Beschwerden oder potenziell be-
troffenen Personen — zulasst, fiihrt dies unweigerlich zu den oft-
mals angeprangerten'® langen Verfahrensdauern. Vor diesem
Hintergrund schafft die Rechtsprechung des EuGH'™ mit Blick
auf die Grenzen des einzelfallbezogenen Verzichts auf Abhilfe-
befugnisse weitere Klarheit hinsichtlich des aufsichtsbehordli-
chen Ermessensspielraums, bietet aber angesichts enger Gren-
zen beim Verzicht auf Abhilfebefugnisse in Bagatellfallen keine
wesentlichen Erleichterungen bei der Beschwerdebefassung.
Ungeachtet dessen gilt es, um dem grundrechtlichen Schutz-
auftrag und dem Gebot der , guten Verwaltung'*® auch mit Blick
auf die Verfahrensdauer gerecht zu werden, die aufsichtsrecht-
lichen Prozesse und Vorgehensweisen kontinuierlich auf Mog-
lichkeiten der Effektivierung hin zu untersuchen.?’

3.2 Datenschutzaufsicht Giber den Landtag

Das Verhaltnis des Europaischen Datenschutzrechts zu den na-
tionalen Rechtsordnungen, auch im legislativen Bereich, ist seit
Inkrafttreten der DSGVO Gegenstand intensiver Diskussionen.

'8 Pressemitteilung noyb: noyb-Sieg: 4,75 Millionen Euro Strafe gegen Netflix; ab-
rufbar unter https://noyb.eu/de/noyb-win-dutch-authority-fines-netflix-eu475-
million

19 Urteil vom 26. September 2024 — C-768/21.

2 Schlussantrage des Generalanwalts Pikamde vom 16. Mérz 2023 - verbundene
Rechtssachen C-26/22 und C-64/22, Rn. 40.

2 Siehe in Bezug auf Beschwerden zu VideoiiberwachungsmaBnahmen 32. T4-
tigkeitsbericht Datenschutz 2023, 9.1 Verwaltungsvorschrift zum Umgang mit
Beschwerden.
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Dies betrifft unter anderem die Frage der Anwendbarkeit der
DSGVO auf Datenverarbeitungen der nationalen Parlamente
(Landes-/Bundesparlamente) im Kontext ihrer legislativen Ta-
tigkeit.

3.2.1  Bisherige Rechtsauffassung unserer Behorde

Das Unabhangige Datenschutzzentrum vertrat bislang die
Rechtsauffassung, dass die Regelungen der DSGVO keine An-
wendung auf die Verarbeitung personenbezogener Daten
durch die nationalen Parlamente finden, soweit diese Datenver-
arbeitung im Zusammenhang mit dem legislativen Beratungs-
und Entscheidungsprozess steht. Diese Sichtweise griindete auf
folgenden rechtlichen Uberlegungen.

GemaB Art. 2 Abs. 2 lit. a findet die DSGVO keine Anwendung
auf die Verarbeitung personenbezogener Daten, ,(..) im Rah-
men einer Tatigkeit die nicht in den Anwendungsbereich des
Unionsrechts féllt'. Die diesbezlgliche Aussage ist als Klarstel-
lung zu begreifen und nimmt Bezug auf den unionsrechtlichen
Grundsatz der begrenzten Einzelermachtigung. GemaB Art. 5
Abs. 1 S.1, Abs. 2 EUV wird die EU hiernach nur innerhalb der
Grenzen derjenigen Zustdndigkeiten tatig, welche die Mitglied-
staaten ihr in den Vertrdgen zur Verwirklichung der darin nie-
dergelegten Ziele zuvor lGbertragen haben. Alle der Union nicht
in den Vertragen Ubertragenen Zustandigkeiten verbleiben bei
den Mitgliedstaaten.

Aus diesem Grundsatz leiteten auch wir bis dato ab, dass neben
den in Erwagungsgrund Nr. 16 der DSGVO genannten Tatigkei-
ten der nationalen Sicherheit, auch die parlamentarische Orga-
nisation innerhalb der Mitgliedstaaten sowie die nationalverfas-
sungsrechtliche Ausgestaltung des Abgeordnetenmandats als
vom Anwendungsbereich des europdischen Datenschutzre-
gimes ausgenommen angesehen werden muss. Eine weitere
rechtliche Stiitze fand diese Ansicht unserer Auffassung nach in
Art. 4 Abs. 2 S. 1 EUV, wonach die Union die jeweilige nationale
Identitat der Mitgliedstaaten achtet, ,(...) die in ihren grundle-
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genden politischen und verfassungsméBigen Strukturen ein-
schiieBlich der regionalen und lokalen Selbstverwaltung zum
Ausdruck kommt".

Auch wenn sich die diesbeziigliche Zustandigkeitsvermutung
nicht auf samtliche (Neben-) Bereiche der parlamentarischen
Arbeit erstreckt (Bsp. Beschaftigtendatenschutz), erschien es
uns als folgerichtig, dass jedenfalls die den parlamentarischen
Beratungs- und Entscheidungsfindungsprozess unmittelbar be-
treffenden Verarbeitungstatigkeiten hiervon erfasst seien. Sel-
bige kann man als wesentliche, den Aufbau und das Eigenver-
standnis des Staates pragende Entscheidungen ansehen, wel-
che von unionsrechtlichen Vorgaben — auch solchen nur mittel-
barer Natur — freigestellt sein sollten. Letzteres bezog sich dabei
auf die in den nationalen Verfassungen unmittelbar geregelten
Grundsatze der gesetzgebenden Gewalt sowie auf die diesbe-
zlglich erlassenen formlichen Gesetze und Geschaftsordnun-
gen, welche den innerparlamentarischen Entscheidungsfin-
dungsprozess nachvollziehen und naher ausgestalten.??

In seinem Urteil vom 21.1.2020 — Lv 15/19, vertritt auch der Saar-
landische Verfassungsgerichtshof die Auffassung, dass die par-
lamentarische Tatigkeit des saarlandischen Landtages aufgrund
von Art. 2 Abs. 2 lit. a DSGVO nicht in den Anwendungsbereich
der DSGVO fallt.3

3.2.2  Neuere Judikatur des EuGH

Anfang des Jahres 2024 hat sich der Européische Gerichtshof
(EuGH) in einer Entscheidung zu der Frage der Anwendbarkeit
der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) im parlamentari-
schen Bereich geduBert und hierbei weitgehende und bedeu-
tende Feststellungen getroffen.2*

2 Vgl. etwa Art. 70 Abs. 1 SVerf.
3 Rn. 70 f, juris.
2 Urteil vom 16. Januar 2024-C-33/22.
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In dem Urteil gelangt der EuGH zu der Einschatzung, aus Art. 16
Abs. 2 S. 1 AEUV und Art. 2 Abs. 2 lit. a DSGVO kdnne nicht ge-
schlossen werden, dass eine Datenverarbeitung allein deshalb
auBerhalb des Anwendungsbereichs des Unionsrechts liege und
damit dem Anwendungsbereich der DSGVO entzogen sei, weil
sie von einem vom Parlament eines Mitgliedstaats eingesetzten
Untersuchungsausschuss ausgelbt werde.?® Ein parlamentari-
scher Untersuchungsauschuss unterfallt hiernach grundsétzlich
den Vorschriften der DSGVO und unterliegt demnach auch ei-
ner diesbezliglichen Datenschutzaufsicht.

In einer ahnlich gelagerten Entscheidung aus dem Jahr 2020
hatte der EuGH bereits entschieden, dass parlamentarische Pe-
titionsausschiisse dem Anwendungsbereich der DSGVO unter-
fallen. Selbige seien insoweit als "Verantwortliche" im Sinne des
Art. 4 Nr. 7 DSGVO einzustufen, inwieweit sie allein oder ge-
meinsam mit anderen Uber die Zwecke und Mittel der Verarbei-
tung entscheiden.?®

Nach dieser Rechtsprechung des EuGH, welche von einem wei-
ten Anwendungsbereich der DSGVO ausgeht, ist fraglich, ob die
eingangs erwdhnte Rechtsauffassung aufrecht erhalten werden
kann. Die Beantwortung dieser Frage hangt vor allem davon ab,
ob man die Rechtsprechung des EuGH isoliert auf Petitions- und
Untersuchungsausschiisse bezieht, oder ihr eine allgemeine
Aussage zum Anwendungsbereich des Europdischen Daten-
schutzrechts entnimmt, welche fiir die gesamte parlamentari-
sche Tatigkeit Gultigkeit beansprucht.

Wie auch immer man diese Frage beantworten mag, eindeutig
ist die Rechtsprechung des EuGH jedenfalls in dem Punkt der
Datenschutzaufsicht im parlamentarischen Bereich. Das Gericht
fuhrt hier aus, dass es gemal Art. 51 Abs. 1 DSGVO im Ermessen
der Mitgliedstaaten stehe, so viele Datenschutzaufsichtsbehor-
den in ihrem Hoheitsgebiet einzurichten, wie es sich insbeson-
dere aufgrund ihrer verfassungsmaBigen Struktur als erforder-

2> Urteil vom 16. Januar 2024 — C-33/22, Rn. 43, curia.
26 Urteil vom 9. Juli 2000 - C-272/19, Rn. 73, curia.
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lich erweist. In Fallen, in welchen sich ein Mitgliedstaat fiir die
Einrichtung nur einer einzigen Aufsichtsbehdrde entscheide, sei
diese Behorde zwangslaufig auch fir den parlamentarischen
Bereich mit allen Zustandigkeiten ausgestattet, die die DSGVO
den Aufsichtsbehorden Gbertragt?’.

3.23  Konsequenzen fiir die Datenschutzaufsicht im
Saarland

Fir das Saarland ist die Landesbeauftragte fiir Datenschutz ge-
maB § 16 SDSG bis zu einer Neuregelung durch den Landtag die
derzeit einzige allgemeine Datenschutzaufsichtsbehdrde. Nach
der Judikatur des EuGH obliegt dem Unabhéngigen Daten-
schutzzentrum Saarland daher auch die Kontrolle der Rechtma-
Bigkeit der Verarbeitung personenbezogener Daten im gesam-
ten Tatigkeitsbereich des Saarlandischen Landtages, d. h. auch
hinsichtlich von Verarbeitungen, welche tber den Bereich der
bloBen Landtagsverwaltung hinausgehen und den parlamenta-
rischen Bereich (die parlamentarische Kerntatigkeit) betreffen.

3.3 KI-Verordnung: Datenschutz und Kinstliche
Intelligenz

3.3.1  Allgemeines

Nachdem sich unsere Behdrde im Jahr 2023 bereits aus konkre-
tem Anlass mit den datenschutzrechtlichen Implikationen beim
Einsatz von Kunstlicher Intelligenz beschaftigt hatte,?® standen
auch im aktuellen Berichtszeitraum die Entwicklungen in diesem
Bereich weiterhin im Fokus der datenschutzrechtlichen Diskus-
sionen, sowohl in unserem Haus als auch innerhalb der Konfe-
renz der unabhangigen Datenschutzaufsichtsbehdrden des
Bundes und der Lander (DSK). Insbesondere der Umstand, dass
die Verordnung (EU) 2024/1689 des Europadischen Parlaments
und des Rates vom 13. Juni 2024 zur Festlegung harmonisierter

27 Urteil vom 16. Januar — C-33/22, Rn. 64, 69, curia.
28 32, Tatigkeitsbericht 2023, Bericht 10, S. 151 ff.
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Vorschriften fir kiinstliche Intelligenz (Verordnung tber kinst-
liche Intelligenz, KI-VO) am 1. August 2024 in Kraft getreten ist,
hat der Diskussion im Jahr 2024 eine neue Dynamik gegeben.

Die KI-VO soll einen einheitlichen Rechtsrahmen fir KI-Systeme
festlegen, der im Einklang mit den Werten und Grundrechten
der Europaischen Union steht und so auch einen Schutz vor
schadlichen Auswirkungen von KI-Systemen gewahrleisten,
ohne Innovationen GbermaBig zu behindern.2® Dies will der Ver-
ordnungsgeber erreichen, indem er besondere Anforderungen
an sog. Hochrisiko-KI-Systeme und KI-Modelle mit allgemei-
nem Verwendungszweck stellt, besondere Transparenzpflichten
normiert und Rahmenbedingungen fir aufsichtsbehordliche
Strukturen in den Mitgliedstaaten der EU zur Kontrolle dieser
Vorschriften schafft. Der Schwerpunkt der KI-VO liegt damit
zwar nicht im Bereich des Datenschutzes, soweit aber KI-Sys-
teme bei der Verarbeitung personenbezogener Daten einge-
setzt werden, haben die von ihr aufgestellten Rahmenbedin-
gungen jedoch mittelbar erhebliche Auswirkungen auf die Aus-
legung und Anwendung der datenschutzrechtlichen Vorgaben.

Die DSK hat die Entwicklungen rund um die KI-VO intensiv be-
gleitet und sich dabei auch mit den zu etablierenden aufsichts-
behordlichen Strukturen auf nationaler Ebene befasst. Die KI-
VO sieht vor, dass diese spatestens bis zum 2. August 2025 zu
schaffen sind, da zu diesem Zeitpunkt weite Teile der KI-VO un-
mittelbar in den Mitgliedstaaten der EU gelten.3® Unmittelbar in
der KI-VO sind die Datenschutzaufsichtsbehdrden bereits als
zustandige Marktiberwachungsbehdrden fiir die Bereiche
Strafverfolgung, Wahlen, Grenzkontrolle und Justizverwaltung
vorgesehen3' In einem Positionspapier hat sich die DSK fir
klare und einheitliche behordliche Zustandigkeiten eingesetzt
und insoweit die Bereitschaft der Datenschutzaufsichtsbehor-
den erklart, die Aufgaben der nationalen Marktiiberwachungs-

2 ErwG 1 KI-VO.
30 Art. 113, 70 Abs. 2 KI-VO.
3T Art. 74 Abs. 8i. V. m. Anhang Il Nr. 1, 6, 7, 8.
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behorden fiir KI-Systeme zu Ubernehmen; dem liegt zugrunde,
dass sie bereits Uber umfassende Erfahrung im digitalen Grund-
rechtsschutz und etablierte, kooperative Aufsichts- und Abstim-
mungsmechanismen verfliigen und so eine enge Verzahnung
der KI-Verordnung mit der DSGVO sicherstellen knnen.3? Auch
der Europaische Datenschutzausschuss (EDSA) hatte den Mit-
gliedstaaten der EU empfohlen, entsprechende Erwdgungen an-
zustellen 3

Im Berichtszeitraum wurde von der DSK zudem zur Unterstit-
zung von Unternehmen und Behdrden die Orientierungshilfe
.Kinstliche Intelligenz und Datenschutz” veroffentlicht,3 die ei-
nen Uberblick Gber die Kriterien fiir eine datenschutzkonforme
Nutzung von KI-Anwendungen gibt. Im Mittelpunkt stehen da-
bei RechtméaBigkeit, Zweckbindung, Transparenzpflichten und
der Schutz von Betroffenenrechten.

Mit Beschluss vom 15. November 2024 hat die DSK zur Biinde-
lung der technischen und rechtlichen Expertise der deutschen
Datenschutzaufsichtsbehérden einen eigenen Arbeitskreis
Kinstliche Intelligenz eingerichtet®> Zu seinen Schwerpunkt-
themen gehdren unter anderem die datenschutzrechtlichen An-
forderungen an die Verarbeitung personenbezogener Daten im
Rahmen des KI-Trainings sowie die Priifung der Auswirkungen
von KI-Systemen auf die Rechte betroffener Personen. Die Ar-
beit des Arbeitskreises wird gerade auch von der schwierigen
Aufgabe geprégt sein, einen Ausgleich zu finden, der einerseits
auf die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorgaben dréngt
und so einen Beitrag zur Wahrung der Interessen und Grund-
rechte der Birgerlnnen leistet, andererseits aber nicht aus den

32 https://www.datenschutzkonferenz-online.de/media/dskb/20240503_DSK_
Positionspapier_Zustaendigkeiten_KI_VO.pdf

3 https://www.edpb.europa.eu/news/news/2024/edpb-adopts-statement-
dpas-role-ai-act-framework-eu-us-data-privacy-framework-faq_de

34 https://www.datenschutzkonferenz-online.de/media/oh/20240506_DSK_
Orientierungshilfe_KI_und_Datenschutz.pdf

% https://www.datenschutzkonferenz-online.de/media/pm/2024-11-15_PM_
108_DSK.pdf
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Augen verliert, dass im Interesse des Allgemeinwohls auch in-
novationsfreundliche Rahmenbedingungen im Bereich KI erfor-
derlich sind.

Auch auf der Ebene des EDSA setzen sich die Datenschutzauf-
sichtsbehdrden eingehend mit dem Thema KI auseinander. So
wurde beispielsweise auf Antrag der irischen Datenschutzbe-
horde eine Stellungnahme des Ausschusses zu bestimmten Da-
tenschutzaspekten im Zusammenhang mit der Verarbeitung
personenbezogener Daten im Rahmen von KI-Modellen erar-
beitet und am 17. Dezember 2024 angenommen.3®

3.32  Wechselwirkungen zwischen KI-Verordnung und
Datenschutzrecht

Das Inkrafttreten der Verordnung (EU) 2024/1689 Uber kiinstli-
che Intelligenz (KI-VO) am 1. August 2024 hat auch Konsequen-
zen fur das Datenschutzrecht, da beide Rechtsgebiete sich wech-
selseitig erganzen. So definiert etwa Art. 5 KI-VO diverse Prakti-
ken im KI-Bereich, die verboten sind, da mit ihnen nach Wertung
des EU-Gesetzgebers ein zu hohes Risiko fiir die Grundrechte
von Betroffenen einhergeht. Die in Art. 5 KI-VO abschlieBend
aufgezahlten Praktiken sind dabei solche, bei denen zwangslau-
fig auch personenbezogene Daten verarbeitet wiirden.

So ist es nach Art. 5 Abs. 1 lit b KI-VO beispielsweise verboten,
mittels KI die Vulnerabilitat einer Person aufgrund ihres Alters,
einer Behinderung oder einer bestimmten sozialen oder wirt-
schaftlichen Situation auszunutzen, um deren Verhalten in einer
sie erheblich schadigenden Weise zu beeinflussen. Denklogisch
setzt diese verbotene Praktik also die Nutzung von Informatio-
nen Uber die betroffene Person voraus, weshalb hier zugleich
eine automatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten
i. S. v. Art. 2 Abs. 1 DSGVO vorliegt und damit neben der KI-VO
auch das Datenschutzrecht nach der DSGVO anwendbar ist. Als
weiteres Beispiel sei Art. 5 Abs. 1 lit. f KI-VO genannt, wonach

% https://www.edpb.europa.eu/news/news/2024/edpb-opinion-ai-models-
gdpr-principles-support-responsible-ai_de
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die Verwendung von KI-Systemen zur Ableitung von Emotionen
einer naturlichen Person am Arbeitsplatz und in Bildungsein-
richtungen grundsatzlich verboten ist. Auch zu diesem verbote-
nen Zweck ware eine Verarbeitung von personenbezogenen
Daten etwa in Gestalt von Gesichtsausdruck, Stimmklang oder
Kérpersprache erforderlich.

Die Verbote aus Art. 5 KI-VO haben damit unmittelbare Auswir-
kungen auf die datenschutzrechtliche Zulassigkeit der Verarbei-
tung personenbezogener Daten, da einer nach Art. 5 KI-VO ver-
botenen Handlung kein legitimer Verarbeitungszweck im Sinne
des Art. 5 Abs. 1 lit. b DSGVO innewohnen kann; die Vorgaben
des Art. 5 KI-VO haben verantwortliche Stelleni.S. d. Art. 4 Nr. 7
DSGVO bereits ab dem 2. Februar 2025 zu beachten.

Aber nicht nur Verantwortliche sind hiervon betroffen, sondern
auch Auftragsverarbeiter gemaf Art. 4 Nr. 8 DSGVO, da sie nach
Art. 28 Abs. 3 Unterabsatz 2 DSGVO dazu verpflichtet sind, Ver-
antwortlichen — und damit ihren Kunden — mitzuteilen, soweit
Weisungen gegen die Vorgaben der DSGVO verstoBen. Dies gilt
insbesondere dann, wenn der Verantwortliche dem Auf-
tragsverarbeiter offensichtliche RechtsverstdBe abverlangt, in-
dem er eine Verarbeitungstatigkeit beauftragt, die offensichtlich
gegen die KI-VO verstoBt.3” Zumindest mittelbar kann die KI-
VO also auch Auswirkungen auf datenschutzrechtliche Pflichten
von Auftragsverarbeitern haben. Ungeachtet dessen wird der
Auftragsverarbeiter in vielen Féllen gleichzeitig als ,Anbieter”
i. S.d. Art. 3 Nr. 3 KI-VO unmittelbar Adressat von Pflichten nach
der KI-VO sein, sofern Gegenstand der Beauftragung gerade der
Einsatz eines KI-Systems ist.

Auch hier wird die enge Verzahnung der KI-VO mit den Vorga-
ben der DS-GVO deutlich. Die KI-VO setzt damit nicht nur allge-
meine Standards, sondern starkt zudem die datenschutzrechtli-
che Position von Betroffenen im Umgang mit KI-Systemen.

37 Simitis/Hornung/Spiecker gen. Déhmann, Datenschutzrecht, DSGVO Art. 28
Rn. 83.
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4 Grundsatzfragen

4  Grundsatzfragen

4.1 Anforderungen an das Vorliegen eines
Personenbezugs

4.1.1  Umgang mit Daten juristischer Personen

Die Vorschriften der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)
dienen nach ihrem Art. 1 Abs.1 und 2 ausschlieBlich dem
Schutz der Grundrechte und Grundfreiheiten natdirlicher Perso-
nen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten. Wahrend
somit der individuelle Mensch als Trager von Rechten und
Pflichten von diesem gesetzlichen Schutzauftrag ausdriicklich
erfasst ist, gilt dies nicht zwangslaufig fir Vereinigungen von
natlrlichen Personen und Personenmehrheiten, die mit eigener
Rechtsfahigkeit ausgestattet sind; denn unter Beriicksichtigung
von Satz 2 des Erwdgungsgrunds 14 der DSGVO

"“Diese Verordnung gilt nicht fiir die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten juristischer Personen und insbeson-
dere als juristische Person gegriindeter Unternehmen, ein-
schlielSlich Name, Rechtsform oder Kontaktdaten der juris-
tischen Person.”

sollen datenschutzrechtliche Vorgaben fiir rein unternehmens-
bezogene Kontaktinformationen regelméBig keine Anwendung
finden.

Oftmals lasst sich allerdings die Linie zwischen unternehmens-
und personenbezogenen Daten nicht trennscharf ziehen: So sind
bei Klein- oder Einzelunternehmen die Daten der juristischen
Person und die der dahinterstehenden natirlichen Person haufig
deckungsgleich (beispielsweise ,Erika Mustermann GmbH");
auch kénnen Kontaktdaten einer die juristische Person nach au-
Ben vertretenden natirlichen Person (Organwalter wie GmbH-
Geschaftsflihrer oder Vorstand einer Aktiengesellschaft) oder
von Mitarbeitenden als nach auBen auftretenden Ansprechper-
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sonen (E-Mail-Adresse: max.mustermann@firma.com) als perso-
nenbezogene Daten qualifiziert werden.

In der dahingehenden Literatur und Rechtsprechung werden
zur Frage des Schutzumfangs des Unionsrechts unterschiedli-
che Ansichten vertreten: Wahrend eine nah am Wortlaut des Er-
wagungsgrunds 14 der DSGVO orientierte Auslegung eine Ver-
arbeitung von Kontaktinformationen von juristischen Personen
vom Schutzbereich der DSGVO ausnimmt,® ist nach einer ver-
mittelnden Position eine differenzierende Betrachtung erforder-
lich; eine Erstreckung des sachlichen Anwendungsbereichs der
Verordnung auf die juristische Person hiange demnach davon
ab, ob und inwieweit zwischen juristischer und dahinter stehen-
der natirlicher Person eine hinreichend nahe Beziehung be-
stehe.3 Eine enge finanzielle, personelle oder wirtschaftliche
Verflechtung, wie sie typischerweise bei einer Einpersonen-
GmbH vorkomme,*® spreche fir eine umfassende Anwendung
des Datenschutzrechts auch auf diese Unternehmensdaten. Das
in Art. T Abs. 2 DSGVO genannte Schutzziel der Verordnung
und der Wortlaut von Erwagungsgrund 14 bedingen auch hie-
sigen Erachtens letztlich eine differenzierende Betrachtung des
jeweiligen Verarbeitungshandelns unter Beriicksichtigung von
Verarbeitungsziel und -kontext.

Im Berichtszeitraum adressierten Beratungsanfragen und Be-
schwerden die Verarbeitung personenbezogener Daten juristi-
scher Personen in einer groen Bandbreite: Neben den haufig
thematisierten Wirtschaftsinformationsdiensten, lagen den An-
liegen auch Referenzlisten bei 6ffentlichen Ausschreibungen
und sonstige Einzelfdlle der Verarbeitung von Unternehmens-
daten als Gegenstand zugrunde.

% Karg, in Simitis/Hornung/Spiecker gen. D6hmann, Datenschutzrecht 1. Auf-
lage 2019, Art. 4, Rn. 45, beck-online; Bundesfinanzhof, Beschluss vom 8. Feb-
ruar 2024 —IX B 113/22, Rn .12 ff,, juris.

% Gola, in Gola/Heckmann, Datenschutz-Grundverordnung — Bundesdaten-
schutzgesetz 3. Aufl. 2022, Art. 4 Rn. 28, beck-online.

40 Klabunde/Horvath, in Ehmann/Selmayr, Datenschutz-Grundverordnung 3.
Aufl. 2024, Art. 4 Rn. 14, beck-online.
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¢ Wirtschaftsinformationsdienste

Fir registerrechtlich geregelte Informationsdienste wie
dem gemeinsamen Registerportal der Bundeslander
(Handelsregister)*' erfolgt eine Veroffentlichung perso-
nenbezogener Daten von GmbH-Geschéftsfiihrern
nach Art. 6 Abs. 1 lit. ¢ DSGVO zur Erfillung einer ge-
setzlichen Publizitatspflicht aus § 9 Abs. 1 Satz 2, § 10
Abs. 1 Handelsgesetzbuch, § 52 Verordnung Uber die
Einrichtung und Flhrung des Handelsregisters.*? Dahin-
gegen kdnnen sich Anbieter privater Wirtschaftsinfor-
mationsdienste nicht auf eine gesetzliche Verarbei-
tungspflicht berufen; diese kdnnen personenbezogene
Daten im Kontext von juristischen Personen zur Verfol-
gung wirtschaftlicher Interessen gestitzt auf die Inte-
ressenabwdgung nach Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO regel-
maBig in zulassiger Weise verarbeiten:

Soweit im Hinblick auf die Art der Geschaftstatigkeit
ausschlieBlich offentlich zugangliche Unternehmensin-
formationen, mithin aber auch Angaben im Zusammen-
hang mit der beruflichen Betétigung einer natirlichen
Person, mit dem Ziel der Bereitstellung eines branchen-
und unternehmensbezogenen Such- und Informations-
dienstes verarbeitet werden, stellt diese kommerzielle
Tatigkeit grundsatzlich ein berechtigtes Interesse im
Sinne des Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO dar. Auch sind in
diesem Kontext die Informationsinteressen von poten-
ziellen Nutzenden dieser Dienste als Drittinteresse be-
riicksichtigungsfahig und als berechtigt anzusehen.
MaBgeblich fiir die Abwagungsentscheidung im Sinne
der Vorschrift ist ferner, inwiefern schutzwirdige Inte-
ressen, Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffe-

41 https://www.handelsregister.de/rp_web/welcome.xhtml
42 BGH, a. a. 0., Rn. 13 und 14, juris.
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nen Person(en) das Verarbeitungsinteresse gegebenen-
falls Gberwiegen.

Zunéchst ist die Art und Herkunft der Daten malgeb-
lich: Hier kann statuiert werden, dass fir Wirtschaftsda-
ten, die mit der unternehmerischen oder beruflichen
Betdtigung einer naturlichen Person konnotiert sind
und die 6ffentlich zuganglich sind, zunachst eine gerin-
gere Schutzwirdigkeit unterstellt werden kann.** Auch
die Verarbeitung als solche und die beteiligten Akteure
sind zu berlcksichtigen; die beabsichtigte Veroffentli-
chung von Informationen im Internet und der damit
verbunden potenziell unbeschrankte Kreis von Empfan-
gern ist zwar grundsatzlich mit einer erheblichen Ein-
griffstiefe verbunden, allerdings handelt es sich bei den
veroffentlichten Daten um solche, die ohnehin bereits
aus offentlich zuganglichen Informationsregistern ent-
nommen werden kdnnen. Die Uber den Informations-
dienst abrufbaren Daten, wéren auch flr potenzielle
Nutzende des Dienstes als Datenempfanger vorausset-
zungslos durch eine Recherche im Handelsregister und
erganzenden Quellen auffindbar.

e Referenzlisten

In Ausschreibungsverfahren 6ffentlicher Auftraggeber
kdnnen Bieter dazu angehalten sein, Informationen
Uber erledigte Auftrage bspw. in Form schriftlicher Re-
ferenzen von friiheren Auftraggebern vorzulegen. Diese
sollen nach § 122 Abs. 2 Nr. 3 Gesetz gegen Wettbe-
werbsbeschrankungen und § 46 Abs. 3 Nr. 1 Vergabe-
verordnung dem offentlichen Auftraggeber im Verga-
beverfahren die Priifung der Eignung und Leistungsfa-
higkeit des bietenden Unternehmens ermaoglichen.
Stellt ein Unternehmen keine Referenzliste zur Verfi-

43 Landgericht Hamburg, Urteil vom 3. September 2021 - 324 O 86/20, Rn. 67 ff,
juris; Kiihling/Buchner/Buchner/Petri, 3. Aufl. 2020, DS-GVO Art. 6 Rn. 150 ff.
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gung, kann dies den Ausschluss im Ausschreibungsver-
fahren bedeuten.

RegelmaBig werden im Zusammenhang mit der Zurver-
fugungstellung von Referenzen von friheren Auftrag-
gebern auch personenbezogene Daten im Kontext ju-
ristischer Personen — insbesondere auch in Form von
Angaben zu Ansprechpersonen — im Rahmen der Inte-
ressenabwdgung nach Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO in zu-
lassiger Weise verarbeitet. Mit dieser Weitergabe von
Unternehmens- oder beruflichen Kontaktinformationen
eines friiheren Auftraggebers verfolgt das an dem
Vergabeverfahren teilnehmende Unternehmen ein be-
rechtigtes kommerzielles Interesse im Sinne der Vor-
schrift; denn nur hierdurch wird eine Teilnahme am Aus-
schreibungsverfahren Uberhaupt erst ermdglicht. Fer-
ner kann auch das Interesse der datenempfangenden
offentlichen Auftraggeber an der Ermoglichung einer
Eignungspriifung als berechtigtes Drittinteresse aner-
kannt werden. SchlieBlich gilt zu berlicksichtigen, dass
das den vergaberechtlichen Regelungen zugrundelie-
gende Unionsrecht** eine Offenlegung der privaten
oder 6ffentlichen Empfanger von Lieferungen/Dienst-
leistungen im Vergabeprozess vorsieht.

Wie bei den Wirtschaftsinformationsdiensten spricht
auch hier grundsatzlich fiir eine Zulassigkeit der Daten-
weitergabe, dass eine geringere Schutzwirdigkeit fiir
Daten zur unternehmerischen oder beruflichen Betéti-
gung einer nattrlichen Person unterstellt werden kann;
ferner lasst eine Zurverfligungstellung von Informatio-
nen gegeniliber einem o6ffentlichen Auftraggeber, flr
den im Ubrigen eine besondere Bindung an Recht und
Gesetz besteht, nicht auf eine erhebliche Eingriffstiefe
in Rechte der betroffenen Personen schlieen.

4 Art. 58 Abs. 4 und Art. 60 Abs. 1 und 4 Richtlinie 2014/24/EU in Verbindung
mit Anhang XII Teil Il RL 2014/24/EU.
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Allerdings kann jedoch abhangig von spezifischen Be-
sonderheiten der Tatigkeit des bietenden Unterneh-
mens die Einholung einer Einwilligung nach Art. 4
Nr. 11 in Verbindung mit Art. 6 Abs. 1 lit. a DSGVO der
von der Datenweitergabe betroffenen Personen erfor-
derlich sein. So kann es fiir Rechtsanwalte als Bieter un-
ter Berlicksichtigung berufsspezifischer Verschwiegen-
heitspflichten zumutbar sein, Einwilligungen der von
der Datenweitergabe in Referenzlisten betroffenen
Mandanten einzuholen.#®

¢ Gesellschaftssitz am Wohnort

Gerade bei Einpersonengesellschaften kann der Unter-
nehmenssitz mit dem Wohnsitz des Alleingesellschaf-
ters zusammenfallen, allerdings kann allein die Uberein-
stimmung von Privat- und Geschaftsanschrift mit Blick
auf Erwagungsgrund 14 nicht dazu fiihren, dass fir die
Verarbeitung personenbezogener Daten der juristi-
schen Person datenschutzrechtliche Vorgaben zwangs-
laufig Berlicksichtigung finden missen. Wie eingangs
erwdhnt, gebietet sich jedoch eine differenzierende Be-
trachtung mit Blick auf das spezifische Ziel und den Zu-
sammenhang einer Datenverarbeitung.

Wird in der Einzelfallbefassung ersichtlich, dass der Ver-
arbeitung der personenbezogenen Daten der juristi-
schen Person vorrangig oder ausschlieBlich auf die da-
hinterstehende natiirliche Person abzielt, missen mit
Blick auf deren Schutzziel hierflr die Verarbeitungsbe-
dingungen der DSGVO gelten. Werden bspw. Werbe-
botschaften an die juristische Person adressiert, aber
richtet sich die beworbene Ware oder Dienstleistung er-
kennbar ausschlieBlich an die hinter der Gesellschaft
stehende natirliche Person, kann fiir diese Datenver-

4 Bundeskartellamt, 1. Vergabekammer des Bundes, Beschluss vom 1. Juni
2023 - VK 1-37/23, Rn. 57, juris.
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wendung nicht der Ausschlussgrund nach Erwagungs-
grund 14 gelten.

Gleiches kann auch bei der Verarbeitung personenbe-
zogener Daten einer juristischen Person angenommen
werden, wenn die Gesellschaft bereits aufgeldst wurde;
teilt bspw. ein Betriebsnachfolger Kundinnen und Kun-
den Name (,Max Mustermann GmbH") und Adresse der
verduBernden Gesellschaft mit, damit diese dort Ersatz
fur durch den VerduBerer ausgestellte Wertgutscheine
geltend machen kénnen, ist diese Weitergabe von Kon-
taktdaten nach den Vorgaben der DSGVO zu beurteilen,
wenn der Betriebsnachfolger nachweislich Kenntnis von
der bereits erfolgten Liquidation der Gesellschaft haben
kann.

412  Korrektur eines Schadensberichts: Sach- vs perso-
nenbezogene Daten

Im 30. Tatigkeitsbericht fur das Berichtsjahr 202146 wurde das
Beschwerdeverfahren einer Wohnungseigentiimerin, die ver-
suchte, gegen einen Schadensbericht hinsichtlich der Feststel-
lung eines Wasserschadens im Gemeinschaftskeller durch Gel-
tendmachung datenschutzrechtlicher Betroffenenrechte vorzu-
gehen, dargestellt.

Mit dem Ziel, die Angaben im Schadensbericht hinsichtlich des
Schadensorts und der Schadensursache in ihrem Sinne zu kor-
rigieren, machte die Beschwerdefiihrerin gegentiber dem Scha-
densermittler zunachst einen Auskunftsanspruch nach Art. 15
DSGVO und anschlieBend einen Berichtigungsanspruch nach
Art. 16 DSGVO geltend und forderte diesen sodann zur Lo-
schung der sie betreffenden personenbezogenen Daten nach
Art. 17 DSGVO aus dem ihres Erachtens fehlerhaft erstellten
Schadensbericht auf. Nach Weigerung des Schadensermittlers,
den geltend gemachten Betroffenenrechten zu entsprechen
und nach Abweisung ihrer Beschwerde nach Art. 77 DSGVO

46 Bericht 4.23.3.
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klagte die Beschwerdefiihrerin gegen die Einstellung des Ver-
fahrens.

Mit Urteil vom 30. Oktober 2024*" hat das Verwaltungsgericht
des Saarlandes diese Klage abgewiesen und im Weiteren ent-
schieden, dass die Beschwerdeabweisung keinen VerstoB3 gegen
aufsichtsbehordliche Pflichten nach Art. 57 Abs. 1 lit. f DSGVO
darstellt. Das Gericht bestatigte damit unsere Auffassung, dass
es sich bei den isolierten Angaben zu Schadensort und -ursache
im Schadensbericht um reine Sachdaten und nicht um perso-
nenbezogene Daten im Sinne des Art. 4 Nr. 1 DSGVO handelte;
demzufolge konnte seitens der Aufsichtsbehdrde keine Unrich-
tigkeit im Sinne des Art. 16 DSGVO festgestellt werden und es
wurden damit — ermessensfehlerfrei — keine MaBnahmen nach
Art. 58 Abs. 2 DSGVO ergriffen. Die von der Klagerin begehrte
Uberpriifung der inhaltlichen Richtigkeit eines Schadensbe-
richts konnte somit im Rahmen eines datenschutzrechtlichen
Beschwerdeverfahrens gerade nicht erreicht werden. Auch im
Ubrigen lag aus Sicht der Kammer eine berechtigte Datenverar-
beitung vor, so dass auch eine Loschung der personenbezoge-
nen Daten der Kldgerin im Schadensbericht ausgeschlossen war.

Wenn auch das Verwaltungsgericht die aufsichtsbehordliche
Beschwerdeabweisung und damit die dieser zugrundeliegende
Differenzierung zwischen Sach- und personenbezogenen Daten
bestatigt hat, wirft diese Abgrenzung in vergleichbaren Fallen
nach wie vor erhebliche Schwierigkeiten auf.

So wird in der Rechtsprechung teilweise ein Personenbezug von
gebaudesperzifischen Sachangaben bei der Geltendmachung
von Auskunftsrechten nach Art. 15 DSGVO bejaht und in diesem
Zusammenhang auch ein Schadensgutachten als solches als
personenbezogenes Datum qualifiziert.*® Aber auch mit dieser
Rechtsprechung zu gebaudespezifischen Sachangaben lasst
sich — unter Beriicksichtigung der auch der aufsichtsbehordli-

47 Geschaftszeichen 5 K 1176/21.
48 OVG fiir das Land Mecklenburg-Vorpommern, Beschluss vom 14. Dezember
2023 - 1LZ 413/21 OVG, Rn. 14 und 15, juris.
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chen Beschwerdeabweisung zugrundeliegenden Rechtspre-
chung des Europaischen Gerichtshofs (EuGH)*® — eine Bin-
nendifferenzierung zwischen personenbezogenen Daten und
Sachdaten im Schadensbericht in Einklang bringen; wahrend so-
mit flir den Fall der Geltendmachung eines Auskunftsrechts fiir
einen Schadensbericht ein Personenbezug angenommen wer-
den kann, kann fir die verfolgte Berichtigung oder Ldschung
von Schadensdaten in einem Schadensbericht etwas anderes
gelten.

Da in zunehmendem MaBe lber Beschwerden bei der Aufsichts-
behdrde versucht wird, subjektiv unvorteilhafte Gutachten, Be-
wertungen oder behordliche Entscheidungen durch Geltend-
machung datenschutzrechtlicher Berichtigungs- und Losch-
rechte anzugreifen, ware eine weitere Konturierung dieser Fra-
gestellung in der Rechtsprechung wiinschenswert. In dem ent-
schiedenen Sachverhalt hat die Klagerin allerdings von einer Be-
rufung abgesehen.

4.2 Benennung eines stellvertretenden
Datenschutzbeauftragten

Immer wieder erreichen uns Beratungsanfragen aus dem &ffent-
lichen und nicht-6ffentlichen Sektor, ob neben dem betriebli-
chen bzw. behordlichen Datenschutzbeauftragten auch ein
stellvertretender Datenschutzbeauftragter zu benennen sei. Ge-
rade im Fall einer langeren Abwesenheit des originar benannten
Datenschutzbeauftragten, beispielsweise wegen Urlaub, Unfall
oder Erkrankung, stellt sich die Frage, wer dessen Aufgaben zu
Ubernehmen hat und wie das weitere Prozedere betriebs- oder
behdrdenintern geregelt werden muss, um den Datenschutz
und die damit zusammenhangenden Vorgaben umsetzen und

4% Urteile vom 17. Juli 2014 - verbundene Rechtssachen C-141/12 und C-372/12;
obwohl diese Entscheidung noch die Rechtslage vor Geltungseintritt der
DSGVO betrifft, ist diese nach wie vor relevant, siehe BGH, Urteil vom 15. Juni
2021 - VI ZR 576/19 Rn. 22 ff., juris.
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die Aufgaben des Datenschutzbeauftragten nahtlos weiterfiih-
ren zu kdnnen.

Weder Art. 7 DSGVO noch das Bundesdatenschutzgesetz ken-
nen eine Pflicht zur Benennung eines stellvertretenden Daten-
schutzbeauftragten. Auch im Saarlandischen Datenschutzge-
setz existiert im Gegensatz zu einigen Landesdatenschutzgeset-
zen, beispielsweise in Hessen, Nordrhein-Westfalen und Thiirin-
gen, keine Regelung, die die Benennung eines Vertreters des
Datenschutzbeauftragten explizit vorsieht.

Auch ohne eine solche ausdriickliche gesetzliche Obliegenheit,
erscheint unserer Behdrde die Benennung eines stellvertreten-
den Datenschutzbeauftragten jedoch geboten. Dies vor allem
aus zwei Griinden. Zum einen entbindet die langere Abwesen-
heit eines Datenschutzbeauftragten den Verantwortlichen we-
der von seinen Pflichten aus der DSGVO noch reduziert sie de-
ren Umfang. Der Verantwortliche kann sich in diesen Fallen,
etwa bei der Erfillung von Betroffenenrechten nach den
Art. 12 ff. DSGVO, folglich nicht mit dem Argument exkulpieren,
durch den Wegfall seines Datenschutzbeauftragten fehle es (vo-
riibergehend) an der nétigen Expertise. Auch in diesen Situati-
onen hat der Verantwortliche den datenschutzrechtlichen An-
spriichen und Fragestellungen umfassend zeitnah Rechnung zu
tragen und muss sich die ndétige Fachexpertise notfalls
schnellstmdglich Uber externe Dienstleister verschaffen. Zum
anderen nimmt die Person des Datenschutzbeauftragten in ge-
wissen Konstellationen eine besondere Vertrauensstellung zwi-
schen Verantwortlichen und Betroffenem ein. Gerade im Rah-
men von Beschaftigungsverhéltnissen kommt es nicht selten
vor, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer den Beschwer-
deweg zunéchst lber den Datenschutzbeauftragten suchen, sei
es, dass sie den Weg Uber die Geschaftsleitung oder die Perso-
nalvertretung noch nicht fiir opportun halten oder gar persén-
liche berufliche Konsequenzen bei einer direkten Konfrontation
mit der Chefebene fiirchten. Hieraus erklart sich sodann auch
das Erfordernis eines exklusiven Kommunikationszugangs zu
der Person des Datenschutzbeauftragten, etwa in Form einer
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nur diesem zuganglichen Funktions-E-Mail-Adresse. Nur durch
die Bereitstellung eines Stellvertreters kann der Verantwortliche
vorgenannten Problemen effektiv begegnen und eine perma-
nente, zeitlich llickenlose Umsetzung des in Art. 39 DSGVO ge-
nannten Aufgabenspektrums eines Datenschutzbeauftragten
sicherstellen.

Diese Uberlegungen kdénnen dogmatisch in Art. 38 Abs. 2
DSGVO verortet werden, wonach der Verantwortliche seinem
Datenschutzbeauftragten die zur Aufgabenerfillung erforderli-
chen, auch personellen, Ressourcen zur Verfligung stellen muss.

Klar ist bei einer Benennung eines Stellvertreters des Daten-
schutzbeauftragten jedoch, dass er nicht die in Art. 38 Abs. 3
DSGVO vorgesehenen Privilegien des eigentlich benannten Da-
tenschutzbeauftragten fir sich beanspruchen kann, da diese
eindeutig und exklusivdem originar benannten Datenschutzbe-
auftragten zustehen.

Fazit

Eine Pflicht zur Benennung eines Stellvertreters des Daten-
schutzbeauftragten existiert im Saarland nicht, jedoch ist eine
solche interne Aufgabenzuweisung gerade fir den Fall einer
langerfristigen Abwesenheit des benannten Datenschutzbeauf-
tragten empfehlenswert.
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5 Digitalisierung der Verwaltung

5.1 Bereitstellung onlinebasierter Solarkataster

Im Berichtszeitraum flihrte das Unabhdngige Datenschutzzent-
rum Saarland ein aufsichtsbehdrdliches Verfahren gegen eine
kommunale Gebietskorperschaft, den Regionalverband Saar-
briicken, durch. Anlass war die Einflihrung und der Betrieb eines
digitalen Solarkatasters, das seit Juli 2024 6ffentlich zugénglich
war. Ziel der Plattform war es, Eigentiimerinnen und Eigenti-
mern Uber das Sonneneinstrahlungspotential ihrer Dachflachen
zu informieren und eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung fir So-
laranlagen zu ermdglichen.

Das Solarkataster ermdglichte es jeder beliebigen Person, durch
einfache Eingabe einer Adresse oder Auswahl eines Gebaudes
auf einer interaktiven Karte umfassende Informationen zu erhal-
ten, darunter solche zur Ausrichtung, Neigung und Verschat-
tung der Dachflache, zur GréBe der potentiellen Modul- oder
Kollektorflache sowie zum maximalen Energieertrag. Zudem
konnte auf Grundlage dieser Daten eine Wirtschaftlichkeitsbe-
rechnung einer mdglichen Solaranlage durchgefiihrt werden.

Diese Informationen wurden fiir samtliche Gebaude im Gebiet
des Regionalverbands bereitgestellt, unabhdngig davon, ob es
sich um offentliche oder private Immobilien handelte. Die Platt-
form sah dabei keinerlei Authentifizierungs- oder Berechti-
gungspriifung vor. Es war demnach weder erforderlich, sich als
Eigentiimerin oder Eigentiimer des betreffenden Grundstiicks
auszuweisen noch ein sonstiges berechtigtes Interesse am Zu-
griff darzulegen. Auch ein technischer Zugriffsschutz, etwa
durch ein Login-Verfahren, existierte nicht.

Faktisch bedeutete dies, dass die wirtschaftlich relevanten Daten
zu samtlichen Wohngebauden im Regionalverband fiir jeder-
mann — ohne jede Zugangshiirde — abrufbar waren. Die bloRe
technische Moglichkeit, durch Auswahl auf einer Karte oder Ein-
gabe einer Adresse an die Daten zu gelangen, war fiir jeden In-
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ternetnutzenden gegeben. Die Nutzung des Solarkatasters war
damit nicht auf die Zielgruppe der Gebdudeeigentiimerinnen
und -eigentlimer beschrankt, sondern stand auch institutionel-
len Akteuren wie Solartechnikunternehmen, Immobilienmaklern,
Datenvermittlern oder auch beliebigen Dritten offen.

Diese gebaudebezogenen Informationen sind — entgegen lai-
enhafter Vermutung — nicht per se anonym. Vielmehr handelt es
sich um personenbezogene Daten im Sinne von Art. 4 Nr. 1
DSGVO, da sie sich auf identifizierbare naturliche Personen —
hier die Eigentimerinnen und Eigentiimer der betroffenen Ge-
baude — beziehen. Der Personenbezug kann sich entweder un-
mittelbar durch die Kenntnis der Eigentumsverhéltnisse oder
mittelbar durch die Verknipfung mit anderen Datenquellen
herstellen lassen. Besonders bei Einfamilienhdusern ist regelma-
Big ein unmittelbarer Bezug zwischen Immobilie und Eigenti-
merin oder Eigentliimer gegeben. Institutionelle Nutzende wie
Immobilienmakler oder Datenhandelsunternehmen kdnnen
durch Kombination mit 6ffentlich zuganglichen Informationen
(z. B. Online-Verzeichnissen oder Kartendiensten) systematisch
Personenbeziige rekonstruieren. Auch sind diese Informationen
alles andere als trivial, lassen sich aus ihnen doch Wirtschaftlich-
keitserwagungen hinsichtlich der Nutzung des Gebaudes ablei-
ten, was im Falle einer VerduBerungsabsicht als wertbildender
Faktor durchaus in die Preisverhandlung und Preisfindung Ein-
gang finden kann.

5.1.1  Fehlende datenschutzrechtliche Grundlage / Ver-
arbeitungsbefugnis

Der Betrieb des Solarkatasters in der beschriebenen Form war
mit den Vorgaben der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)
nicht vereinbar. Art. 6 Abs. 1 DSGVO verlangt eine geeignete
Rechtsgrundlage fiir die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten durch offentliche Stellen. Diese war hier nicht gegeben.

Eine vom Regionalverband selbst erlassene Solarkataster-Sat-
zung, die die Befugnis zur Verdffentlichung gebdudebezogener
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Daten vorsah, stitzte sich auf § 5 Abs. 2 und § 197 KSVG. Diese
Vorschriften erlauben zwar den Erlass kommunaler Satzungen
zur Erfullung 6ffentlicher Aufgaben, stellen jedoch keine hinrei-
chende Ermachtigungsgrundlage fiir grundrechtsrelevante Da-
tenverarbeitungen dar. Nach der standigen Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts sowie des Verfassungsgerichts-
hofs des Saarlandes®® sind fir derartige Eingriffe vielmehr for-
mell-gesetzliche Regelungen mit normenklarer Bestimmung
des Zwecks, der Datenarten, der betroffenen Personen und der
Zugriffsmodalitaten erforderlich.

Andere gesetzliche Erlaubnistatbestande, etwa aus dem Saar-
landischen Datenschutzgesetz (SDSG), konnten ebenfalls nicht
als Rechtsgrundlage fiir solche institutionalisierten Verarbeitun-
gen herangezogen werden.

SchlieBlich stellte auch die vom Regionalverband eingerdumte
Maoglichkeit zum Widerspruch gegen die Darstellung des eige-
nen Gebdudes im Solarkataster keinen Ersatz fiir eine gesetzli-
che Grundlage dar. Der Grundrechtsschutz besteht unabhangig
davon, ob betroffene Personen ihr Recht aktiv geltend machen.

Trotz frihzeitig geduBerter Bedenken im Rahmen der Beteili-
gung nach § 19 Abs. 2 SDSG wurde das Solarkataster durch den
Regionalverband in der beanstandeten Form in Betrieb genom-
men. Um die Rechte der betroffenen Personen zu wahren, erlie-
Ben wir daher eine aufsichtsbehordliche Anordnung gemaB
Art. 58 Abs. 2 lit. d und f DSGVO. Sie verpflichtete den Regio-
nalverband unter anderem dazu, den Zugriff auf die sensiblen
Gebaudedaten kinftig durch ein Antrags- und Prifverfahren
abzusichern, das nur berechtigten Personen (z. B. Eigentimerin-
nen und Eigentiimern) den Zugang erlaubt. Bis zur Umsetzung
eines solchen Verfahrens wurde die 6ffentliche Zugénglichma-
chung untersagt. Gegen die Anordnung wurde Klage beim Ver-
waltungsgericht des Saarlandes erhoben.

0 Lv 15/20, Rn. 127 ff.
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512  Gesetzliche Grundlage flr den Betrieb von So-
larkatastern im Saarland

Der Landesgesetzgeber hat unsere rechtlichen Bedenken am
Fehlen einer datenschutzrechtlichen Verarbeitungsbefugnis zur
Veroffentlichung personenbezogener Daten im Kontext von So-
larkatastern geteilt. Im Rahmen des am 29. November 2024 in
Kraft getretenen Warmeplanungsumsetzungsgesetzes (WPUG)*'
hat der saarlandische Landtag mit § 2 des Solarkataster- und Da-
tenbereitstellungsumsetzungsgesetzes (SDUG) nunmehr eine
formell-gesetzliche Grundlage geschaffen, die den oben skizzier-
ten Anforderungen an Bestimmtheit und Normenklarheit gentigt.

Die Vorschrift gestattet dem Land, den Gemeinden und Land-
kreisen sowie dem Regionalverband Saarbriicken nunmehr die
Einrichtung und den Betrieb von Solarkatastern unter Verarbei-
tung der dort konkret bezeichneten gebdaudebezogenen Daten-
kategorien. Zugleich sieht die Regelung vor, dass diese gebau-
debezogenen Daten mit Geobasisdaten und mit Gebaudedaten
der Vermessungsamter derart verknlpft werden dirfen, dass
die Eignung von Gebaudedachern zur Nutzung solarer Strah-
lungsenergie qualitativ klassifiziert, analysiert und visualisiert
werden kann. Das Ergebnis und die Grundlage dieser Auswer-
tung darf jedermann o&ffentlich zugénglich gemacht werden,
wenn nicht der Eigentlimer des betroffenen Gebaudes der Be-
reithaltung im Internet widerspricht.

§ 2 Solarkataster

(7) Das Land, die Gemeinden, die Landkreise und der Regi-
onalverband Saarbriicken k6nnen Solarkataster einrichten,
in denen die Eignung von Dachfldchen und Flédchen des ru-
henden Verkehrs sowie sonstiger Flachen innerhalb der im
Zusammenhang bebauten Ortsteile fir die Nutzung sola-
rer Strahlungsenergie zur Wdarmegewinnung und zur
Stromerzeugung erfasst wird. Zu diesem Zweck dirfen Da-
ten

51 Siehe oben 2.4. ,Kommunale Warmeplanung”.
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1. zur Lage des Gebaudes (Anschrift Flurstiicksbezeich-
nung),

2. zu GréBe Ausrichtung, Neigung und Verschattung der
Dachfldche und Flédchen des ruhenden Verkehrs,

3. zur maximalen GréSe der Installationsfldache,

4. zur maximalen Grée der Kollektor- oder Modulfldche,
5. zum maximalen Energieertrag sowie

6. zur maximalen CO>-Reduzierung

verarbeitet werden.

(2) Die in § 2 Absatz 1 Satz 2 genannten Daten dlirfen ins-
besondere durch die Anfertigung und Nutzung von Luft-
aufnahmen gleich welcher Art sowie durch deren Auswer-
tung gewonnen werden. Die in § 2 Absatz 1 Satz 2 genann-
ten Daten dirfen mit Geobasisdaten und mit Gebdudeda-
ten der Vermessungsémter verkniipft sowie in Bezug auf
die Nutzung solarer Strahlungsenergie qualitativ klassifi-
ziert, analysiert und visualisiert werden.

(3) Die Daten nach § 2 Absatz 1 Satz 2 drfen fiir die fol-
genden Zwecke erhoben, erfasst geordnet gespeichert
verwendet, offengelegt und (ibermittelt werden:

”

1. Bereitstellung der Daten ,Neigung’, ,maximale PV-Fl&-
che’, ,Einstrahlung” und ,Verschattung” eines Daches be-
ziehungsweise einer Fldche im Internet zum Abruf fir je-
dermann.

2. Bereitstellung der Ergebnisse beziiglich der Eignung ei-
nes Daches oder einer Fldche fiir die Nutzung von Strah-
lungsenergie im Internet zum Abruf fiir jedermann.

3. Bereitstellung einer Anwendung im Internet zum Abruf
fiir jedermann zur Berechnung der Wirtschaftlichkeit der
Nutzung eines Daches fiir solare Strahlungsenergie an-
hand von vom Nutzer einzugebenden Verbrauchsdaten
und damit einhergehende Ubermittlung der Daten an den
Jewelligen Anwender.
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Wenn es ermdglicht wird, dass Verbrauchsdaten von Nut-
zern der Internetanwendung selbst eingegeben werden, so
sind diese unmittelbar nach Erstellung des Ergebnisses der
Berechnung automatisiert zu I6schen.

(4) Soweit die Eigentiimer der erfassten Gebédude oder Fla-
chen der Bereitstellung im Internet zum Abruf durch jeder-
mann nach § 2 Absatz 3 widersprechen, ist der Abruf im In-
ternet vom Verantwortlichen umgehend zu sperren. Auf
das unbefristete Widerspruchsrecht ist mindestens vier
Wochen vor der beabsichtigten Verdffentlichung im Inter-
net durch dffentliche Bekanntmachung sowie dauerhaft im
Internet hinzuweisen.

Auf Grund der geédnderten Rechtslage haben wir unsere ur-
spriinglich gegeniiber dem Regionalverband Saarbriicken erlas-
sene Anordnung widerrufen. Der Verwaltungsrechtsstreit dirfte
sich damit erledigt haben. Zum Zeitpunkt des Redaktionsschlus-
ses war das Verfahren allerdings noch anhangig.

5.2 Ubertragung der Beihilfebearbeitung

Im April 2024 wurde die Bearbeitung von Beihilfeantrdgen der
Saarldndischen Beamtinnen und Beamten von der Zentralen
Beihilfestelle (ZBS) auf die Postbeamtenkrankenkasse (PBeaKK),
einer bundesunmittelbaren Korperschaft des o6ffentlichen
Rechts, tbertragen. Dieser Ubertragung vorausgegangen war
ein langer Prozess, in welchen unsere Behdrde bereits friihzeitig
seit Marz 2022 involviert war.

GemaB Art.6 Abs.1 lit.e Datenschutz-Grundverordnung
(DSGVO) ist eine Datenverarbeitung rechtmaBig, soweit sie zur
Wahrnehmung einer Aufgabe erforderlich ist, die im 6ffentli-
chen Interesse liegt oder in Ausiibung 6ffentlicher Gewalt er-
folgt, die dem Verantwortlichen tbertragen wurde. Die Gewah-
rung der Beihilfe fiir Beamte stellt eine solche Aufgabe dar.
Nach Abs. 2 der Norm kdnnen die Mitgliedstaaten spezifische
Bestimmungen fiir die Verarbeitung zur Erfiillung einer Aufgabe
gem. lit. e einflihren. Die saarlandische Landesregierung hat von
dieser Regelung Gebrauch gemacht und mit § 67a Saarlandi-
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sches Beamtengesetz (SBG) eine Rechtsnorm eingefiihrt, die die
Ubertragung der Gewahrung von Beihilfen im Landesbereich im
Rahmen der Organleihe auf andere Einrichtungen des 6ffentli-
chen Rechts legitimiert. Dabei sieht § 67a Abs. 2 SBG ausdriick-
lich vor, dass personenbezogene Daten aus der Beihilfeakte flr
die Ubernahme der Aufgabe an die Einrichtung des 6ffentlichen
Rechts im erforderlichen Umfang — auch schon vorab — ber-
mittelt werden diirfen. Die aufgrund der Verordnungsermachti-
gung in § 67a Abs. 3 SBG erlassene Verordnung zur Ubertra-
gung der Gewahrung von Beihilfen im Landesbereich auf die
PBeakK (PBeaKKBhLUbV SL) konkretisiert die Regelungen aus
§ 67a SBG und bestimmt in § 1 Abs. 1 der Verordnung die
PBeaKK als Einrichtung des o6ffentlichen Rechts im Sinne des
§ 67a SBG.

Nach der landesweiten Bekanntgabe der unmittelbar bevorste-
henden Ubertragung der Beihilfebearbeitung von der Beihilfe-
stelle der ZBS an die PBeaKK erreichten uns hierzu mehrere An-
fragen betroffener Beamter. Eine Anfrage bezog sich dabei ins-
besondere auf die Frage, welche personenbezogenen Daten
konkret im Rahmen der Aufgabeniibertragung an die PBeakKK
Ubertragen worden seien.

Dies zum Anlass genommen fand im April 2024 ein erneuter ge-
meinsamer Austausch zwischen unserer Behdrde, Vertretern der
PBeaKK, der ZBS sowie dem Ministerium der Finanzen und fiir
Wissenschaft (MFW) statt. Geklart werden sollte die Frage, wel-
che Daten nach Abschluss der Aufgabeniibertragung und er-
folgter Migration tatsachlich bei der PBeaKK vorliegen und ob
die Absprachen aus dem vorhergehenden Projektverlauf mit
dem UDZ diesbeziiglich eingehalten wurden. Ebenso wurde die
Einhaltung von Loschfristen bei der PBeakKK und der ZBS eror-
tert.

Die urspriingliche Absprache mit unserer Behorde hinsichtlich
des Umfangs der Ubermittlung vorhandener Daten bzw. Doku-
mente an die PBeaKK orientierte sich entsprechend der Vorgabe
des § 67a Abs. 2 SBG am Erforderlichkeitsgrundsatz. Insoweit
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war insbesondere festgehalten worden, dass Beihilfebescheide
einschlieBlich der jeweiligen Belege aus dem vorangegangenen
Jahr ausreichend sein sollten, um eine ausreichende Grundlage
fur die weitere Bearbeitung durch die PBeaKK sicherstellen zu
kdnnen. Es stellte sich jedoch heraus, dass entgegen dieser Fest-
legung tatsachlich Beihilfebescheide der vergangenen drei
Jahre Ubertragen worden waren, diese jedoch ohne die jeweils
zugehorigen Abrechnungsbelege. Diese Vorgehensweise wurde
damit begriindet, dass sich im Laufe der Entwicklung des Pro-
jekts Anderungen in der Planung ergeben hatten, aufgrund de-
rer nunmehr die Migration weiter zurlickliegender Beihilfebe-
scheide fiir erforderlich gehalten worden war. Die Begriindung
hierfiir liege insbesondere in der im Saarland vorgesehenen
Loschfrist von 3 Jahren, die sich aus § 101 Abs. 2 SBG ergibt. Die
Verpflichtung zur Einhaltung der Léschfristen sei bei der Uber-
tragung der Beihilfebearbeitung mit auf die PBeaKK tibergegan-
gen. Ein weiterer Grund seien absehbare Anfragen von Beihilfe-
empfangern, in welchen auf gewahrte Leistungen aus vergan-
genen Beihilfebescheiden verwiesen werde, um eine erneute
Leistungsgewahrung zu erhalten. Diese Begriindung konnte un-
sere Behdrde von der Erforderlichkeit der Datenilibertragung
insgesamt Uberzeugen.

Zu der Frage der Einhaltung der Loschfristen wurde von unserer
Seite bestatigt, dass diese den gleichen Loschroutinen unterfal-
len wie zuvor bei der ZBS.
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6 Gesundheit & Soziales

6.1 Kopie der Patientenakte

In unserem letzten Tatigkeitsbericht>? wurde das Verhaltnis zwi-
schen dem Auskunftsanspruch nach Art. 15 DSGVO und dem
Recht auf Einsicht in und Kopie der Patientenakte nach § 630g
Burgerliches Gesetzbuch (BGB) vor dem Hintergrund des Urteils
des Europaischen Gerichtshofs aus Oktober 20233 thematisiert.

Mit diesem Urteil hat der EuGH unter anderem festgestellt, dass
die erste Kopie dieser Akte den Patienten kostenfrei zur Verfi-
gung zu stellen ist.

Die Datenschutzkonferenz (DSK) hat das Urteil in einer Ent-
schlieBung vom 11. September 2024>* aufgegriffen und darauf
hingewiesen, dass das Urteil eine Anderung des § 630g BGB er-
forderlich macht, da diese Vorschrift eine Erstattung von Kosten
fir die Uberlassung elektronischer Abschriften der Patienten-
akte vorsieht.

Der Bundesgesetzgeber hat diesen Anderungsbedarf in § 630g
Abs. 2 Satz 2 BGB zwar erkannt und in einem Referentenentwurf
des Bundesministeriums fur Justiz*>> eine entsprechende Anpas-
sung des BGB vorgesehen, allerdings ist diese Gesetzesande-
rung bislang noch nicht erfolgt.

Mit ihrer EntschlieBung hat die DSK dariber hinaus die Heilbe-
rufekammern aufgefordert, ihre Berufsordnungen entspre-
chend anzupassen. In vielen Berufsordnungen existieren nam-

52 32, Tatigkeitsbericht 2023, Kapitel 6.3, S. 103.

53 EuGH, Urteil vom 26.10.2023, C-307/22, Celex-Nr. 62022CJ0307.

> EntschlieBung der Konferenz der unabhingigen Datenschutzaufsichtsbehér-
den des Bundes und der Lander vom 11. September 2024: Recht auf kostenlose
Erstkopie der Patientenakte kann durch eine nationale Regelung nicht einge-
schrankt werden! Datenschutzaufsichtsbehorden sehen konkreten Handlungs-
bedarf auf Seiten der Heilberufskammern; abrufbar unter https://www.daten-
schutzkonferenz-online.de/index.html

% https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/2024_Ein-
sichtnahme_Patientenakte.html
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lich nach wie vor Regelungen, welche die Mdglichkeit eréffnen,
bereits flr die erste Kopie der Behandlungsdokumentation Kos-
ten zu erheben. Derartige Normen stehen nunmehr ebenfalls im
Widerspruch zur Rechtsprechung des EuGH, so dass sie nicht
mehr anzuwenden sind.

Das Unabhangige Datenschutzzentrum Saarland hat daher die
im Saarland betroffenen Heilberufekammern kontaktiert und
auf die notwendige Anpassung ihres Berufsrechts hingewiesen.
Alle Kammern haben uns mitgeteilt, dass sie im Rahmen ihrer
berufsstandischen Beratung die gednderte Rechtslage bereits
beriicksichtigen. Gleichzeitig wurden entsprechende Anderun-
gen der Berufsordnungen in Aussicht gestellt. Im Falle der Psy-
chotherapeutenkammer des Saarlandes ist die Umsetzung zwi-
schenzeitlich erfolgt.

6.2 Vermieterbescheinigungen in
Sozialleistungsverfahren

Durch die Beschwerde eines Betroffenen sowie eine Kontrollan-
regung wurden wir im Berichtszeitraum auf die Problematik der
Anforderung von sogenannten Vermieterbescheinigungen
durch Sozialleistungstrager aufmerksam gemacht.

Sowohl Jobcenter als auch Sozialamter benétigen fir die Ermitt-
lung des Bedarfs eines Leistungsempfangers unter anderem In-
formationen Uber die Kosten fiir Unterkunft und Heizung. Hier-
fur sind detaillierte Angaben zu Miete und Nebenkosten erfor-
derlich.

Auch in diesem Zusammenhang gilt der Grundsatz aus dem Be-
reich des Sozialdatenschutzes, wonach Daten vorrangig bei der
betroffenen Person zu erheben sind (Ersterhebungsgrundsatz,
§ 67a Abs. 2 SGB X). Leistungsempfangern liegen die bendtig-
ten Informationen in aller Regel in Form von Mietvertragen und
Nebenkostenabrechnungen oder Vertragen mit Versorgungs-
unternehmen vor.
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Um die Antragsbearbeitung zu vereinfachen bzw. zu beschleu-
nigen, fordern viele Sozialleistungsbehorden Antragsteller dazu
auf, gesonderte Formulare zu nutzen, mit denen die bendtigten
Angaben abgefragt werden. Diese sollen dann vom Vermieter
unterschrieben und der Behdrde vorgelegt werden.

Legen Leistungsempfanger ihrem Vermieter eine solche Be-
scheinigung vor, kommt dies einer Offenlegung des Sozialleis-
tungsbezuges gegeniiber dem Vermieter gleich. Hierzu kann
der Leistungsberechtigte jedoch nicht gezwungen werden,
wenn die erforderlichen Nachweise auch auf anderem, weniger
eingriffsintensivem Weg erbracht werden kénnen.

Hinzu kommt, dass flr Vermieter grundsatzlich keine Aus-
kunfts- oder Mitwirkungspflichten gegeniiber dem Sozialleis-
tungstrager bestehen. Weder die Behdrde noch der Antragstel-
ler kdnnen also Vermieter verpflichten, die Bescheinigung aus-
zufiillen oder zu unterschreiben.

Vermieterbescheinigungen dirfen daher nur auf freiwilliger Ba-
sis verwendet werden. Auf die Freiwilligkeit ist durch die Be-
horde deutlich hinzuweisen.

Wir haben die Beschwerde und die Kontrollanregung zum An-
lass genommen, die Jobcenter sowie ein Sozialamt in unserem
Zustandigkeitsbereich auf diese Rechtslage hinzuweisen. Die
Behorden haben unseren Hinweis zum Anlass genommen, die
verwendeten Formulare — soweit nicht bereits enthalten — um
einen Hinweis auf die Freiwilligkeit der Vorlage zu erganzen.
Ebenfalls baten wir darum, die Beschaftigten der Behorden dies-
beziiglich zu sensibilisieren, was uns auch zugesagt wurde.

6.3 Digitale Bereitstellung von Notfalldaten

Im Berichtszeitraum trat der Zweckverband flir Rettungsdienst
und Feuerwehralarmierung Saar (ZRF) an unsere Behorde heran
und bat um datenschutzrechtliche Einschatzung zu einem Vor-
haben im Bereich des Rettungswesens.
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Die Fahrzeuge des ZRF sind mit dem System NIDA (Notfall-, In-
formations- und Dokumentationsassistent) zur digitalen Doku-
mentation der rettungsdienstlichen Einsdtze ausgestattet. In
dem System werden die Notfalleinsatze protokolliert, die
Stammdaten und medizinischen Daten der transportierten Pa-
tienten dokumentiert und zwecks Ubergabe an das aufneh-
mende Krankenhaus vorgehalten.

Der Einsatz von NIDA und die damit verbundene Datenverar-
beitung erfolgt dabei (noch) nicht in ausschlieBlich digitaler
Form, denn bis dato missen die softwareseitig erfassten Proto-
kolle durch den Rettungsdienst ausgedruckt und bei Einliefe-
rung ins Krankenhaus den dortigen Mitarbeitern in Papierform
Ubergeben werden.

Um diesen Ubergabeprozess zwischen Rettungsdienst und wei-
terbehandelnder Stelle effizienter zu gestalten, bietet das ein-
gesetzte System speziell flr Krankenhduser und Kliniken die
Komponente ,NIDAklinik” an. Die Implementierung dieser
Komponente ermoglicht es, lber eine Schnittstelle die Daten-
Ubertragung vom Rettungswagen an die aufnehmende Klinik in
digitaler Form durchzufiihren, was naturgemaB mit einer Be-
schleunigung der Patientenlibergabe verbunden ist.

Der ZRF plant, den saarldndischen Krankenhausern die Nutzung
von NIDAklinik vorzuschlagen. Testweise sollten zunachst zwei
Kliniken angebunden werden.

Nach unserer Rechtsauffassung kann die Datentibermittlung
vom Rettungswagen an das Krankenhaus auf § 27 Abs. 3 Nr. 1
Saarlandisches Rettungsdienstgesetz (SRettG) gestlitzt werden.
Danach ist eine Verarbeitung einschlieBlich der Ubermittlung
personenbezogener Daten zuldssig, wenn es zur Versorgung
des Patienten erforderlich ist. Dies ist vorliegend der Fall, da das
aufnehmende Klinikum Informationen Gber den Gesundheitszu-
stand des Patienten und die bislang ergriffenen MaBnahmen
bendtigt, um Uber das weitere Vorgehen bei der Behandlung zu
entscheiden.
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Auf welchem Weg diese Dateniibermittlung erfolgt — wie bisher
in Papierform oder elektronisch — ist fir die grundsatzliche da-
tenschutzrechtliche Zulassigkeit nicht entscheidend. Bei beiden
Varianten sind jeweils technische und organisatorische Maf-
nahmen zu ergreifen, um die sensiblen Daten der Patienten hin-
reichend vor unbefugten Zugriffen zu schitzen.

Zum Datenschutzkonzept des Anbieters, welches uns durch den
ZRF vorgelegt wurde, ergaben sich Fragen hinsichtlich der Ver-
schliisselung der Daten sowie der Ubertragungswege zwischen
den einzelnen System-Komponenten.

So waren die Ausfiihrungen zur technischen Absicherung des
Ubertragungsvorgangs zwischen den einzelnen Komponenten
des NIDA-Systems nicht eindeutig. MaBnahmen der Verschlis-
selung verfolgen hauptséchlich den Zweck der Sicherung der
Vertraulichkeit gegen unberechtigte Kenntnisnahme personen-
bezogener Daten. Das Risiko unberechtigter Zugriffe von auflen
kann dabei durch einen providerseitigen VPN und eine Trans-
portverschlisselung minimiert werden, zudem ist aber auch das
Risiko von Datenschutzverletzungen zu minimieren, die von un-
berechtigten Dritten mit privilegiertem internen Zugang ausge-
hen kdnnen. Die im Datenschutzkonzept von NIDAklinik vorge-
sehene Form der Verschlisselung trug dem Szenario eines in-
ternen Angreifers nach hiesiger Auffassung noch nicht hinrei-
chend Rechnung, so dass wir mit Blick auf die Sensibilitat der
betroffenen personenbezogenen Daten eine Uberarbeitung der
technischen Absicherung des Ubertragungsvorgangs fiir gebo-
ten hielten.

Weiter stellten sich Fragen zum Umfang der zu Gbermittelnden
Daten und zur Aufbewahrungsdauer, wo wir auf kiirzere, vor al-
lem auch konkrete und differenzierte Speicherfristen hingewirkt
haben.

Auch haben wir eine Uberpriifung des Rollen- und Berechti-
gungskonzepts angeregt, da wir es bspw. nicht firr erforderlich
hielten, dass ein Administrator unbegrenzt auch auf medizini-
sche Daten zugreifen kann. Der ZRF hat unsere Hinweise aufge-
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griffen und umgesetzt, so dass NIDAklinik nunmehr daten-
schutzkonform eingesetzt werden kann.

6.4 Beratung zum Impf-Informations-System
(IISAAR)

Zu Beginn des Berichtszeitraums ist das Universitatsklinikum
des Saarlandes (UKS) mit der Bitte um datenschutzrechtliche
Begleitung eines Forschungsprojekts an uns herangetreten.

Bei dem Projekt ,Aufbau eines Impf-Informations-Systems
Saarland (IISAAR)" handelt es sich um ein durch das Bundesmi-
nisterium flir Gesundheit gefordertes Vorhaben, das als ELFA-
MaBnahme (,Ein Land Fur Alle") konzipiert ist. Das Saarland hat
hierbei die Federfiihrung ibernommen, kooperierende Bundes-
lander sind Baden-Wirttemberg, Bayern und Brandenburg. Ziel
ist die bundesweit erstmalige, modellhafte Umsetzung eines
Impf-Informations-Systems im Saarland (und in den kooperie-
renden Bundeslandern) sowie die Schaffung einer gesetzlichen
Grundlage zur datenschutzkonformen Nutzung und Verkniip-
fung von Impfdaten.

Unter einem Impf-Informations-System (IIS) wird international
eine zugangsgesicherte, computergestiitzte Datenbank ver-
standen, mit deren Hilfe sowohl individuelle als auch bevolke-
rungsbezogene Informationen Uber durchgefiihrte Schutzimp-
fungen in einer vorbestehenden geopolitischen Region gesam-
melt, gespeichert und zur Vervollstdndigung des Impfstatus ge-
nutzt werden kénnen. Dariiber hinaus soll ein modernes IIS die
Verbindung zu anderen elektronischen Datenbanken (z.B.
Krebsregister, Infektionsmeldungen gemaB Infektionsschutzge-
setz, Impfnebenwirkungen) ermoglichen und die Verfligbarma-
chung von zusatzlichen Management-Instrumenten zur Verbes-
serung der Impfleistungen bzw. der Immunisierungslage in der
Bevolkerung (z. B. durch Recall-Systeme und elektronische
Impfdokumentation).

Ziel des Forschungsprojekts ist es, zu untersuchen, unter wel-
chen rechtlichen und technischen Rahmenbedingungen der
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Aufbau eines IIS moglich ist. Da hierbei Gesundheitsdaten in
groBem Umfang verarbeitet werden, spielen datenschutzrecht-
liche Aspekte eine entscheidende Rolle.

Der Projektplan fur IISAAR sieht eine zweistufige Umsetzung
vor, bei der ein bereits vorhandenes IT-Basissystem in Stufe 1
als Prototyp im Sinne eines Impfregisters etabliert und auf die-
ser Basis dann in Stufe 2 das Impf-Informations-System mit der
Moglichkeit z.B. von Verknipfungen verschiedener Datenele-
mente aus unterschiedlichen Quellen vorbereitet werden soll.

Zu den datenschutzrechtlichen Herausforderungen gehorte zu-
nachst vor allem die Frage nach der Rechtsgrundlage, auf die
eine ,Erstbefillung” des Impfregisters mit Daten gestitzt wer-
den kénnte.

Urspriinglich war beabsichtigt, die flr das System notwendigen
Daten auf Grundlage der im Forschungsbereich vorhandenen
Rechtsgrundlagen zu erheben. Hiervon wurde aber im Laufe der
Beratung Abstand genommen, da zweifelhaft war, ob die jewei-
ligen Voraussetzungen erfillt sind. Die Ersterhebung der Daten
soll nunmehr auf eine informierte Einwilligung der Betroffenen
nach Art. 9 Abs. 2 lit. a DSGVO gestiitzt werden.

In mehreren Terminen wurden wir ber den Stand des Projekts
informiert und haben auf die Berlicksichtigung datenschutz-
rechtlicher Regelungen sowie die Erstellung der erforderlichen
Dokumente (Datenschutzkonzept, Einwilligungserklarung, Pati-
enteninformation) hingewirkt.

Wir werden das Projekt weiterhin datenschutzrechtlich beglei-
ten.

6.5 Beratung zum saarlandischen Patientenportal

Mit der Bitte um Beratung und datenschutzrechtliche Beglei-
tung eines Projekts hat sich die Saarlandische Krankenhausge-
sellschaft e.V. (SKG), der Verband der Krankenhaustrager im
Saarland, im Berichtszeitraum an uns gewandt.
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Die SKG bat um Unterstiitzung bei dem Digitalisierungsprojekt
.Patientenportal” der saarlandischen Krankenhduser. Dabei
handelt es sich um eine MaBnahme, die nach dem Kranken-
hauszukunftsgesetz (KHZG) forderungsfahig ist (§ 19 Abs. 1
Nr. 2 Krankenhausstrukturfonds-Verordnung — KHSFV i. V. m.
§ 14a Abs. 2 S. 1 Krankenhausfinanzierungsgesetz — KHG) und
im Saarland umgesetzt werden soll.

Das landesweite Projekt sieht den Aufbau einer Portallésung (in-
teroperable Plattform) vor, deren Zielsetzung es nach Aussage
der SKG ist, dass ,die Patienten nicht weiter den Daten hinter-
herlaufen mdissen, sondern die Daten den Patienten folgen und
dort zur Verfigung stehen, wo sie gerade bendtigt werden'”.

Das Portal soll bis spatestens Ende 2025 von den derzeit zwolf
am Projekt beteiligten Krankenhausern in Betrieb genommen
werden. Perspektivisch sollen alle saarlandischen Kliniken an
das Portal angebunden werden; dessen Nutzung soll fiir die Pa-
tienten aber freiwillig sein und demnach auf Einwilligungsbasis
erfolgen.

Vorgesehen ist, dass sich Patienten bereits im Vorfeld einer Be-
handlung selbst in dem Portal registrieren und hierliber z.B. Ter-
mine vereinbaren kdnnen. Patienten, die sich noch nicht regis-
triert haben, sollen bei Aufnahme in der Klinik gefragt werden,
ob sie eine Nutzung wiinschen.

In dem Portal sollen klinisch relevante Daten der Patienten in
strukturierter Form eingestellt werden und so fir die weitere Be-
handlung durch andere Kliniken sowie fiir die Patienten selbst
abrufbar sein. Die Speicherung der Daten soll auf einen relativ
kurzen Zeitraum (wenige Wochen nach Abschluss der Behand-
lung) begrenzt werden.

Bei der Beratung standen zunachst die technischen Aspekte des
als Cloud-L6sung geplanten Portals im Vordergrund (Verschlis-
selung, Mandatententrennung u.d.). So waren die Vorgaben, die
die SKG im Rahmen der Ausschreibung fir das Portal vorsah, im
Hinblick auf den Umfang und die Sensibilitdt der Daten, die ver-
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arbeitet werden sollen, nach unserer Auffassung noch nicht aus-
reichend.

Nutzen mehrere datenschutzrechtlich Verantwortliche eine ge-
meinsame IT-Infrastruktur, muss durch eine datenschutzkon-
forme Mandantentrennung systemseitig sichergestellt werden,
dass die Grundsatze der Zweckbindung und Vertraulichkeit der
Datenverarbeitung gewahrt werden. Vereinfacht gesagt ist be-
zogen auf das Patientenportal zu gewahrleisten, dass jedes
Krankenhaus nur auf ,seine” Patientendaten zugreifen kann. In
diesem Zusammenhang haben wir insbesondere auf die Be-
rlcksichtigung der MaBnahmen in dem Dokument Baustein 50
.Trennen” des von den Datenschutzaufsichtsbehdrden entwi-
ckelten Standard-Datenschutzmodells (SDM), das eine Hilfestel-
lung bei der Umsetzung der rechtlichen Anforderungen der
DSGVO bieten soll, hingewiesen.>®

Hinsichtlich der Verschlisselung ist nach unserer Auffassung
beim Aufbau des Patientenportals die Technische Richtlinie TR-
03161: ,Anforderungen an Anwendungen im Gesundheitswe-
sen — Teil 3. Hintergrundsysteme">’ des Bundesamtes fiir Si-
cherheit in der Informationstechnik (BSI) zu bericksichtigen.
Darin wird als Anforderung an die Datensicherheit unter ande-
rem verlangt, dass sensible Daten zwingend verschllsselt ge-
speichert werden missen. Fir das geplante System liegt es
nahe, diese technische Richtlinie als MaBstab fur die Gewahr-
leistung der Schutzziele Vertraulichkeit, Verfligbarkeit und In-
tegritdt zu Grunde zu legen.

Im Zuge der Gesprache wurde seitens der SKG zugesagt, im
Rahmen der weiteren Konzeptionierung unsere Anmerkungen
zu berticksichtigen.

% Abrufbar unter: https://www.datenschutzkonferenz-online.de/media/ah/
SDM-Methode-V30a.pdf

57 Abrufbar unter: https://www.bsi.bund.de/DE/Themen/Unternehmen-und-
Organisationen/Standards-und-Zertifizierung/Technische-Richtlinien/TR-nach-
Thema- sortiert/tr03161/tr03161_node.html
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Herausfordernd fir die praktische Umsetzung des Patienten-
portals diirfte sein, dass sich die Ablaufe in den Kliniken unter-
scheiden und verschiedene Krankenhausinformationssysteme
(KIS) genutzt werden, so dass jedes Haus fir sich priifen muss,
wie die Nutzung des Portals eingebunden werden kann. Zum
Teil soll es Schnittstellen fiir die Ubertragung von Daten aus
dem KIS in das Portal geben, oft werden Daten —zumindest vor-
erst — aber auch handisch erfasst werden mussen.
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7.1 Teleprasenz-Avatare

Teleprasenz-Avatare ermdglichen es Schilerinnen und Schi-
lern, deren regelméBige Teilnahme am Unterricht beispielsweise
wegen einer Langzeiterkrankung flr eine langere Zeit nicht zu
erwarten ist, per Tablet und App von zu Hause aus oder aus dem
Krankenhaus live am Schulunterricht teilzunehmen. Der Avatar,
der im Unterrichtsraum der zugehoérigen Schulklasse platziert
wird, fungiert dabei als Stellvertreter des Kindes im Unterricht.
Dieses hat so die Mdglichkeit, dem Unterricht zu folgen, sich
aktiv daran zu beteiligen und mit seinen Mitschilern zu kom-
munizieren. Dadurch besteht die Mdglichkeit, den Kontakt zur
Klassengemeinschaft zu erhalten, Lernliicken zu vermeiden und
die Teilnahme am Unterricht trotz langerer Abwesenheit zu er-
moglichen.

Mit dem Einsatz solcher Teleprasenz-Avatare sind jedoch auch
Datenverarbeitungsprozesse verbunden, die datenschutzrecht-
lich begleitet werden missen. Es werden Bild- und Tonaufnah-
men aus dem Unterrichtsraum Uber den Anbieter des Telepra-
senz-Avatars an das Tablet des Kindes oder Jugendlichen lber-
mittelt und umgekehrt von dem Kind in den Unterrichtsraum an
Lehrkrafte und Mitschiler gesendet. Diese Daten miissen gem.
Art. 25 und 32 DSGVO mittels technischer und organisatori-
scher MaBnahmen vor unbefugten Zugriffen geschiitzt werden.

Schon in der Vergangenheit kam als Legitimationsgrundlage fiir
diese Datenverarbeitung lediglich eine Einwilligung aller Schiiler
bzw. deren Erziehungsberechtigten und der in der Klasse unter-
richtenden Lehrkrafte in Frage. Fir den Einsatz des Avatars be-
darf es daher einer Vielzahl von Einwilligungserkldrungen; so-
fern nur eine der betroffenen Personen diese Einwilligung nicht
erklart oder im Nachhinein von ihrem Widerrufsrecht Gebrauch
macht, besteht fir das Kind keine Moglichkeit mehr, auf diesem
Weg am Unterricht teilzunehmen.
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Im Rahmen der umfassenden Neuregelung der rechtlichen
Grundlagen fiir die Verarbeitung personenbezogener Daten in
den Schulen durch das Schulwesen-Datenschutzgesetz
(Schulw-DSG) und die dazugehdrige Schulwesen-Datenschutz-
verordnung (Schulw-DSV) hatte unsere Behorde angeregt, eine
rechtssichere Grundlage fiir den Einsatz des Teleprasenz-Avat-
ars zu schaffen. Bei der Abwagung zwischen den Eingriffen in
das informationelle Selbstbestimmungsrecht der Betroffenen
und dem Recht des langfristig erkrankten Kindes, am Erzie-
hungs- und Bildungsauftrag der Schule teilnehmen zu kénnen,
sahen wir es als verhaltnismaBig an, eine gesetzliche Regelung
zu schaffen, die die Einwilligung der Betroffenen entbehrlich
macht und die mit dem Einsatz des Teleprdsenz-Avatars einher-
gehende Datenverarbeitung legitimiert.

Der Gesetzgeber hat sich letztendlich dafiir entschieden, zu-
nachst weiterhin an der Erforderlichkeit einer Einwilligung aller
Betroffenen in die MaBnahme als Legitimationsgrundlage fest-
zuhalten. Jedoch hat er gesetzlich festgelegt, dass die praktische
Umsetzung in drei Jahren evaluiert werden soll. Aufgrund der
dann vorliegenden Erfahrungen soll erneut lber eine gesetzli-
che Rechtsgrundlage diskutiert werden.

7.2 Datenschutzverletzung in Kindergarten-App

Fur Aufsehen sorgte im Berichtszeitraum die Verdffentlichung
einer Sicherheitsliicke in einer Kindergarten-App, die deutsch-
landweit im Einsatz ist.>® Die App wird unter anderem dazu ge-
nutzt, Eltern und Angehdrige Uber Termine im Kindergarten zu
informieren, Kinder vom Kindergartenbesuch abzumelden oder
sie zum Mittagessen in der Kita anzumelden. Der Betreiber der
App informierte die betroffenen Einrichtungen dariiber, dass
durch einen Konfigurationsfehler auf einem Webserver person-
liche Daten der Nutzer wie Namen, Geburtsdaten, Anschriften,
Notfallkontakte, Avatarbilder etc. ungeschiitzt und 6ffentlich

%8 https;//www.heise.de/news/Datenleck-bei-beliebter-KiTa-App-Stay-Informed
-9662578.html
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abrufbar waren. Die unbeschrankte Zugriffsmoglichkeit Unbe-
fugter auf diese Informationen stellt eine Verletzung des Schut-
zes personenbezogener Daten im Sinne des Art. 33 DSGVO
dar. Datenschutzrechtlich verantwortlich im Sinne von Art. 4
Nr. 7 DSGVO ist dabei der Trager der Kindergarten, der sich ent-
scheidet, die App seinen Einrichtungen zur Nutzung zur Verfi-
gung zu stellen. Der Entwickler und technische Betreiber der
App fungiert hierbei als sogenannter Auftragsverarbeiter im
Sinne von Art. 28 DSGVO, der die technische Infrastruktur zur
Datenverarbeitung per App zur Verfligung stellt.

Viele im Saarland ansassigen Trager der Kindergarten, bei de-
nen die betroffene App im Einsatz war, kamen zeitnah ihrer ge-
setzlichen Pflicht zur Meldung einer Verletzung des Schutzes
personenbezogener Daten innerhalb der in Art. 33 DSGVO vor-
gesehenen 72-Stunden-Frist gegeniber uns als zustéandiger Da-
tenschutz-Aufsichtsbehérde nach. Die meldenden Einrichtun-
gen wurden durch uns daraufhin informiert, dass die von dieser
Datenschutzverletzung betroffenen Personen, deren Daten zu-
ganglich waren, gem. Art. 34 DSGVO zu informieren seien und
auf eine erhdhte Achtsamkeit beim Umgang beispielsweise mit
E-Mails und Telefonanrufen hingewiesen werden mussen.

Durch eine nachgehende Recherche konnten wir dariiber hin-
aus acht weitere hiervon betroffene Kindergarten und Kommu-
nen ausfindig machen, welche die App ebenfalls im Einsatz hat-
ten, jedoch der gesetzlichen Pflicht zur Information unserer Be-
hoérde nach Art. 33 DSGVO nicht nachgekommen waren. Als
Folge nahmen wir Kontakt zu diesen Verantwortlichen auf und
baten um Stellungnahme, unter anderem warum vorliegend auf
eine Meldung gem. Art. 33 DSGVO verzichtet wurde und ob und
ggf. welche weiteren MaBBnahmen durch die Verantwortlichen
ergriffen wurden. Einige Verantwortliche wiesen uns dabei da-
rauf hin, dass sie im Rahmen der Priifung des Vorfalls von dem
Entwickler der App die Information erhalten hatten, von der Da-
tenschutzverletzung nicht betroffen gewesen zu sein, da sie be-
stimmte Funktionalitaten der App nicht nutzten. Einige Trager
gaben an, von der Datenschutzverletzung zu spat erfahren zu
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haben, was letztlich auf eine unzureichende Kommunikation
zwischen Kindergarten und Trager zurlickzufiihren war. Hierbei
ist anzumerken, dass es ungeachtet dessen dem Trager als Ver-
antwortlichem obliegt, die Kommunikation mit seinen Kinder-
garten derart zu organisieren, dass ihm Datenschutzverletzun-
gen zeitnah gemeldet werden. Er kann sich nicht darauf berufen,
dass eine solche Tatsache nur dem Kindergarten bekannt war
und nicht weitergeleitet wurde. Die Pflicht zur Weiterleitung ei-
ner bekannt gewordenen Datenschutzverletzung an den Trager
ist bestenfalls durch schriftliche Anweisung zu regeln.

Durch unsere nachgehende Recherche zu diesem Datenschutz-
vorfall konnten wir letztlich sicherstellen, dass alle im Saarland
von der Datenschutzverletzung betroffenen Personen infor-
miert und sensibilisiert wurden.

Fazit

Verantwortliche sind gemal Art. 33 Abs. 1 DSGVO im Falle des
Bekanntwerdens einer Datenschutzverletzung zum unmittelba-
ren Tatigwerden verpflichtet. Dies gilt unabhangig von der
Frage, welcher internen Organisationseinheit des Verantwortli-
chen die Verletzung bekannt wurde. Eine unverztgliche Infor-
mation der fir den Datenschutz zustandigen Stelle hat der Ver-
antwortliche daher organisatorisch sicherzustellen.

7.3 Schullaufmeisterschaften

Die Saarlandischen Schullaufmeisterschaften sind eine seit dem
Jahr 1999 stattfindende alljghrliche Sportveranstaltung, bei wel-
cher Schilerinnen und Schiller der teilnehmenden saarlandi-
schen Schulen gemeinsam im sportlichen Wettstreit ihre Ta-
lente in diesem Bereich unter Beweis stellen. Die Schullaufmeis-
terschaften unterstehen dabei der Regie eines Landkreises als
Veranstalter.

Im Rahmen einer Eingabe von Eltern eines Schilers/einer Schu-
lerin wurden wir darauf hingewiesen, dass sowohl Ergebnisse als
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auch Fotografien beispielsweise der Zieleinldufe von Kindern
und Jugendlichen, die an den Saarldandischen Schullaufmeister-
schaften teilgenommen hatten, offen und fur jedermann im In-
ternet abrufbar veroffentlicht wurden.

Diese Verfahrensweise, welche in der Vergangenheit nicht ndher
hinterfragt wurde, muss in datenschutzrechtlicher Hinsicht
gleichwohl die gesetzlichen Anforderungen erfillen. Dies nicht
aufgrund formaler Selbstzwecke, sondern aus ganz naheliegen-
den Griinden. Denn obgleich die meisten Schilerinnen und
Schiiler bzw. deren Erziehungsberechtigte einer derartigen Ver-
offentlichung wohl unkritisch gegentiber stehen dirften, ist das
Anliegen, nicht mit einer Fotografie der eigenen Person 6ffent-
lich im Internet in Erscheinung zu treten, nachvollziehbar und zu
respektieren; dies umso mehr, als es sich vorliegend um min-
derjahrige Teilnehmerinnen und Teilnehmer handelt, die auch
und gerade vor der omniprasenten und unkontrollierbaren Of-
fentlichkeit des Internets zu schitzen sind.

Ausgehend davon, dass die Teilnahme an der Veranstaltung fiir
die Schilerinnen und Schiler freiwillig ist, sie also nicht ange-
halten sind, die Sportwettkdmpfe in ihrer Freizeit zu bestreiten,
sondern eigens hierfiir vom reguldren Schulunterricht befreit
werden, konnen die Schulmeisterschaften als eine freiwillige
schulische Veranstaltung eingeordnet werden.

Dieser schulische Charakter der Veranstaltung bedeutet indes
nicht, dass es die teilnehmenden Schiilerinnen und Schiiler bzw.
ihre Eltern hinnehmen mussten, dass die Teilnahme zwangslau-
fig mit einer Verdffentlichung von personenbezogenen Daten
im Internet verbunden ist. Insbesondere ist diese Datenverar-
beitung nicht gemaB Art. 6 Abs. 1 lit. e DSGVO fiir die Wahrneh-
mung einer im Offentlichen Interesse liegenden Aufgabe, hier
dem Bildungsauftrag der Schule, erforderlich.

Daher bedarf es fur die Veroffentlichung grundsatzlich einer
Einwilligung gem. Art. 6 Abs. 1 lit. a DSGVO. Nach Art. 4 Nr. 11
DSGVO ist eine Einwilligung jede freiwillig fir den bestimmten
Fall, in informierter Weise und unmissverstandlich abgegebene

33. Tatigkeitsbericht 2024 91



Willensbekundung in Form einer Erklarung oder einer sonstigen
eindeutigen bestatigenden Handlung, mit der die betroffene
Person zu verstehen gibt, dass sie mit der Verarbeitung der sie
betreffenden personenbezogenen Daten einverstanden ist.

Der Veranstalter der Schullaufmeisterschaft hat daher bereits in
der Anmeldung zu der Veranstaltung sowie auf der betreffen-
den Internetseite die Schiilerinnen und Schiler bzw. ihre Erzie-
hungsberechtigten umfassend dariiber zu informieren, welche
Daten in welcher Form verarbeitet werden. Auch Uber den je-
weiligen Ort der Veroffentlichung ist zu informieren; im Falle ei-
ner Verdffentlichung im Internet beinhaltet dies grundsatzlich
die Nennung der jeweiligen Website. Ebenso sind die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer bzw. deren Erziehungsberechtigte
eindeutig darauf hinzuweisen, dass ihnen ein jederzeitiges vo-
raussetzungsloses Widerrufsrecht gegen diese Datenverarbei-
tung zusteht, welches sie auch schon im Vorfeld der Teilnahme
geltend machen kénnen.

Von Seiten des Veranstalters ist flr den Fall des Widerrufs einer
Einwilligung zu gewahrleisten, dass dieser Widerruf zur Kenntnis
genommen und umfassend beriicksichtigt wird.

In unseren Augen wird hierdurch eine Situation geschaffen, bei
welcher auf der einen Seite die bisher gelebte und bewahrens-
werte Praxis des Anfertigens von Erinnerungsfotos fiir die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer beibehalten werden kann und zu-
gleich der nachvollziehbare Wunsch nach einer Nichtveroffent-
lichung im Rahmen einer sportlichen Veranstaltung in leichter
Form geduBert werden kann. Flr den Veranstalter bedeutet dies
nicht zuletzt auch ein gréBeres MaB an Rechts- und Planungs-
sicherheit, da er die Widerspriiche im Rahmen der Anmeldung
in dokumentierter schriftlicher Form erhélt und die Fotografen
der Veranstaltung hiernach genau anweisen kann.

Nachdem wir den Verantwortlichen auf die Rechtslage hinge-
wiesen haben, rdumte dieser ein, dass das bisherige Verfahren
dem besonderen Schutzinteresse der Kinder und Jugendlichen
nicht gerecht wurde und man im nachsten Jahr fiir alle Teilneh-
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merinnen und Teilnehmer eine Einwilligungserklarung einholen
werde, welche bei Kindern durch die Sorgeberechtigten unter-
schrieben werden muss. Eine entsprechend umfassende Infor-
mation zur Datenverarbeitung werde den Eltern im Rahmen ei-
ner Datenschutzerklarung im Sinne von Art. 13 DSGVO im Vor-
feld der Veranstaltung zur Verfligung gestellt. Darlber hinaus
werde ausfihrlich im Infoflyer und auf der entsprechenden
Website auf die Thematik hingewiesen.
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8.1  TurnusmaBige Kontrollen von ATD/RED und
EURODAC

Auch im Berichtsjahr initiierte das Unabhéngige Datenschutz-
zentrum Saarland wieder die gesetzlich vorgegebenen turnus-
maBigen Kontrollen zur Antiterrordatei (ATD) und zur Rechts-
extremismus-Datei (RED) sowie zum europaischen Fingerab-
druck-Identifizierungssystem Eurodac.

8.1.1 Kontrolle von ATD und RED

ATD und RED sind gem. § 10 Abs.2 Antiterrordateigesetz
(ATDG) bzw. § 11 Abs. 2 Rechtsextremismusdatei-Gesetz (RED-
G) mindestens alle zwei Jahre in datenschutzrechtlicher Hinsicht
zu kontrollieren. In den Zustandigkeitsbereich der saarlandi-
schen Landesbeauftragten fir Datenschutz und Informations-
freiheit (LfDI) fallen hierbei die ,Abteilung V - Verfassungs-
schutz” des Ministeriums fiir Inneres, Bauen und Sport sowie
das saarlandische Landespolizeiprasidium (LPP). Aufgrund der
hohen Priifdichte — gerade im Sicherheitsbereich — und der ge-
ringen Personalkapazitdt unserer Behorde wurden in den ver-
gangen Jahren die ATD und die RED jahrlich und hierbei alter-
nierend zwischen der Abteilung V und dem LPP (somit bei bei-
den Behodrden immer im Turnus von zwei Jahren) kontrolliert.

Die vergangenen Priifungen zeigten jedoch auf, dass die Anzahl
der von saarlandischen Sicherheitsbehdrden in den Vorsorge-
dateien gespeicherten Personen gering war. Eine Evaluierung
des Arbeitsaufwands zeigte deswegen auf, dass das alternie-
rende Vorgehen eher mehr als weniger Aufwand mit sich
brachte. Aus diesem Grund entschied sich das Unabhangige Da-
tenschutzzentrum Saarland dazu, die Datenverarbeitung im
Kontext von ATD und RED ab dem Berichtsjahr wieder (unter
Aufgabe der Alternierung) bei beiden Behdrden gleichzeitig
durchzufihren.
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Um einen Gleichlauf der Kontrollen zu gewahrleisten wurde ein
gemeinsamer Stichtag gewahlt (01.09.2024) zu dem der aktu-
elle, von der jeweiligen Behérde eingespeicherte Datenbestand
in ATD und RED zu ermitteln war. Gleichzeitig sollten die Neu-
einspeicherungen in die Vorsorgedateien fiir den Zeitraum vom
01.01.2024 bis zum Stichtag mitgeteilt werden. Nach Auswer-
tung der Ubersandten Protokolldaten (,Standardreports”) er-
folgte zunachst bei der Abteilung V ein Vor-Ort-Termin zur Kl&-
rung von Detailfragen und zur Einsicht in die Systeme. Daten-
schutzrechtliche VerstoBe wurden hierbei nicht festgestellt.

Der Besuch beim LPP, der vorwiegend der Klarung technischer
und organisatorischer Detailfragen dient, steht zum Zeitpunkt
des Redaktionsschlusses noch aus. Aufgrund erster Erkennt-
nisse aus den vorab schriftlich zugelieferten Informationen wird
derzeit nicht davon ausgegangen, dass die Einsicht ins System
groBere datenschutzrechtliche Mangel aufzeigen wird.

8.1.2  Kontrolle von Eurodac

Auch die Datenverarbeitung im Zusammenhang mit dem Fin-
gerabdruck-Identifizierungssystem Eurodac ist von unserer Be-
horde regelmaBig zu kontrollieren. Eine jahrliche Uberpriifung
ist fir solche Abfragen des Systems vorgesehen, die zum Zwe-
cke der Gefahrenabwehr und Strafverfolgung vorgenommen
werden.

Wie bereits im vergangenen Jahr, zeigte die diesjahrige Kontrolle
erneut auf, dass Eurodac-Daten in Gefahrenabwehr- und Ermitt-
lungsverfahren der saarlandischen Polizei keine wirkliche Rolle
spielen. Wahrend in der letzten Prifung fir die Jahre 2018 bis
April 2023 lediglich ein Zugriff ausgewiesen wurde, bescheinigte
uns das LPP fiir den dieses Mal relevanten Zeitraum von April
2023 bis September 2024 keine einzige Recherche im System.

Da sich eine weitere Untersuchung der Datenverarbeitung zu
praventiven und repressiven Zwecken somit eriibrigte, wurde
der Fokus der Priifung stattdessen auf den ausléanderrechtlichen
Kontext gelegt. Bereits im Jahr 2022 hatte sich unsere Behorde
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die Verfahren mit Bezug zu Eurodac bei der saarlandischen Aus-
landerbehoérde und der Landesaufnahmestelle in Lebach vor-
stellen lassen: Dort werden Fingerabdruckdaten im Zuge der Er-
stregistrierung bei asylsuchenden Personen erhoben und zur
Durchfihrung des Dublin-Verfahrens an Eurodac tGbermittelt.>

Da bei der Polizei aber ebenfalls die AuBerung eines Asylge-
suchs moglich ist und von den Sicherheitsbehdrden auch im
Falle des Aufgreifens einer Person bei unerlaubter Einreise oder
bei illegalem Aufenthalt in Deutschland Daten an Eurodac Gber-
mittelt werden, wurde im Berichtsjahr das entsprechende Vor-
gehen bei der Datenverarbeitung beim LPP lberpriift.

So stellte das LPP das Standard-Vorgehen der operativen
Dienststellen bei der erkennungsdienstlichen Behandlung dar.
Hierbei wurde auf die verschiedenen Anldsse im ausléander-
rechtlichen Kontext und die hierfir einschlagigen Rechtsgrund-
lagen (§ 14 AsylG; § 49 Abs. 8, Abs. 9 AufenthG) hingewiesen.
Auch wurde anhand eines Falles im Echtsystem das Vorgehen
im Detail prasentiert.

Die vorgestellte Datenverarbeitung begegnete dabei keinen
grundlegenden datenschutzrechtlichen Bedenken.

Neben einer geringen Anpassungsbeddirftigkeit einzelner For-
mulare, erschien aus datenschutzrechtlicher Sicht jedoch die Be-
reitstellung von Informationen Uber die Datenverarbeitung ver-
besserungswirdig. So teilte das LPP in einem Vor-Ort-Termin
mit, dass standardméBig nur eine Belehrung lber die Moglich-
keit eines verwaltungsrechtlichen Widerspruchs (8§ 68 ff.
VwGO) erfolge. Datenschutzhinweise wirden bei der erken-
nungsdienstlichen Behandlung dagegen nicht erteilt. GemaB
Art. 29 Eurodac-VO sind der betroffenen Person diese Informa-
tionen jedoch zum Zeitpunkt der Fingerabdruckabnahme zur
Verfiigung zu stellen.

Das Unabhéngige Datenschutzzentrum Saarland wird auf eine
diesbezlgliche Verbesserung hinwirken. Hierbei wird insbeson-

% Siehe hierzu ausfiihrlicher der Beitrag im 32. Tatigkeitsbericht (Kapitel 4.4.1).
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dere zu beachten sein, dass die verpflichtend zu erteilenden In-
formationen zukiinftig noch praziser und ausfihrlicher gestaltet
werden missen. Hierbei wird auch die vom europaischen Ver-
ordnungsgeber im Mai dieses Jahres beschlossene Novellierung
des Eurodac-Systems Bertlicksichtigung finden. Die neue Ver-
ordnung (EU) 2024/1358 wird die bisherige Verordnung (EU)
603/2013 mit Geltung zum 12. Juni 2026 ablosen.

Ob mit den neuen Vorgaben (insbesondere mit der Ausweitung
der in Eurodac zu hinterlegenden Daten) auch eine Anderung
im Zugriffsverhalten der Polizei einhergehen wird, kann derzeit
noch nicht abgeschatzt werden. Der weiterhin vorgesehenen,
jahrlichen Kontrollverpflichtung werden wir jedenfalls auch im
Jahr 2025 und den Folgejahren umfanglich nachkommen.

8.2 AK Sicherheit: EntschlieBung zu
Gesichtserkennungssystemen

Zur Gewidbhrleistung eines einheitlichen, europaischen Daten-
schutzniveaus ist nicht nur die Festlegung klarer Regeln fir die
Verarbeitung personenbezogener Daten, sondern auch die
groBtmdgliche Harmonisierung auf Ebene der Aufsicht und
Durchsetzung erforderlich. Um letztere im foderalen Deutsch-
land zu gewahrleisten, haben sich die unabhangigen Daten-
schutzaufsichtsbehorden des Bundes und der Lander zur Daten-
schutzkonferenz (DSK) zusammengeschlossen. Die DSK fordert
den Datenschutz und verstandigt sich auf gemeinsame Positio-
nen. Hierbei wird sie von zahlreichen Untergremien in Form von
Arbeitskreisen unterstitzt. Diese arbeiten der DSK zu und berei-
ten deren Entscheidungen vor.

Obgleich das Saarland derzeit keinen Vorsitz eines Arbeitskrei-
ses innehat, nahmen wir gerne die Aufgabe wahr, im Berichts-
jahr die Herbstsitzung des ,Arbeitskreises Sicherheit” (Vorsitz:
Schleswig-Holstein) als Gastgeber in Saarbriicken auszurichten.
Die diesbeziigliche Tagung fand am 18. und 19. September
2024 in den Raumlichkeiten des Landtags des Saarlandes statt.
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Unter anderem befasste sich der Arbeitskreis mit der Erstellung
eines EntschlieBungsentwurfs zu automatisierten Gesichtser-
kennungssystemen. Hintergrund waren konkrete Bestrebungen
der Politik, das Instrument der automatisierten biometrischen
Gesichtserkennung in unterschiedlichen rechtlichen Zusam-
menhangen zu erlauben. So gedachte etwa die Ampelkoalition
im September 2024 als Reaktion auf die Anschldge in Solingen
durch ein ,Sicherheitspaket” weitreichende neue Eingriffsmog-
lichkeiten fur die Sicherheitsbehdrden zu schaffen. Zu diesen
gehorte auch die Ermachtigung, einen biometrischen Abgleich
mit Daten (insbesondere Bildern) aus dem Internet vornehmen
zu dirfen. Da bereits im Frihjahr 2024 die Nutzung eines Ge-
sichtserkennungssystems durch die sachsische Polizeidirektion
ohne ausreichende rechtliche Grundlage bekannt geworden
war und die Europaische Union mit der im Juni 2024 verabschie-
deten Verordnung Uber kinstliche Intelligenz (KI-Verordnung)
weitreichende Vorgaben, unter anderem auch fiir die Verwen-
dung biometrischer Echtzeit-Fernidentifizierungssysteme, erlas-
sen hatte, bereitete der AK Sicherheit eine EntschlieBung der
DSK vor, in der die Position der deutschen Datenschutzauf-
sichtsbehorden zum polizeilichen Einsatz von Gesichtserken-
nungssystemen dargelegt wurde.

Aufgrund der unmittelbar bevorstehenden Beratungen des Ge-
setzentwurfs im Bundestag wurde die EntschlieBung ,Vorsicht
bei dem Einsatz von Gesichtserkennungssystemen durch die Si-
cherheitsbehorden” bereits am 20. September von der DSK ein-
stimmig verabschiedet.

Die DSK macht darin gezielt auf die rechtlichen Grenzen und
Voraussetzungen automatisierter Gesichtserkennung aufmerk-
sam. Sie appelliert an den Gesetzgeber, die unbedingte Erfor-
derlichkeit einer Legitimation solcher Eingriffe zunéchst sorgfal-
tig zu priifen und sich im Falle einer Entscheidung fiir diese Op-
tion intensiv mit den zu beachtenden rechtlichen Vorgaben aus-
einanderzusetzen.

33. Tatigkeitsbericht 2024 101



Die EntschlieBung und die diesbezligliche Pressemitteilung sind
auf der Website der Datenschutzkonferenz abrufbar.°

8.3 Auskunftsrecht gegeniber der Vollzugspolizei

8.3.1  Rechtsgrundlage des Auskunftsrechts

Das Auskunftsrecht betroffener Personen ist im Geltungsbe-
reich der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) durch Art. 15
DSGVO zentral und abschlieBend harmonisiert worden. Die
Existenz dieses Rechts und seine ungefahre Reichweite sind
mittlerweile weitgehend bekannt. Weniger gelaufig ist hinge-
gen, dass datenschutzrechtliche Auskunftsersuchen an Sicher-
heitsbehorden, wie die Polizei, die im Rahmen der Verhitung,
Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten tatig
werden, nicht unter die DSGVO®', sondern unter die Richtlinie
(EU) 2016/680 (JI-Richtlinie) fallen.

Das in den Art. 14 und 15 JI-Richtlinie geregelte Auskunftsrecht
weist zwar Parallelen zu Art. 15 DSGVO auf, unterscheidet sich je-
doch in mehreren wesentlichen Aspekten. Da die JI-Richtlinie le-
diglich Mindeststandards vorgibt und keine unmittelbare Rechts-
wirkung in den Mitgliedstaaten entfaltet, war und ist ihre Umset-
zung in nationales Recht erforderlich. In Deutschland féllt die Re-
gelungsmaterie im Kontext der polizeilichen Datenverarbeitung
(jedenfalls fur den Bereich der allgemeinen Gefahrenabwehr) zu-
dem in die Gesetzgebungskompetenz der Lander, wodurch die
spezifischen Ausgestaltungsgesetze in einzelnen Punkten vonei-
nander abweichen kdnnen. Im Saarland ist so beispielsweise ge-
geniber der Vollzugspolizei eine Auskunft auf Grundlage von
§ 11 des Saarlandischen Gesetzes Uber die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten durch die Polizei (SPolDVG) mdglich.

 Die EntschlieBung ist abrufbar unter: https://www.datenschutzkonferenz-
online.de/media/en/2024-09-20_Entschliessung_DSK_Gesichtserkennung.pdf;
die diesbezligliche Pressemitteilung vom 20.09.2024 ist abrufbar unter:
https://www.datenschutzkkonferenz-online.de/media/pm/2024-90-20_PM%
Entschliessung_DSK_Gesichtserkennung.pdf

5T vgl. Art. 2 Abs. 2 lit. d DSGVO.
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Foderal bedingte, unterschiedliche gesetzliche Rahmenbedin-
gungen wirken sich dabei erheblich auf die praktische Handha-
bung datenschutzrechtlicher Auskunftsersuchen durch die Voll-
zugspolizei aus. Mit Blick auf die Mindestanforderungen der JI-
Richtlinie lassen sich zwar gemeinsame Grundmuster erkennen,
die divergierenden Umsetzungen in den Landesgesetzen er-
schweren jedoch die Formulierung einheitlicher und verbindli-
cher Aussagen zu datenschutzrechtlichen Problematiken im
Kontext solcher Auskunftsersuchen.

Im vergangenen Jahr beschéftigte sich unsere Dienststelle da-
her vertieft mit in der Praxis haufig gestellter Fragen rund um
das datenschutzrechtliche Auskunftsrecht speziell bei der Poli-
zei. Neben den Inhalten des § 11 SPoIDVG setzten wir uns ins-
besondere auch mit der Auslegung der Vorschriften der JI-
Richtlinie auseinander.

Im Folgenden werden zwei zentrale Themenbereiche der An-
tragstellung und der Auskunftsgewahrung durch die Polizei be-
trachtet.

8.3.2 Rahmenbedingungen der Antragstellung

Schon vor der Geltendmachung des Anspruchs auf Auskunft
Uber die Verarbeitung personenbezogener Daten stellen sich
fur betroffene Personen zahlreiche praktische Fragen: Ist fir den
Antrag eine bestimmte Form vorgeschrieben? Gibt es zu beach-
tende Fristen? Fallen hierbei Kosten an? Die Antwort auf alle
diese Fragen lautet grundsatzlich ,nein”.

So schreibt die JI-Richtlinie beispielsweise keine spezifische
Form fir die Stellung eines Auskunftsanspruchs vor. Antrage
kdnnen daher mindlich (vor Ort), schriftlich per Post, E-Mail
oder Fax eingereicht werden. Es empfiehlt sich jedoch, ein Ersu-
chen auf schriftlichem Wege zu stellen, das Name, Anschrift und
Geburtsdatum der anfragenden Person enthélt, da hierdurch
eine eindeutige Zuordnung der bei der Polizei gespeicherten
Daten ermoglicht wird und der Vorgang eindeutig dokumen-
tiert ist. Auch missen so seltener, Riickfragen durch die Polizei
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erfolgen. Eine Begrindung fiir das Auskunftsersuchen ist
grundsatzlich nicht erforderlich.

Da das Auskunftsrecht als hdchstpersonliches Recht zu qualifi-
zieren ist, kann es grundsatzlich nur von der betroffenen Person
selbst geltend gemacht werden. Daneben kénnen ausnahms-
weise aber auch bevollmachtigte Dritte, wie beispielsweise
Rechtsanwalte, ein Auskunftsersuchen stellen, sofern sie eine
entsprechende Vollmacht vorlegen. Gesetzliche Vertreter, etwa
Eltern minderjahriger Kinder, sind ebenfalls berechtigt, einen
Antrag zu stellen, solange die Kinder nicht selbst bereits die er-
forderliche Einsichtsfahigkeit besitzen, wovon in der Regel ab
dem vollendeten 14. Lebensjahr auszugehen ist. Erfolgt die An-
tragstellung in solchen Fallen dennoch nur durch die Eltern, so
wird die Polizei die minderjahrige Person vor Gewahrung der
Auskunft zu beteiligen haben, um zu ermitteln, ob sie die Aus-
kunft auch tatséchlich wiinscht.®?

Da polizeiliche Informationen dariiber hinaus haufig sensibler
Natur sind und unbefugte Ausforschungsanfragen vermieden
werden sollen, ist die Polizei verpflichtet, die Identitat der anfra-
genden Person zweifelsfrei zu verifizieren und die Auskunftsbe-
rechtigung zu Uberprifen / festzustellen. Bei begriindeten Zwei-
feln ist die Polizei deswegen befugt, kldrende Identitdtsnach-
weise anzufordern (Art. 12 Abs.5 JI-Richtlinie; &8 15 Abs. 4
SPolDVG). UnverhéltnismaBige Hirden fur die Antragsteller
dirfen dabei aber nicht geschaffen werden.

Ist die antragstellende Person der Polizei etwa bereits aus an-
deren Verfahren personlich bekannt oder duBert sie das Aus-
kunftsersuchen sogar als direkte Reaktion auf ein Anschreiben
der Polizei, so diirfte es nicht erforderlich sein, nochmals zusatz-
lich einen Nachweis Uber die Identitat zu fordern. Gleiches gilt,
wenn sich die in der Anfrage angegebenen personenbezogenen
Daten (insbesondere die Adresse) mit den vorhandenen Infor-

©2 Etwaige eigene Informationsanspriiche der Eltern gegeniiber der Polizei hin-
sichtlich der Daten des minderjahrigen Kindes, die aus ihrer Personensorge er-
wachsen, bleiben hiervon unberhrt.
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mationen aus den polizeilichen Informationssystemen decken
oder eine Auskunft von einem zugelassenen Rechtsanwalt im
Namen seines Mandanten gefordert wird.

In Fallen, in denen die vorgenannten Wege der Authentifizierung
nicht zum Erfolg fihren und andere verldssliche Authentifizie-
rungsverfahren nicht zur Verfligung stehen, kdnnen Zweifel
letztlich durch Ubersendung einer Kopie eines Ausweisdoku-
ments ausgerdumt werden. Ein solches Vorgehen kann zwar in
bestimmten Konstellationen unverhaltnismaBig erscheinen,®® al-
lerdings ist die polizeiliche Datenverarbeitung haufig mit einem
erhohten Risiko fur die Rechte der betroffenen Person verbun-
den, sodass entsprechende Anforderungen zur letztverbindli-
chen Klarung der Identitat im Einzelfall erforderlich sein kénnen.
Zu beachten ist hierbei, dass nicht relevante Informationen wie
Lichtbild, Seriennummer, KorpergroBe oder Augenfarbe ge-
schwarzt werden dirfen. Wird der Antrag auBerdem persénlich
auf einer Polizeidienststelle gestellt, gentigt es in der Regel be-
reits, wenn die Identitat der antragstellenden Person vor Ort
durch Polizeibedienstete festgestellt und vermerkt wird, ohne
dass eine Kopie eines Ausweises angefertigt werden muss.

Antragstellern steht es aber letztlich auch frei, einen entspre-
chenden Identitadtsnachweis zur Beschleunigung des Verfahrens
bereits zusammen mit dem Antrag einzureichen.

Kosten oder Gebiihren fallen bei Geltendmachung eines daten-
schutzrechtlichen Auskunftsanspruchs im Regelfall nicht an. Nur
bei offenkundig unbegriindeten oder exzessiven Antragen kann
eine angemessene Gebuhr verlangt oder von einer Beantwor-
tung vollstandig abgesehen werden (Art. 12 Abs. 4 lit. a JI-Richt-
linie; § 15 Abs. 3 S. 2 SPolDVG).

Zu beachten ist zudem, dass - anders als in der DSGVO - im
Bereich der JI-Richtlinie keine bestimmte Frist (DSGVO: 1 Mo-
nat) zur Bearbeitung der Anfrage vorgeschrieben ist. Im Regel-

% Siehe hierzu der Beitrag zum CEF in Kapitel 8.8 und die Ausfiihrungen in den
Leitlinien 01/2022 zu den Rechten der betroffenen Person — Auskunftsrecht,
Rn. 73 ff. jeweils zum Auskunftsanspruch unter der DSGVO.
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fall diirfte eine finale Beantwortung jedoch auch bei der Polizei
innerhalb weniger Wochen maglich sein. Eine Eingangsbestati-
gung ist zudem unverziglich zu versenden (Art. 12 Abs. 3 JI-
Richtlinie; § 15 Abs. 2 SPolDVG).

8.3.3  Reichweite der Auskunft

Hinsichtlich Art und Umfang der Auskunftserteilung entspre-
chen die Rechtsfolgen im Geltungsbereich der JI-Richtlinie weit-
gehend denen der DSGVO. Zunéchst ist der antragstellenden
Person mitzuteilen, ob sie betreffende personenbezogene Da-
ten von der Polizei verarbeitet werden (Art. 14 Halbsatz 1 JI-
Richtlinie; § 11 Abs. 1 S. 1 SPolDVG). Im Falle einer Verarbeitung
sind zusatzliche Informationen bereitzustellen (Art. 14 Halbsatz
2 JI-Richtlinie; § 11 Abs. 1 S. 2 SPoIDVG). Dazu gehoren insbe-
sondere der Zweck der Verarbeitung, die einschldgigen Rechts-
grundlagen sowie die Speicherdauer der personenbezogenen
Daten.

Im Saarland wird zur Beantwortung eines Auskunftsersuchens
durch die Vollzugspolizei in der Regel ein Ubersichtsbogen er-
stellt und versandt. Dieser gibt insbesondere Aufschluss Uber
das betroffene polizeiliche Datenverarbeitungssystem (z. B. das
Vorgangsbearbeitungssystem POLADIS oder das polizeiliche In-
formationssystem POLIS/INPOL) und den Anlass der Speiche-
rung, etwa das konkrete Verfahren.

Die Bereitstellung einer solchen Ubersicht gentigte bisher in der
Regel, um den Informationsbedarf der betroffenen Personen zu
decken. Fordert eine antragstellende Person nach Erhalt jedoch
erganzend detaillierte Informationen zu einzelnen Vorgédngen
oder explizit eine vollstdndige Auskunft Giber sémtliche perso-
nenbezogene Daten, ist die Polizei verpflichtet, diese umfassend
zu gewahren.

Angesichts der besonderen Anforderungen des Sicherheits-
rechts kann der Auskunftsanspruch mit sicherheitsbehordlichen
Geheimhaltungsinteressen kollidieren. Die JI-Richtlinie und ent-
sprechend auch das SPolDVG sehen deswegen die Mdglichkeit
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vor, eine Auskunft in bestimmten Situationen und in gewissem
Umfang zu beschranken (Art. 15 JI-Richtlinie; § 11 Abs. 3 i. V. m.
§ 10 Abs. 2, 5 oder 6 SPolDVG). Die betroffene Person ist hier-
Uber unverzliglich mit einer entsprechenden Begriindung zu
benachrichtigen. Ein zeitlicher Aufschub der Mitteilung (bis
keine Gefahrdung der polizeilichen MaBnahme mehr besteht)
ist jedoch ebenfalls mdglich.

In Fallen, in denen der betroffenen Person seitens der Polizei mit
Verweis auf Sicherheitsinteressen keine Informationen zur Ver-
figung gestellt werden oder auf eine entsprechende Anfrage
Uberhaupt nicht reagiert wird, kann das Auskunftsrecht auch al-
ternativ Uber unsere Behorde geltend gemacht werden (sog. ,in-
direkte Auskunft’; Art. 17 JI-Richtlinie; § 15 Abs. 6 SPolDVG). In
einer solchen Situation nehmen wir in die betroffenen Datens-
atze Einsicht, Uberprifen, ob die damit einhergehende Daten-
verarbeitung in zuldssiger Weise erfolgt, und werden gegebe-
nenfalls die erforderlichen datenschutzrechtlichen MalBnahmen
ergreifen, um eine unzuldssige Handhabung zu unterbinden.

8.34  Anpassung des Musterformulars zu Auskunftser-
suchen gem. § 11 SPolDVG

Aufgrund der oben beschriebenen Feststellungen zu den Rah-
menbedingungen fiir die Geltendmachung des Auskunftsrechts
und fir die Identifizierung des Absenders durch die Polizei,
wurde von unserer Behdrde im Berichtsjahr das bisher als Hilfe-
stellung veroffentlichte Muster fur die Formulierung eines Aus-
kunftsersuchens bei der Saarlandischen Polizei tberarbeitet.®*
Auch der dazugehdrige Begleittext auf unserer Website wurde
entsprechend angepasst.

Bislang wies das Formular darauf hin, dass eine Kopie eines amt-
lichen Ausweisdokuments beizufligen ist. Vor dem Hintergrund,

5 Das Muster kann auf unserer Website unter dem Menipunkt ,Themen > Po-
lizei > Auskunftsersuchen” abgerufen werden (https://www.datenschutz.saar-
land.de/themen/polizei#c2672).
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dass eine Identitatspriifung auch auf andere Weise erfolgen
kann, bietet der neue Vordruck nun folgende Optionen:

o Kopie eines Identitatsnachweises: Personalausweis /
Reisepass

e Ich bin Ihrer Behorde bereits aus folgendem Verfahren
bekannt (Aktenzeichen):

e Sonstige Anmerkung:
Nach wie vor steht es der Polizei weiter frei, bei be-
grindeten Zweifeln Uber die Identitat der anfragenden
Person auch gezielt weitere oder andere Informatio-
nen einzufordern. Uber das Freitextfeld ,Sonstige An-
merkung” kann nunmehr auch von Vornherein auf be-
sondere Aspekte des Einzelfalls (z.B. Mdglichkeit der
Identifizierung auf sonstigem Wege, Existenz einer Be-
vollmachtigung oder Stellung des Antrags im Namen
eines minderjahrigen Kindes) hingewiesen werden.

Auch klinftig werden wir das von uns bereitgestellte Musterfor-
mular an aktuelle Entwicklungen anpassen. So sind insbeson-
dere weitere Konkretisierungen auf europaischer Ebene zu er-
warten, etwa in Form der derzeit in Erarbeitung befindlichen
Leitlinien zum Auskunftsrecht im Geltungsbereich der JI-Richtli-
nie durch den Européischen Datenschutzausschuss.

8.4 Waffenrechtliche Erlaubnisverfahren

Bereits in den vergangenen Tatigkeitsberichten wurde die Not-
wendigkeit betont, die im Saarland verwendeten Antragsformu-
lare zum ,kleinen Waffenschein” datenschutzkonform zu gestal-
ten. Diese Arbeiten erfolgten in Zusammenarbeit mit dem Mi-
nisterium fir Inneres, Bauen und Sport (MIBS) und fuhrten zu
einem Uberarbeiteten Musterformular sowie angepassten Da-
tenschutzhinweisen.®®

% Siehe hierzu die Beitrdge im 32. Tatigkeitsbericht (Kapitel 2.4) und im 31. Ta-
tigkeitsbericht (Kapitel 4.2).
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Auch im Berichtsjahr wurden diese Bemiihungen fortgefiihrt
und in einer Besprechung im Juni 2024 die noch offenen Frage-
stellungen erdértert und das weitere Vorgehen abgestimmt.

8.4.1 Musterformular ,kleiner Waffenschein”

Ein zentrales Thema war das bereits mit unserer Behérde abge-
stimmte und finalisierte Musterformular zur Beantragung des
kleinen Waffenscheins. Obwohl es den saarlandischen Waffen-
behdrden bereits durch das MIBS hatte zur Verfligung gestellt
werden kdnnen, ist dies bislang noch nicht geschehen. Zwi-
schenzeitlich wurde im Rahmen eines IT-Projekts zur Umset-
zung des Online-Zugangsgesetzes auch die Moglichkeit fiir eine
digitale Antragstellung fiir den kleinen Waffenschein geschaf-
fen, die bereits von mehreren saarlandischen Kommunen ge-
nutzt wird.

Da das bisherige Beantragungsverfahren weiterhin als analoge
Alternative zu der digitalen Antragstellung bestehen bleiben
soll, wurde gemeinsam mit dem MIBS entschieden, einen inhalt-
lichen Gleichklang von Online- und Papierformularen anzustre-
ben. Das MIBS bat deswegen im Rahmen der besagten Unter-
redung um einen angemessenen Zeitraum fiir eine Machbar-
keitsprifung.

8.4.2 Datenschutzhinweise im Kontext waffenrechtli-
cher Erlaubnisse

Ein weiterer Fokus lag auf der Uberarbeitung der Datenschutz-
informationen, die insbesondere den Antragstellern in waffen-
rechtlichen Erlaubnis- und Genehmigungsverfahren zur Verfi-
gung gestellt werden. Bisher bestand das Ziel des MIBS darin,
ein allgemeingiiltiges Dokument zu erstellen, das fir alle waf-
fenrechtlichen Erlaubnisse verwendet werden konnte. Da Da-
tenschutzhinweise so konkret wie moglich sein sollen, um der
betroffenen Person die in ihrem Fall relevanten Informationen
zur Verfligung zu stellen, die rechtlichen Rahmenbedingungen
der Datenverarbeitung (z.B. Umfang der Datenerhebung oder
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Loschfristen) bei den unterschiedlichen waffenrechtlichen Er-
laubnisformen aber teils stark variieren kdnnen, stellte sich die-
ses Vorhaben als schwierig dar.

Um den Anforderungen an konkrete und transparente Daten-
schutzhinweise gerecht zu werden, wurde die Mdéglichkeit ge-
prift, separate Datenschutzhinweise fiir verschiedene Erlaub-
nisformen zu entwickeln. Das MIBS erklarte sich bereit, zu pri-
fen, inwieweit Anpassungen vorgenommen werden sollen. Eine
Ruckmeldung hierzu ist bis zum Redaktionsschluss jedoch noch
nicht erfolgt.

8.43  Zeitliche Grenzen der Aktenaufbewahrung

Die komplexeste Fragestellung betraf die Festlegung konkreter
Loschfristen. Grundséatzlich orientiert sich die zuldssige Spei-
cherdauer personenbezogener Daten am Kriterium der Erfor-
derlichkeit (Art. 5 Abs. 1 lit. e, Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1 lit. e DSGVO
und § 4 Abs. 1 SDSG). Fehlt eine spezialgesetzliche Regelung,
die eine weitere Nutzung und Aufbewahrung gestattet, sind Da-
ten zu l6schen, sobald sie fiir die Zwecke, fur die sie erhoben
und verarbeitet wurden, nicht mehr benétigt werden.

Vorgaben fir die Aufbewahrung von ,Unterlagen” (also nicht
speziell nur fir personenbezogene Daten) finden sich etwa in
§ 44a des Waffengesetzes (WaffG). Allerdings knipft diese Vor-
schrift lediglich an zwei bestimmte Konstellationen an: Wahrend
§ 44a S. 1 WaffG solche Daten betrifft, die zur Nachverfolgung
von Besitzverhéltnissen und Verkaufswegen erforderlich sind,
lasst § 44a S. 2 WaffG eine Aufbewahrung von Informationen zu,
»aus denen sich die Versagung einer waffenrechtlichen Erlaub-
nis [...], einschlieBlich der Griinde hierfir, ergibt”.

Aufbewahrungsfristen finden sich auch an anderer Stelle, wie
zum Beispiel dem Waffenregistergesetz (WaffRG). § 27 Abs. 4
Nr. 2 lit. a WaffRG betrifft jedoch nur die Speicherung von Daten
im nationalen Waffenregister als zentrale / ibergreifende Da-
tenbank — die Speicherung von Informationen in lokalen be-
hordlichen Aktenbestdnden wird hiermit gerade nicht reguliert.
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Fir alle anderen personenbezogenen Daten im waffenrechtli-
chen Kontext, die gerade nicht unter die vorbeschriebenen Fille
fallen, sind keine spezialgesetzlichen Vorgaben getroffen wor-
den. Folglich sind sie allein am MalBstab der Erforderlichkeit zu
bemessen (siehe oben). Bei der Bemessung von Aufbewah-
rungsfristen ist insbesondere das nachvollziehbare Bediirfnis ei-
ner effektiven waffenrechtlichen Aufsicht / Kontrolle zu bertick-
sichtigen, gleichzeitig aber auch die Gefahr einer Gberschieflen-
den Aufbewahrung von personenbezogenen Informationen
(etwa als umfassender und liickenloser Lebenslauf einer Person)
zu verhindern.

In Ermanglung spezifischer gesetzlicher Vorgaben zur Aufbe-
wahrung waffenrechtlicher Vorgange haben wir vorgeschlagen,
sich bei der Bewertung von Ldschfristen an der regelmaBigen
Uberpriifung waffenrechtlicher Erlaubnisse gemaB § 4 Abs. 3
WaffG zu orientieren Demnach konnte eine dreijahrige Aufbe-
wahrungsfrist flir entsprechende Vorgangsakten angemessen
sein, sofern keine Griinde fiir eine Versagung der Erlaubnis vor-
liegen.

Das MIBS sagte zu, sich nochmals vertieft mit der Fragestellung
intern (gegebenenfalls auch unter Einbeziehung der kommuna-
len Stellen / Waffenbehorden) befassen zu wollen.

844  Sachstand

Trotz des erfolgten Austauschs wurde unserer Behorde seit der
Besprechung im Juni 2024 kein aktualisierter Sachstand mitge-
teilt. Auch eine Nachfrage im September 2024 fiihrte lediglich
zu einem ein Verweis auf andauernden Klarungsbedarf. Ange-
sichts der datenschutzrechtlichen Defizite halten wir es fir drin-
gend geboten, dass das MIBS zeitnah zu einer abschlieBenden
Klarung gelangt. Insbesondere das Verfahren zur Angleichung
des analogen Musterformulars zum ,kleinen Waffenschein” im
Saarland sollte im Jahr 2025 endgliltig zum Abschluss gebracht
werden.

33. Tatigkeitsbericht 2024 111



8.5 Einsatz polizeilicher Drohnen bei
FuBballspielen

Der Einsatz von Drohnen, auch bekannt als ULS (Unbemanntes
Luftfahrtsystem) oder UAV (Unmanned Aerial Verhicles), ist
heutzutage keine Seltenheit mehr. Dank der zunehmend verein-
fachten Betriebsbedingungen finden sie nicht mehr nur im Frei-
zeitbereich Anwendung, sondern sind auch im professionellen
Umfeld immer weiter verbreitet (etwa im Mess- und Kataster-
wesen, in der Solarbranche, in der Landwirtschaft oder im Bau-
gewerbe). Auch o6ffentliche Stellen nutzen Drohnen in zuneh-
mendem Male fir ihre Zwecke.

Im Berichtszeitraum erreichte uns eine Beschwerde, die den po-
lizeilichen Einsatz eines ULS im Vorfeld eines FuBballspiels im
Ludwigsparkstadion in Saarbriicken betraf. Der Beschwerdefiih-
rer (ein Anhdnger der Gastmannschaft) bemangelte, dass beim
Einlass zu der Drittligabegegnung die Polizei mittels einer
Drohne den Eingang zum Gasteblock Gberwacht habe, ohne
dass die Besucher dariiber informiert wurden. Weder vorab
noch wahrend des Spiels sei Uiber den Einsatz der Drohne auf-
geklart worden. Selbst direkte Nachfragen bei den vor Ort ein-
gesetzten Polizisten waren erfolglos geblieben.

Die Beschwerde warf zwei wesentliche Fragestellungen auf: Zum
einen, ob sich der Einsatz der Kameradrohne durch die saarlan-
dische Polizei auf eine rechtliche Befugnis zur Videolberwa-
chung stltzen konnte. Zum anderen, ob die Polizei den Einsatz
der Drohne hinreichend bekannt (6ffentlich) gemacht hat und
der Einsatz damit ,offen” erfolgte.

8.5.1  Rechtliche Grundlage fiir den polizeilichen Einsatz
von Kameradrohnen

Das Saarlandische Gesetz Uber die Verarbeitung personenbezo-
gener Daten durch die Polizei (SPoIDVG) sieht in § 32 SPoIDVG
eine Regelung vor, die ,offene Bild- und Tonaufzeichnungen”
durch die Vollzugspolizei gestattet. Da die Formulierung be-
wusst technikoffen gestaltet ist, kann auch der polizeiliche Ein-

112 33. Tatigkeitsbericht 2024



8 Inneres & Kommunen

satz von Kameradrohnen darunter subsumiert werden. Eine
spezielle Ermachtigungsgrundlage fir die Nutzung von ULS
existiert im Saarland nicht.

GemalB § 32 Abs. 1 S. 2 SPolDVG diirfen Bild- und Tonaufzeich-
nungen insbesondere bei Veranstaltungen und Ansammlungen
durchgefiihrt werden, die ein besonderes Gefdhrdungsrisiko
aufweisen. Das Gesetz geht in drei Fallkonstellationen von ei-
nem solchen Gefahrdungsrisiko aus:

1. Wenn eine aktuelle Gefahrdungsanalyse fiir Veranstaltun-
gen / Ansammlungen gleicher Art und GroBe die Gefahr
terroristischer Anschlage ausweist.

2. Wenn aufgrund der Art und GréBe der Veranstaltung / An-
sammlung erfahrungsgemaB mit Gefahren fir die 6ffentli-
che Sicherheit zu rechnen ist.

3. Wenn konkrete Anhaltspunkte die Begehung erheblicher
Ordnungswidrigkeiten oder Straftaten nahelegen.

Insbesondere bei groBeren Veranstaltungen kdnnen alle drei
Tatbestandsalternativen einschlagig sein. Bei FuBballspielen
dirften jedoch die unter Variante 2 zu fassenden ,Gelb- und
Rotspiele” im Fokus stehen, deren Risikopotential allgemein be-
kannt ist.

Bei Vorliegen der vorbeschriebenen Voraussetzungen darf die
Vollzugspolizei ,Bild- und Tonaufzeichnungen” offen anferti-
gen. Zwar legt der Begriff ,Aufzeichnung” nahe, dass stets nur
eine Kombination aus Erhebung von Bilddaten und anschlie-
Bender, dauerhafter Speicherung zulassig wéare. Nach unserem
Verstandnis umfasst die Vorschrift jedoch auch das reine Live-
Monitoring, also die Beobachtung eines Geschehens ohne Spei-
cherung der Daten.

Im Fall der Beschwerde war das betroffene FuBballspiel von der
Polizei im Vorfeld mit einer ,gelben” Gefahrdungseinstufung
versehen worden. Die Polizei nutzte deswegen die Kamerad-
rohne zur Fertigung von Ubersichtsaufnahmen, die per Live-Bild
(ohne Speicherung) in die Einsatzzentrale Ubertragen wurden.
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Diese dienten der besseren Koordination des Einsatzes. Durch
die Beobachtung der Verkehrssituation, der Fanbewegungen,
des Personenaufkommens und mdoglicher Storer sollte ein frih-
zeitiges Reagieren auf Gefahren fir die 6ffentliche Sicherheit er-
maoglicht werden. Unter diesen Umstanden war der Einsatz der
Drohne grundsétzlich rechtmaBig.

8.5.2  Videobeobachtung als ,offene Manahme” und
Transparenzpflichten

Trotzdem war die datenschutzrechtliche Zuldssigkeit der poli-
zeilichen MaBnahme im konkreten Fall in Frage zu stellen, da
§ 32 SPolDVG ausdriicklich nur die ,offene Erhebung von Bild-
und Tonaufzeichnungen” erlaubt. Offen ist eine MaBnahme je-
doch nur dann, wenn sie von den betroffenen Personen auch
als solche wahrgenommen werden kann. Werden Drohnen ein-
gesetzt, so sind diese — abhangig von ihrer Flughéhe — mit blo-
Bem Auge nur schwer erkennbar und auch akustisch nicht im-
mer wahrnehmbar. AuBerdem kann deren Zugehorigkeit zur
Polizei meist nicht ohne Weiteres festgestellt werden.

Die Polizei hat bei entsprechenden Einsatzen deswegen beson-
deres Augenmerk auf die in § 32 Abs. 5 SPolDVG normierten
Hinweispflichten zu legen, die hier nicht nur die formale Neben-
pflicht zur Transparenz betreffen, sondern auch unmittelbaren
Einfluss auf die materielle RechtmaBigkeit der MaBnahme neh-
men. Die Vorschrift gibt vor, dass ,durch Schilder oder in sons-
tiger geeigneter Form” auf die MaBnahme hingewiesen werden
muss. Im Beschwerdefall waren die polizeilichen Bemihungen
jedoch als unzureichend zu bewerten.

So finden sich zwar am Ludwigsparkstadion bereits Hinweista-
feln, die Uber eine polizeiliche Videolberwachung aufklaren.
Sowohl das verwendete Piktogramm als auch der Hinweistext
beziehen sich allerdings ausschlieBlich auf die im Stadion ange-
brachten, fest installierten Kamerasysteme. Ein Einsatz mobiler
Kameradrohnen ist aus diesen Informationen fir betroffene
Personen nicht ersichtlich.
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Zwar sind die fiir den Drohneneinsatz verantwortlichen Polizei-
bediensteten stets besonders gekennzeichnet und das einge-
setzte Fahrzeug als auch die Polizeivollzugsbeamtinnen und -
beamten, durch die das ULS gesteuert wird, verfiigen tber eine
besondere Beschriftung bzw. Dienstkleidung. Zudem werden
am Start- und Landepunkt der Drohne entsprechende Durchsa-
gen getatigt. Dies dndert allerdings nichts an der Tatsache, dass
fur einen GroBteil der betroffenen Stadionbesucher diese Da-
tenverarbeitung meist nicht wahrnehmbar und damit nicht
transparent ist. Denn Drohnen sollen aus Sicherheitsgriinden
nicht direkt Gber Personenansammlungen geflogen werden, so-
dass sich die eingesetzten Krafte haufig nicht in unmittelbarer
Hor- oder Sichtweite der Betroffenen befinden. So auch im Be-
schwerdefall, bei dem sich der Start- und Landepunkt in einer
vom Stadion mehrere hundert Meter entfernten, nicht einseh-
baren Seitenstralle befand.

Wegen der unzureichenden TransparenzmalBnahmen war der
Drohneneinsatz nicht als ,offen” im Sinne der gesetzlichen Vor-
schrift zu qualifizieren. Damit lag ein wichtiges Tatbestands-
merkmal der Erméachtigungsgrundlage nicht vor, weswegen die
polizeiliche MaBnahme insgesamt als datenschutzrechtlich un-
zuldssig zu bewerten war. Sowohl der Beschwerdefiihrer als
auch das Landespolizeiprasidium wurden Uber diese Einschat-
zung in Kenntnis gesetzt.

8.5.3  Zugesicherte Verbesserungen der Transparenz
seitens der Polizei

Weitere aufsichtsbehdrdliche MaBnahmen waren in diesem Fall
nicht erforderlich. Da die Drohne ausschlieBlich zur Live-Be-
obachtung genutzt wurde, existierten keine gespeicherten Auf-
nahmen des betreffenden Tages, deren Ldschung hatte ange-
ordnet werden mussen. Zudem hatte die Polizei in ihrer Stel-
lungnahme friihzeitig Bereitschaft signalisiert, den datenschutz-
rechtlichen Bedenken kiinftig durch verbesserte Transparenz-
maBnahmen Rechnung zu tragen.
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Hierzu zdhlen unter anderem neue Hinweisschilder, die im Um-
feld von Veranstaltungen, insbesondere an Zu- und Abgangs-
bereichen, angebracht werden sollen. Die uns vorgelegten Mus-
ter weisen unter Ausweisung des voraussichtlichen Einsatzge-
biets ein Drohnenpiktogramm auf und machen damit ausdriick-
lich auf den Einsatz mobiler ULS aufmerksam. Zusatzlich sollen
die eingesetzten Kameradrohnen kiinftig mit einer gut sichtba-
ren Polizei-Folierung versehen werden.

Bei sicherheitsrelevanten FuBballbegegnungen ist auBerdem
geplant, digitale Leuchttafeln auf Lautsprecherfahrzeugen ein-
zusetzen, um die UberwachungsmaBnahmen auch in gréBeren
Menschenmengen besser erkennbar zu machen. Darliber hin-
aus wurde ein verbessertes Informationsmanagement im Vor-
feld von Veranstaltungen angekiindigt. Kiinftig sollen planbare
Drohneneinsdtze zuvor durch Pressemitteilungen und Beitrage
in sozialen Medien kommuniziert werden.

8.6 Kommunale Hundebestandsaufnahme

Bereits in zurlickliegenden Téatigkeitsberichten befasste sich un-
sere Behdrde ausfiihrlich mit der datenschutzrechtlichen Bewer-
tung von flachendeckenden kommunalen Hundebestandsauf-
nahmen (Hundebestandsermittlungen).®®

Eine solche Form der Datenerhebung, bei welcher Mitarbeiter
eines externen privaten Dienstleisters die Einwohnerinnen und
Einwohner in der Regel im hauslichen Umfeld aufsuchen und
um Auskunft bitten, ob in dem Haushalt ein Hund gehalten wird,
erachteten wir zum damaligen Zeitpunkt als datenschutzrecht-
lich unzulassig. Dies war insbesondere auf eine fehlende kom-
munale Satzungskompetenz fir diese Art der Vor-Ort-Befra-
gung sowie die fehlende Befugnis der Uberantwortung einer
steuerrechtlichen (abgabenrechtlichen) Aufgabe auf den privat-
rechtlichen Bereich zurlckzufthren.®’

% vgl. 18. Tatigkeitsbericht 1999/2000, S. 102; 27. Tatigkeitsbericht 2017/2018,
S. 54 ff.

57 27. Tatigkeitsbericht, S. 55 f.
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Das Kommunalabgabengesetz hat zwischenzeitlich Anderun-
gen erfahren, durch welche die Méglichkeit der Durchfiihrung
einer Hundebestandsaufnahme den Stadten und Gemeinde
erstmals explizit er6ffnet wird und zwar auch und gerade in
Form einer Beauftragung privater Dienstleister.

Auch nach dieser Gesetzesnovellierung besteht indes weiterhin
keine Befugnis einer Vor-Ort-Befragung an der Haustur bzw. im
ndheren hauslichen Umfeld. Dies vor allem, wenn hierfiir kein
konkreter Anlass besteht, etwa in Form des Verdachts einer
nicht gemeldeten Hundehaltung.

8.6.1  Maoglichkeit der Beauftragung privater Dritter mit
der Durchfiihrung der Hundebestandsaufnahme
(§ 2 Abs. 3 KAG)

Der im Jahr 2018 in das Kommunalabgabengesetz neu einge-
fugte § 2 Abs.3 S. 1 KAG erméglicht nunmehr grundsatzlich
eine Beauftragung privater Dritter mit Aufgaben des kommu-
nalabgabenrechtlichen Ermittlungsverfahrens. Dessen Vorgan-
gernorm (§ 2 Abs. 3 S. 1 KAG (a.F.)) stellte hierflir noch ein recht-
liches Hindernis dar. Hiernach konnte in den kommunalen Ab-
gabensatzungen zwar bestimmt werden, ,(...) dass die Festset-
zung und die Erhebung von Abgaben von einer damit beauf-
tragten Stelle auBerhalb der Verwaltung vorgenommen (wird)”.
Eine Beauftragung privater Stellen im Rahmen des vorgelager-
ten steuerlichen Ermittungsverfahrens, genauer der Ermittlung
von Steuersachverhalten und deren Grundlagen, schied jedoch
von vornherein aus.

Problematisch erweist sich an der Neuregelung der Satz 2 des
§ 2 Abs. 3 KAG (n.F.), welcher in seinem Aussagegehalt nicht
ganz verstandlich ist. Er bestimmt, dass,

.Die Stelle (aulBerhalb der Verwaltung) nur beauftragt wer-
den (darf), wenn die ordnungsgemdlSe Erledigung und Pri-
fung nach den fiir die Gemeinden und Gemeindeverbénde
geltenden Vorschriften gewdéhrleistet ist und diese Stelle in
engen rechtlichen oder wirtschaftlichen Beziehungen zum
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Gegenstand der Abgabenerhebung oder zu einem Sach-
verhalt steht an den der Abgabengegenstand oder die Ab-
gabenplfiicht ankndpft.”

Auf den ersten Blick scheint die Vorschrift als Einschrankung
recht ausdifferenziert und, zumindest vordergriindig, prazise
formuliert. Bei naherer Befassung bleibt jedoch weitgehend un-
klar, welche Stellen — insbesondere in Bezug auf die ortlichen
Verbrauch- und Aufwandsteuern — der Gesetzgeber hier genau
im Blick hatte. Die Gesetzesmaterialien schweigen hierzu leider.
Eine formale Einschrankung, etwa auf die rechtsdienstleisten-
den oder steuerberatenden Berufe ist unseres Erachtens hier-
mit jedenfalls nicht gewollt. Wir sehen in § 2 Abs. 3 S. 2 KAG
(n.F.) letztlich daher die Kodifizierung eines allgemeinen gestei-
gerten Sorgfalts- und ZuverlassigkeitsmaBstabes. Es soll hier-
nach nicht jedes beliebige Dienstleistungsunternehmen als Ver-
waltungshelfer von der Kommune mit einer (steuer-) abgaben-
relevanten Hilfstatigkeit betraut werden, sondern nur solche,
welche die notwendigen Fach- und Rechtsexpertise in diesem
Bereich aufweisen. Hier kommt der Kommune ein Beurteilungs-
spielraum zu, im Rahmen dessen es ihr obliegt, die Eignung und
Zuverlassigkeit des ins Auge gefassten Dienstleisters zu eruie-
ren und im Lichte von § 2 Abs. 3 S. 2 KAG (n.F.) rechtlich zu be-
werten.

8.6.2 §2 Abs. 3 KAG als Datenverarbeitung i.S.e. Auf-
tragsverarbeitung

Wird eine externe Stelle mit einer Ermittlungshandlung in Form
einer Hundebestandsaufnahme beauftragt, so stellt dies aus da-
tenschutzrechtlicher Sicht eine Auftragsverarbeitung i. S. d.
Art. 4 Nr. 8, 28 DSGVO dar. Die Frage, ob dem Auftragnehmer
eine Verarbeitungstatigkeit hierbei womdglich nur im Umfange
einer Hilfs- und Unterstlitzungsfunktion zugewiesen ist, oder
selbige aufgrund eines eigenen Entscheidungsspielraums dar-
Uber hinausgeht, ist nicht entscheidend.
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Die Abgrenzung zwischen Verantwortlichkeit und Auftragsver-
arbeitung erfolgt anhand der Legaldefinition des Art. 4 Nr.7
DSGVO. Hiernach ist Verantwortlicher, wer ,(...) dber die Zwecke
und Mittel der Verarbeitung personenbezogener Daten ent-
scheidet'. Ein Verantwortlicher legt die Zwecke und Mittel der
Verarbeitung fest, wenn er Giber das ,Warum” und das ,Wie" der
Verarbeitung bestimmt. Er muss sowohl Uber die Zwecke als
auch Uber die Mittel der Verarbeitung entscheiden. Nicht maB-
geblich ist demgegeniber der tatsachliche, faktische Zugang zu
den verarbeiteten Daten oder der Umfang der Datenverarbei-
tung. Die Kommune determiniert in ihrer jeweiligen Abgaben-
satzung den Zweck der Datenverarbeitung, welcher in einer Er-
fassung von Hundehaltungen im Gemeindegebiet liegt. Sie gibt
auch die wesentlichen Mittel dieser Verarbeitung vor, indem sie
den Auftragnehmer anweist, die nétigen Informationen in Form
einer personlichen Befragung vor Ort an samtlichen Privathaus-
halten zu erheben und in entsprechender Form aufzubereiten.
Sie ist es demnach, mit deren Wissen und Wollen die Verarbei-
tung steht und fallt.68

8.6.3  Freiwilligkeit einer Vor-Ort-Befragung

Besteht demnach grundsatzlich die Méglichkeit einer Hundebe-
standsaufnahme (Hundebestandsermittlung) durch einen be-
hordenexternen privaten Verwaltungshelfer in Gestalt einer
Auftragsverarbeitung, so miissen in diesem Rahmen gleichwohl
die Anforderungen des § 12 Abs. 5 KAG erfillt sein.

Die Vorschrift des § 12 Abs. 5 KAG spricht hier zunachst in all-
gemeiner Form von ,Befragungen”. Gestattet sind demnach Be-
fragungen samtlicher Art, d. h. in muindlicher, schriftlicher oder
elektronischer Form. Entscheidend ist nach dem Wortlaut des
Gesetzes jedoch die , freiwillige Teilnahme" an einer solchen Be-
fragung.

% Zu den weiteren Einzelheiten der diesbeziiglichen Abgrenzung siehe EDPB,
Leitlinien 07/2020 zu den Begriffen ,Verantwortlicher” und ,Auftragsverarbei-
ter” in der DSGVO, Version 2.0).
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Aufgrund des Umstands, dass eine derartige Befragung mit ei-
ner u. U. weitreichenden Erhebung personenbezogener Daten
verbunden ist, muss das Tatbestandsmerkmal der Freiwilligkeit
in europarechtskonformer Art und Weise, d. h. im Lichte der
Bestimmungen der DSGVO ausgelegt werden. Aus hiesiger
Sicht unterscheidet es sich dabei in keiner Weise von der Frei-
willigkeit, wie sie die Einwilligung nach den Art. 4 Nr. 11, 7
DSGVO voraussetzt. Die betroffene Person muss demnach in
hinreichender Form im Vorhinein lber die Datenverarbeitung
und deren Umstande informiert werden (vgl. Art. 13 DSGVO)
und diese sodann aus freien Stiicken befiirworten, d. h. nicht
bloB erdulden oder (iber sich ergehen lassen.

Dass diese Freiwilligkeit bei einer Befragung im hauslichen Um-
feld der Betroffenen in der Regel nicht gegeben sein dirfte,
wurde von uns in unserem 27. Tatigkeitsbericht der Jahre
2017/2018 bereits umfassend dargelegt (vgl. Seite 54 ff.). Das
Instrument einer freiwilligen Befragung ist dem deutschen Steu-
errecht auch grundsétzlich fremd. Erfillt eine Person einen steu-
erlichen bzw. einen sonstigen Abgabentatbestand, hat sie sich
in aller Regel von sich aus mit allen zur Festsetzung notwendi-
gen Informationen entsprechend zu erkléren. Zur effektiven
Rechtsdurchsetzung bzw. der Gewahrleistung einer gleichmagi-
gen Steuererhebung stehen der Steuerbehdrde nach § 93 AO
weitreichende Ermittlungs- und Auskunftsrechte zu. Diese
Rechtsgrundlagen beinhalten sodann auch die hierfur erforder-
lichen Datenverarbeitungen, u. U. in Form einer persdnlichen
Auskunftsheranziehung des Steuerpflichtigen oder Dritter. Be-
stehen hinreichend konkrete Verdachtsmomente, dass steuer-
pflichtige Personen der Meldung eines Hundes nicht nachge-
kommen sind, so kénnen die erforderlichen Informationen auf
Grundlage von § 93 AO demnach unproblematisch erlangt wer-
den. Wann dessen tatbestandliche Voraussetzungen vorliegen,
scheint wiederum durch die Rechtsprechung des Bundesfinanz-
hofs hinreichend geklart.®®

69 S0 etwa BFH, Urt. v. 23.10.1990 - VIII R 1/86.
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AuBerhalb des § 93 AO erscheint uns eine freiwillige Befragung
vor Ort aufgrund der den Einzelnen moglicherweise Gberrum-
pelnden ,Haustirsituation” sowie generell aufgrund des gerade
in Steuerangelegenheiten bestehenden Subordinationsverhalt-
nisses zwischen Burger und Behdrde indes ausgeschlossen. § 12
Abs. 5 KAG ist aus hiesiger Sicht demnach als Annex zu § 93 AO
zu begreifen, welcher es der Kommune zwar gestattet, die Bur-
gerinnen und Blrger daran zu erinnern —wenn man so will auch
zu ermahnen — eine Hundehaltung auch tatsachlich zu melden.
Es zeigt sich hierbei jedoch nicht als erforderlich, selbiges per-
sonlich am Wohnort der betroffenen Personen zu tun. Dies kann
ebenso gut in Form eines elektronischen Meldeformulars oder
mittels Briefeinwurf in den Haushalten geschehen.

8.7 Datenschutz bei Wahlen

RegelmaBig treten in der Vorbereitungs- und Durchfiihrungs-
phase von Wahlen auf europaischer, nationaler, landes- oder
kommunaler Ebene spezifische datenschutzrechtliche Frage-
stellungen auf. Diese betreffen sowohl die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten der Wahlberechtigten als auch der Wahl-
helferinnen und Wahlhelfer. Da diesbeziigliche Fragen zum Da-
tenschutz auch im Rahmen der zurlickliegenden Bundestags-
wahl wieder thematisiert wurden, wollen wir aus unserer Sicht
wichtige Aspekte des Datenschutzes in diesem Bereich noch-
mals ins Gedachtnis rufen:

8.7.1  Datenverarbeitung auf Wahlbenachrichtigungs-
karten

Die amtlichen Wahlbenachrichtigungskarten informieren die
Wahlerinnen und Wahler iber den Wahltermin, den Wahlbezirk
und das zustandige Wahllokal. Dabei enthalten die Karten in der
Regel Name und Anschrift der Wahlberechtigten. Fiir den Fall
einer offenen Versendung der Wahlbenachrichtigungskarten (in
Form einer unverschlossenen Postkarte) gelten besondere An-
forderungen an die Minimierung der mitgeteilten Daten.
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Aus datenschutzrechtlicher Sicht ist das Aufdrucken des Ge-
burtsdatums auf Wahlbenachrichtigungskarten unzuldssig. Dies
ergibt sich aus den Regelungen der jeweiligen Wahlordnungen.
Fir die Kommunalwahl findet sich in § 7 Kommunalwahlord-
nung (KWO) eine explizite Regelung, was Bestandteil einer dies-
beziiglichen Wahlbenachrichtigung (Wahlbenachrichtigungs-
karte) ist (vgl. Muster der Anlage 2 zur KWO). Fir die Europa-,
die Bundestags- sowie die Landtagswahl finden sich die betref-
fenden Regelungen in § 19 Abs. 1 der Bundeswahlordnung
(BWO) i. V. m. § 4 Europawahlgesetz (EUWG) sowie § 13 Abs. 1
S. 2 Landeswahlordnung (LWO). Selbige Regelungen erwdhnen
das Geburtsdatum nicht. Zwar handelt es sich bei den Normen
um ,Soll-Vorschriften”, welche in erster Linie den Mindestinhalt
einer diesbeziliglichen Wahlbenachrichtigung regeln. Dies be-
deutet jedoch nicht, dass die Wahlbenachrichtigungskarte ohne
Weiteres mit zusatzlichen Daten — wie dem Geburtsdatum —an-
gereichert werden diirfte; dies erst recht, da es sich um eine of-
fene Versendung ohne Briefumschlag handelt.

Die Informationen auf den Wahlbenachrichtigungskarten mdis-
sen sich auf das Notwendige beschranken. In diesem Zusam-
menhang liegt kein hinreichender Zweck vor, welchen das Auf-
drucken des Geburtsdatums zusatzlich erfillt. Vor- und Zuname
sowie die Anschrift des Wahlberechtigten gentigen vielmehr fir
sich genommen bereits, die erforderlichen Informationen hin-
reichend sicher zu adressieren.

8.72  Bekanntgabe von Wahlvorschlagen

Als Wahlvorschlage bezeichnet man die zu einer Wahl aufge-
stellten Bewerberinnen und Bewerber.

Bei der Wahl zum Deutschen Bundestag sind dies die Kreiswahl-
vorschlage nach den §§ 20 ff. BWG, mit welchen sich die Bewer-
berinnen und Bewerber in den jeweiligen Wahlkreisen zur Wahl
stellen. Inhalt und Form der Kreiswahlvorschldge regelt § 34
BWO, woraus sich zugleich der Umfang der Verarbeitung von
Bewerberdaten ergibt. Nach dessen Absatz 1, Satz 2, Nummer 2

122 33. Tatigkeitsbericht 2024



8 Inneres & Kommunen

muss der Kreiswahlvorschlag ,den Familiennamen, den Vorna-
men, den Beruf oder Stand, das Geburtsdatum, den Geburtsort
und die Anschrift(Hauptwohnung) des Bewerbers" enthalten. Es
handelt sich folglich um eine sehr weitreichende Offenlegung
von Identitdtsmerkmalen einer Person, welche mit der Angabe
der Wohnanschrift zudem durchaus sensiblen Inhalt aufweist.

Im Rahmen der gesetzlich angeordneten 6ffentlichen Bekannt-
machung der Kreiswahlvorschldge finden sich indes daten-
schutzrechtliche Schutzbestimmungen, welche die mit der Ver-
offentlichung verbundenen Eingriffe in die datenschutzrechtli-
chen Positionen der Bewerberinnen und Bewerber abmildern.
So enthalt die durch den Kreiswahlleiter vorzunehmende Verof-
fentlichung der Wahlvorschlage gemaB § 38 S.3 BWO zwar
grundsatzlich die vorgenannten Angaben, , statt des Geburtsda-
tums ist jedoch jeweils nur das Geburtsjahr und statt der An-
schrift nur der Wohnort (Ort der Hauptwohnung) des Bewerbers
anzugeben’. Fur die Wahl zum Saarlandischen Landtag findet
sich die entsprechende Parallelnorm in § 29 Abs. 1 S. 1 LWO.

Zu beachten ist, dass im Jahr 2023 nunmehr auch fiir die Kom-
munalwahlen eine inhaltsgleiche datenschutzrechtliche Ande-
rung eingefiihrt wurde, welche die 6ffentliche Bekanntmachung
der Wahlvorschlage betrifft und die eine Balance zwischen de-
mokratischer Transparenz und individuellem Datenschutz ge-
wahrleisten soll.

Auch die Wahlvorschlage im Rahmen einer Kommunalwahl sind
nach § 30 Abs. 4 S. 2 KWG 6ffentlich bekannt zu geben. GemaB
§ 24 Abs. 5 KWG beinhalten sie grundsatzlich auch , den Famili-
ennamen, den Vornamen, den Beruf das Geburtsdatum, den
Wohnort und Wohnung" der Bewerberin/des Bewerbers. Ge-
maB § 25 Abs. 1 Kommunalwahlordnung (KWO) dirfen nun-
mehr indes auch in diesem Bereich nur das Geburtsjahr (statt
des Geburtsdatums) und lediglich der Wohnort (statt der voll-
standigen Anschrift) verdffentlicht werden.
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8.7.3  Datenschutz fir Wahlhelferinnen und Wahlhelfer

Ehrenamtlich tatige Wahlhelferinnen und Wahlhelfer spielen
eine unverzichtbare Rolle bei der Organisation und Durchfih-
rung von Wahlen. Personenbezogene Daten von Wahlhelferin-
nen und Wahlhelfern werden dabei insbesondere fiir administ-
rative Zwecke verarbeitet.

Im Berichtszeitraum wurden wir mit der Frage befasst, unter
welchen Umsténden die Weitergabe von Namen und Anschrif-
ten von Landesbeamten durch die Zentrale Besoldungs- und
Versorgungsstelle des Landesamtes fiir Zentrale Dienste an die
Kommunen zuldssig sei, um bei Vorliegen eines entsprechen-
den Bedarfs diese als Wahlhelfer verpflichten zu kénnen.

Spezielle Regelungen hierzu in den einzelnen Wahlgesetzen fin-
den sich in §9 Abs. 5 BWG, § 5 Abs. 8 LWG sowie § 5 Abs. 6
KWG. Hiernach sind zur Bildung von Wahlorganen auf Ersuchen
der Gemeindebehdrden (Gemeindewahlleitung) und zur Sicher-
stellung der Wahldurchfiihrung die Behérden des Bundes, der
bundesunmittelbaren Koérperschaften, Anstalten und Stiftungen
des offentlichen Rechts, der Lander, der Gemeinden der Ge-
meindeverbdnde sowie der sonstigen der Aufsicht des Landes
unterstehenden juristischen Personen des 6ffentlichen Rechts
verpflichtet, aus dem Kreis ihrer Bediensteten unter Angabe von
Name, Vorname, Geburtsdatum und Anschrift zum Zweck der
Berufung als Mitglieder der Wahlvorstande Personen zu benen-
nen, die im Gebiet der ersuchenden Gemeinde wohnen. Die er-
suchte Stelle hat den Betroffenen dabei Gber die Gbermittelten
Daten und den Empfianger zu benachrichtigen.

Ein Widerspruchsrecht gegen die Datenverarbeitung (Daten-
Ubermittlung) steht den betroffenen Bediensteten, im Gegen-
satz zu allgemein wahlberechtigten Personen im Falle einer Da-
tenverarbeitung zwecks Bildung von Wahlorganen, nicht zu (vgl.
§ 9 Abs. 4 BWG, § 5 Abs. 7 LWG, § 5 Abs. 5 KWG).
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8.8 Koordinierte Prifung zur Umsetzung des
Auskunftsrechts (CEF 2024)

Im Jahr 2024 beteiligte sich das Unabhangige Datenschutzzent-
rum Saarland zusammen mit 27 weiteren europdischen Daten-
schutzaufsichtsbehorden an der europaweiten Initiative des Eu-
ropaischen Datenschutzausschusses (EDSA) zur Uberpriifung
des Rechts auf Auskunft nach Artikel 15 DSGVO. Diese Maf-
nahme, die im Rahmen des sog. Coordinated Enforcement
Framework (CEF) erfolgte, dient dazu, die Umsetzung zentraler
Regelungen der DSGVO in verschiedenen Organisationen inner-
halb der Européischen Union zu analysieren und zu verbessern.”
Ziel der letztjahrigen MaBnahme war es, einen umfassenden Ein-
blick in die Bearbeitung von an Unternehmen gerichteten Aus-
kunftsersuchen zu gewinnen, die Qualitat der Antworten zu be-
werten und etwaige systemische Schwachen in der Umsetzung
des Rechts auf Auskunft zu identifizieren.

Das Auskunftsrecht ist ein wesentlicher Bestandteil des Daten-
schutzes und gibt Birgerinnen und Birgern die Mdglichkeit
nachzuvollziehen, wie ihre personenbezogenen Daten von Un-
ternehmen und Behdrden verarbeitet werden. Es dient auBer-
dem oft als Grundlage, um weitere Betroffenenrechte der
DSGVO, wie das Recht auf Léschung oder Berichtigung, geltend
zu machen.

Eine wichtige Quelle, um einen Uberblick tiber die Anforderun-
gen des Auskunftsrechts nach Art. 15 DSGVO zu bekommen,
sind die vom EDSA hierzu verdffentlichten Leitlinien”". In den
Leitlinien finden sich zu den einzelnen Anforderungen des Aus-
kunftsrechts detaillierte Ausflihrungen mit Praxisbeispielen. Ins-
besondere der Umfang dessen, was unter den Begriff der zu

"0 https://edpb.europa.eu/our-work-tools/our-documents/other/edpb-
document-coordinated-enforcement-framework-under-regulation_de

" https://www.edpb.europa.eu/system/files/2024-04/edpb_guidelines_202201
_data_subject_rights_access_v2_de.pdf
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beauskunftenden personenbezogenen Daten fillt, wird dort
sehr ausfihrlich erldutert.

8.8.1  Untersuchungsschwerpunkt im Saarland

Im Saarland konzentrierte sich die Prifung auf Energieversor-
gungsunternehmen, die wegen ihrer zentralen Rolle bei der
Verarbeitung von Verbraucherdaten im offentlichen Bereich
ausgewahlt wurden. Insgesamt haben wir im Rahmen unserer
Prifung 22 Energieversorger angeschrieben und den Verant-
wortlichen konkrete Fragen zur Kenntnis und Umsetzung der
Leitlinie des EDSA gestellt.

Den zur Prifung ausgewahlten Unternehmen wurde ein Frage-
bogen Ubersandt, der die prozesshafte Umsetzung des Rechts
auf Auskunft in der Praxis zum Gegenstand hatte.

Hierbei wurden folgende Feststellungen getroffen:

e Dokumentation und prozessbezogene Fragen

Der Fokus der Fragen lag hier auf zwei wesentlichen
Punkten. Zunachst wurde gepriift, wie die Verantwortli-
chen sicherstellen, dass die Daten, die zur Beauskunf-
tung der Anfragen notwendig sind, mit Blick auf die
Grundsatze des Art. 5 DSGVO nur zum festgelegten
Zweck und nur von bestimmten Personenkreisen einge-
sehen werden koénnen. Die Verantwortlichen sollten
hier, beispielsweise durch Darstellung eines Rechte-
und Rollenkonzepts und einer Dokumentation des Aus-
kunftsprozesses darlegen, dass sie sich der Grundsatze
der Datenverarbeitung bewusst sind und diese umset-
zen. Weiterhin sollte dargelegt werden, nach welchen
Grundsétzen Prozesse eingefiihrt und umgesetzt wer-
den, insbesondere in Bezug auf Loschfristen.

Nahezu alle Befragten konnten umféngliche Angaben
zu ihrem Dokumentationsprozess und dem Umgang
mit Antrdgen machen. Entsprechende Vorkehrungen
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fehlten insbesondere dort, wo bisher kaum Antrage ein-
gegangen sind. Auch die Riickmeldung zu Léschfristen
erfolgte in den tGberwiegenden Félle unter Nennung ei-
ner gesetzlichen Grundlage und unter Angabe einer
konkreten Frist. Nur in zwei Fallen erfolgte lediglich ein
allgemeiner Verweis auf gesetzliche Fristen, ohne diese
auch zu benennen. Eine lediglich abstrakte Angabe von
Losch- bzw. Aufbewahrungsfristen ist hingegen nicht
ausreichend, da fur die Betroffenen aufgrund der An-
gabe erkennbar sein muss, wie lange die sie betreffen-
den Daten noch gespeichert werden.”?

¢ Umsetzung allgemeiner Anforderungen aus Art. 12
DSGVO

In diesem Teil wurden unterschiedliche Themen behan-
delt. Zunachst sollte dargelegt werden, ob spezielle
Kommunikationskanale fur Auskunftsersuchen bereit-
gestellt werden und wie das Vorgehen der Verantwort-
lichen ist, wenn Anfragen Gber andere Kanale eingehen.
Zudem wurde abgefragt, ob bestimmte Anforderungen
an die Form des Antrags gestellt werden und die Beant-
wortung von der Einhaltung der Form abhangig ge-
macht wird. Auch wie die Einhaltung der Monatsfrist ge-
malB Art. 12 Abs. 3 DSGVO sichergestellt wird und wel-
che Vorkehrungen zur Identifizierung und Authentifi-
zierung des Antragstellers getroffen wurden, sollte dar-
gestellt werden.

Die Ruckmeldungen der Verantwortlichen lassen hier
zum GroBteil eine gute Umsetzung der Anforderungen
in der Praxis erkennen. In der Regel stellen die Verant-
wortlichen geeignete Kandle zum Eingang von Anfra-
gen zur Verfigung, machen die Nutzung dieser Ein-
gangskanale aber nicht zur Bedingung einer Bearbei-

72 Leitlinien 01/2022 zu den Rechten der betroffenen Person — Auskunftsrecht;
Rn. 118.
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tung. Der EDSA betont hierzu, dass es Aufgabe der Ver-
antwortlichen ist, den Eingang und die Weiterleitung si-
cherzustellen.”® Ein anderes Bild ergab sich bei der
Frage, ob die Bearbeitung von der Einhaltung einer be-
stimmten Form abhangig gemacht wird. Hier gaben
sechs der befragten Unternehmen an, dass sie Antrage
nur unter Einhaltung der von ihnen vorgesehenen
Formvorgaben behandeln. So erfolgte bei diesen bei-
spielsweise keine Beauskunftung, wenn der Antrag Gber
einen anderen als den vorgegebenen Kanal gestellt
wurde (z.B. E-Mail statt Formular), der Antrag nicht
schriftlich gestellt wurde oder wenn der Antrag ohne
vorgegebene Identifikationsmittel (z.B. Kopie des Per-
sonalausweises, Kundenummer etc.) gestellt wurde.

Die Leitlinie des EDSA hebt hervor, dass die DSGVO
keine Anforderungen an die Form des Antrags stellt und
daher in der Regel auch eine E-Mail ausreichend ist. In-
sofern ist insbesondere mit Blick auf die Berticksichti-
gung besonderer Bediirfnisse (wie etwa einer Sehbeein-
trachtigung) klarzustellen, dass auch mindliche Anfra-
gen grundsatzlich zulassig sind.

Etwas anderes kann sich dort ergeben, wo aufgrund der
gewahlten Form Zweifel an der Identitat der Betroffe-
nen bestehen. Bei Zweifeln an der Identitdt des Be-
troffenen ist es grundsatzlich die Aufgabe der Verant-
wortlichen im Einzelfall abzuwégen, welche weiteren In-
formationen zur Identifikation oder Authentifikation er-
forderlich sind, ohne gleichzeitig zu hohe Hiirden fir
die Auslibung des Auskunftsrechts aufzustellen. Welche
MaBnahmen hier im Einzelnen ergriffen werden, hangt
stark von der Beziehung zwischen dem Verantwortli-
chen und dem Betroffenen ab und muss sich zudem am
Grundsatz der VerhaltnismaBigkeit und der Datenmini-

7 Leitlinien 01/2022 zu den Rechten der betroffenen Person — Auskunftsrecht;
Rn. 52 ff.
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mierung orientieren. Zu betonen ist dabei, dass die Ko-
pie eines Ausweisdokuments /n der Regel/kein geeigne-
tes Mittel zur Authentifizierung darstellt, weil sie ein Ri-
siko fir die Sicherheit personenbezogener Daten dar-
stellt und zu einer unbefugten oder unrechtmafBigen
Verarbeitung fiihren kann und daher als unangemessen
betrachtet werden sollte. Etwas anderes kann dort gel-
ten, wo verantwortliche Stellen besondere Kategorien
personenbezogener Daten verarbeiten oder eine Da-
tenverarbeitung vornehmen, die ein Risiko flr die be-
troffene Person darstellen kann. Weniger invasive MaB-
nahmen zur Identitdtsfeststellung stellen z.B. Textnach-
richt mit Bestatigungslinks, Sicherheitsfragen oder Be-
statigungscodes an zuvor im urspriinglichen Authenti-
fizierungsprozess hinterlegte E-Mail-Adressen oder Te-
lefonnummern dar. Auch wenn das Auskunftsrecht
durch Dritte ausgelibt wird, sollten die bereits aufge-
fuhrten Erwagungen zu Identifikation/Authentifikation
und entsprechende VerhaltnismaBigkeitsprifungen an-
gestellt werden.”

Letztlich konnten bei den befragten Unternehmen auch
keine gravierenden Mangel bei der Umsetzung und Ein-
haltung der Bearbeitungsfrist nach Art. 12 Abs. 3
DSGVO festgestellt werden. Die Verantwortlichen haben
in aller Regel Prozesse etabliert, um die Anfragen zligig
an die intern zustandige Stelle weiterzuleiten und somit
fristgerecht zu beantworten. Keiner der Befragten
musste nach eigenen Angaben im relevanten Zeitraum
2023 die Bearbeitungsfrist verlangern. Eine solche Ver-
langerung ist eingeschrankt unter den Voraussetzungen
des Art. 12 Abs. 3 DSGVO mdglich, sollte aber nur in sel-
tenen Fallen genutzt werden. Verantwortliche, die haufig
auf eine Fristverlangerung zurlickgreifen miissen, sollten

8 Zur Identifizierung, Authentifizierung der VerhaltnismaBigkeitspriifung siehe
Leitlinien 01/2022 zu den Rechten der betroffenen Person — Auskunftsrecht;
Rn 58-79.
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die internen Prozesse optimieren. Insbesondere betont
der EDSA in seiner Leitlinie, dass weder ein groBer Auf-
wand bei der Beantwortung, noch eine Vielzahl von An-
trdgen bei groBen Unternehmen das Merkmal der
,Komplexitat” in Art. 12 Abs. 3 DSGVO erfillen.”®

¢ Inhalt von Auskunftsantragen und deren Beant-
wortung

Weiterhin wurde der Inhalt und die Beantwortung der
Antrage, insbesondere die Art der Bereitstellung der zu
beauskunftenden Daten und das Recht auf Kopie be-
handelt. Die Fragen befassten sich beispielsweise damit,
wie die Verantwortlichen den Umfang der zu betrach-
tenden Daten bestimmen und ob die Bereitstellung von
Daten in einem mehrstufigen Konzept (,layered ap-
proach”) bekannt ist. Zudem wurden Fragen zur Bereit-
stellung der Informationen gemaf Art. 15 Abs. 1 lita —
h), Art. 15 Abs. 2 DSGVO und Sonderformen der Verar-
beitung, wie Bilder oder Videos und der Bereitstellung
von Kopien gestellt.

Der Umfang dessen was zu beauskunften ist, ergibt sich
aus Art. 4 Nr. 1 DSGVO. Die Verantwortlichen kénnen
sich hier mithilfe des Verzeichnisses der Verarbeitungs-
tatigkeiten einen besseren Uberblick tiber mégliche re-
levante Verarbeitungsvorgange verschaffen. Sofern
pseudonymisierte Daten verarbeitet werden, mussen
auch diese beauskunftet werden, da es sich dabei, im
Gegensatz zu anonymisierten Daten, ebenfalls um per-
sonenbezogene Daten handelt.”® Nur wenige der Ver-
antwortlichen gaben an, pseudonymisierte Daten zu
verarbeiten, diejenigen waren sich allerdings bewusst,

7> Leitlinien 01/2022 zu den Rechten der betroffenen Person — Auskunftsrecht;
Rn 164.

76 Leitlinien 01/2022 zu den Rechten der betroffenen Person — Auskunftsrecht;
Rn 45.
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dass diese ebenfalls Teil der Auskunft sein missen.
Probleme hatten die Verantwortlichen allerdings bei der
Bestimmung des Referenzzeitpunkts fiir die Beauskunf-
tung. Entscheidend ist hier der Zeitpunkt, zu dem der
Verantwortliche die Anfrage erhélt. Dies ist besonders
dort von Bedeutung, wo aufgrund kurzer Ldschfristen
Daten mdglicherweise nicht mehr zur Verfligung stehen,
wenn die Beantwortung z.B. die volle Frist in Anspruch
nimmt. Es ist daher Aufgabe der Verantwortlichen fiir
diese Falle Vorsorge zu treffen und entsprechende Pro-
zesse bereitzuhalten, die den Verlust der Daten, welche
Teil des Auskunftsantrags sind, verhindern.”” Hier gab
mehr als die Halfte der Befragten an, dass sie fiir diese
Falle keine MaBnahmen getroffen haben. Das gleiche
Bild ergab sich beziiglich des Referenzzeitpunkts. Auch
hier gab mehr als die Halfte der Verantwortlichen an,
nicht den Zeitpunkt der Antragstellung zu beauskunften.

Art. 12 DSGVO betont in Absatz 2, dass es Aufgabe der
Verantwortlichen ist, die Ausiibung des Auskunftsrechts
zu erleichtern. Eine Mdglichkeit kann sein, die Betroffe-
nen um Prazisierung ihrer Angaben zu bitten, wenn
groBe Mengen von personenbezogenen Daten verar-
beitet werden, die schnell unibersichtlich fir den Be-
troffenen werden konnen. Es ist dabei allerdings uner-
lasslich, dass der Verantwortliche im Rahmen einer Vor-
prifung festgestellt hat, dass tatsachlich gro3e Daten-
mengen verarbeitet werden, denn die Bitte um Prazisie-
rung darf in keinem Fall zu einer faktischen Einschrén-
kung der Rechteausiibung filhren. Ein weiterer Ansatz
kann die Bereitstellung der Daten in einem mehrstufi-
gen Konzept (,layered approach”) sein. Hierbei Uber-
mittelt der Verantwortliche die Daten unter bestimmten
Voraussetzungen in mehreren Ebenen. Die Modalitaten

7 Leitlinien 01/2022 zu den Rechten der betroffenen Person — Auskunftsrecht;
Rn. 37 ff.
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und Voraussetzungen eines solchen Ansatzes erldutert
der EDSA im Detail in seiner Leitlinie.”

Weiterhin ist zu betonen, dass bei der Bereitstellung der
Informationen gemaB Art. 15 Abs. 1 lit. a — h), Art. 15
Abs. 2 DSGVO, diese konkret auf die betroffene Person
und den spezifischen Auskunftsantrag zugeschnittene
sind. Ein Verweis auf allgemeine Datenschutzrichtlinien
ist insofern in aller Regel nicht ausreichend.” Auch in
Bezug auf die Darlegung der Speicherdauer nach Art. 5
Abs. 1 lit. d DSGVO sind die Verantwortlichen verpflich-
tet, die Angaben maoglichst konkret zu machen indem
z.B. entweder das Loschdatum oder das Ereignis, das die
Loschfrist auslost mitgeteilt wird. Die Betroffenen mds-
sen anhand der Angaben in der Lage sein, die Speicher-
dauer zu ermitteln. Wie bereits oben erlautert, sind An-
gaben wie ,Entsprechend der gesetzlichen Aufbewah-
rungsfrist” nicht ausreichend

Das Recht, eine Kopie zu erhalten, beinhaltet nicht not-
wendigerweise auch ein Recht auf Originaldokumente,
es sei denn, diese Dokumente sind erforderlich, um die
Verarbeitung zu verstehen und deren RechtmaBigkeit
zu Uberpriifen.8! Verantwortliche kénnen aufgrund der
Umstande entscheiden, ob die Kopie z.B. per E-Mail
oder auf dem Postweg zur Verfiigung stellt. Wurde der
Antrag elektronisch gestellt, sind die Informationen
gem. Art. 15 Abs. 3 DSGVO in einem gangigen elektro-
nischen Format zur Verfligung zu stellen, sofern die be-
troffene Person keine andere Art der Zurverfiigungstel-

8 Leitlinien 01/2022 zu den Rechten der betroffenen Person — Auskunftsrecht;
Rn. 143 ff.

7 Leitlinien 01/2022 zu den Rechten der betroffenen Person — Auskunftsrecht;
Rn. 113.

80 Leitlinien 01/2022 zu den Rechten der betroffenen Person — Auskunftsrecht;
Rn. 118.

81 Leitlinien 01/2022 zu den Rechten der betroffenen Person — Auskunftsrecht;
Rn. 23 und 152; EuGH, Urteil vom 4. Mai 2023, C-487/21.
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lung wiinscht. Die Auswertung der Antworten der Ener-
gieversorger lie} hier ein sehr gemischtes Bild erken-
nen. Wahrend ein groBer Teil der Verantwortlichen die
Modalitaten kennt und entsprechend handelt, auch in
Bezug auf die Anspriiche an die Verstandlichkeit der
Uberlassenen Dokumente und besondere Anforderun-
gen der Betroffenen, lassen einige Verantwortliche ein
nur moderates Verstdandnis fir die Ausgestaltung des
Anspruchs erkennen. So gaben einige der Verantwort-
lich an, neben der Uberlassung einer Kopie nach Art. 15
Abs. 3 DSGVO grundsatzlich keine weitere Mdglichkeit
des Zugangs zur Verfiigung zu stellen. Der EDSA weist
in diesem Zusammenhang darauf hin, dass etwa die
Einsichtnahme vor Ort, z.B. bei der Verarbeitung groBer
Mengen nicht digitalisierter Daten, eine anfangliche
MaBnahme sein kann, um weitergehend zu entschei-
den, welche Daten wirklich relevant sind fur die Erful-
lung des Auskunftsersuchens.® Letztlich bleibt festzu-
halten, dass nach Ansicht des EDSA auch nicht-textuelle
personenbezogene Daten, wie etwa Sprachaufzeich-
nungen unter das Auskunftsrecht fallen kdnnen

e Einschriankung von Auskunftsantragen

Die Moglichkeit Auskunftsanfragen nur eingeschrankt
zu beantworten oder vollstdndig abzulehnen, ist nur in
engen Grenzen moglich. Ein offenkundig unbegriinde-
ter Antrag oder die exzessive Rechteaustibung im Sinne
des Art. 12 Abs. 5 DSGVO und die Beeintrachtigung von
Rechten und Freiheiten anderer Personen entsprechend
Art. 15 Abs. 4 DSGVO stellen hier die haufigsten Aus-
nahmetatbestande dar. Daneben kénnen auch Rechts-
vorschriften der Union oder der Mitgliedstaaten gemaR

82 Leitlinien 01/2022 zu den Rechten der betroffenen Person — Auskunftsrecht;
Rn. 132 ff.

83 Leitlinien 01/2022 zu den Rechten der betroffenen Person — Auskunftsrecht;
Rn. 106.
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Artikel 23 DSGVO das Auskunftsrecht beschrénken. Das
bedeutet im Umkehrschluss, dass eine Einschrankung
des Auskunftsrechts aufgrund von VerhaltnismaBig-
keitserwagungen nicht zulassig ist.

Die Befragung ergab, dass der Uberwiegende Teil der
Verantwortlichen noch nie einen Antrag abgelehnt hat.

Wird ein Antrag entsprechend Art. 12 Abs. 5 DSGVO als
offenkundig unbegriindet oder exzessiv bewertet, kann
der Verantwortliche entweder ein angemessenes Ent-
gelt verlangen, um dennoch eine Beauskunftung vorzu-
nehmen oder sich weigern aufgrund des Antrags tatig
zu werden. Hier sind die Verantwortlichen allerdings
nicht vollig frei in ihrer Wahl, sondern miissen unter Be-
rlcksichtigung der besonderen Umstande eine ange-
messene Entscheidung im Einzelfall treffen.®* Auch in
Bezug auf die Rechte Dritter konnten nahezu alle Ver-
antwortlichen ihr entsprechendes Vorgehen darlegen.
Der EDSA empfiehlt insofern eine dreistufige Priifung
bei der Einschatzung, ob die Rechte Dritter einer Aus-
kunft entgegenstehen. Sollte dies bejaht werden, ist fir
den Fall, dass die Informationen tber andere Personen
nicht unkenntlich gemacht werden kdnnen, zu ent-
scheiden, welche der kollidierenden Rechte und Freihei-
ten Vorrang haben®.

Um einen reibungslosen Ablauf in der Bearbeitung von Aus-
kunftsersuchen zu gewahrleisten, sollten Verantwortliche frih-
zeitig Prozesse fiir den Umgang mit den Anfragen nach Art. 15
DSGVO etablieren. Gerade dort, wo wenige Anfragen eingehen,
kann eine fehlende Operationalisierung schnell dazu fiihren,
dass Rollenverteilungen unklar sind und Fristen tbersehen wer-
den. Der EDSA empfiehlt das Versenden einer Eingangsbestati-

84 Leitlinien 01/2022 zu den Rechten der betroffenen Person — Auskunftsrecht;
Rn. 191 ff.

85 Leitlinien 01/2022 zu den Rechten der betroffenen Person — Auskunftsrecht;
Rn. 173.
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gung als ,good practice”.8® Am Markt erhéltliche Datenschutz-
tools bieten hier gute Hilfestellungen. Auch die Benennung ei-
nes internen Verantwortlichen fir die Bearbeitung datenschutz-
rechtlicher Eingange ist ein geeignetes Mittel, um Anfragen
nach Art. 15 DSGVO Uberhaupt als solche zu erkennen. Zudem
sollten Mitarbeiter regelmaBig im Umgang mit datenschutz-
rechtlichen Belangen geschult werden. Dort, wo im Rahmen von
Digitalisierungsvorhaben neue System beschafft werden, sollte
im Sinne des Ansatzes ,Data Protection by Design” auf entspre-
chende Mdglichkeiten der Einbindung und Nutzung im daten-
schutzrechtlichen Kontext geachtet werden. Hier kann z.B. be-
reits die Zusammenstellung der personenbezogenen Daten im
Fall eines Auskunftsersuchens durch den Verantwortlichen oder
die Betroffenen selbst, mitgedacht werden. Ebenfalls sollte auf
eine ausreichende Dokumentation geachtet werden. Verant-
wortliche missen in der Lage sein, ihren Entscheidungsprozess,
etwa in Bezug auf die Ablehnung oder Einschréankung eines Er-
suchens, nachweisen zu kdnnen.

Die Untersuchung im Saarland zeigte ein insgesamt positives
Ergebnis. Die befragten Verantwortlichen zeigten im Durch-
schnitt eine hohe Qualitat in der Bearbeitung der Anfragen bzw.
in den etablierten Prozessen. Es wurden keine gravierenden
VerstdBe gegen die datenschutzrechtlichen Vorgaben des
Art. 15 DSGVO festgestellt. Die in die Prifung einbezogenen
Energieversorger im Saarland erfiillen die diesbezliglichen An-
forderungen der DSGVO insgesamt gut. Lediglich in einzelnen
Fallen wurden kleinere Unstimmigkeiten erkannt, etwa bei der
Annahme von Antragen oder der Prozessorganisation. Daher
waren keine weitergehenden MaBnahmen, wie erganzende
Kontrollen oder die Einleitung von BuBgeldverfahren gegen-
Uber den Verantwortlichen erforderlich.

Die aus der Untersuchung im Saarland und den anderen teil-
nehmenden deutschen Behdrden gewonnenen Erkenntnisse

8 Leitlinien 01/2022 zu den Rechten der betroffenen Person — Auskunftsrecht;
Rn. 57.
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sind in einen konsolidierten Bericht eingeflossen, den die deut-
schen Datenschutzbehérden gemeinsam fiir den EDSA unter
Federfihrung des Bundesbeauftragten fiir den Datenschutz er-
stellt haben. Dieser Abschlussbericht wird vom EDSA Anfang
2025 verdffentlicht und soll einen umfassenden Uberblick tber
die Umsetzung des Rechts auf Auskunft in Deutschland und an-
deren EU-Mitgliedsstaaten geben. Ziel der koordinierten Prii-
fung ist es, auf europdischer Ebene gemeinsame MaBnahmen
zu férdern, die neben dem Ziel der Sensibilisierung und Infor-
mationsbeschaffung auch den AnstoB fir Ermittlungen und
DurchsetzungsmaBnahmen geben kdnnen. Die Ergebnisse wer-
den auf europaischer Ebene zudem genutzt, um Leitlinien und
Empfehlungen fiir die Praxis weiterzuentwickeln.
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9 Wirtschaft

9.1 Smart-Data-Verfahren in der Kreditwirtschaft

Im Berichtszeitraum wurde unsere Dienststelle von der nieder-
sachsischen Aufsichtsbehdrde dariiber informiert, dass sich in
dortigen Prifverfahren im Bankenbereich Hinweise auf den Ein-
satz von sog. Smart-Data-Verfahren durch saarlandische Ban-
ken ergeben hatten.®’

Smart-Data-Verfahren dienen Banken dazu, mittels einer statis-
tisch-algorithmischen Auswertung diverser Informationen tber
ihre Kundinnen und Kunden, die Wahrscheinlichkeit eines po-
tenziellen Interesses an einem konkreten Produkt der Bank zu
bestimmen. Auf Basis des abgeschéatzten Interesses, das sich in
einem sog. Affinitats- bzw. Scorewert niederschlagt, haben die
Banken so die Moglichkeit, diese zusatzlichen Erkenntnisse fir
werbliche MaBBnahmen zu verwenden.

Unsere Dienststelle hat aufgrund des Hinweises aus Nieder-
sachsen in einem ersten Schritt Prifverfahren bei allen genos-
senschaftlichen Banken in unserer Zustéandigkeit eingeleitet, um
zu ermitteln, ob und in welchem Umfang derartige Verfahren im
Saarland zum Einsatz kommen. Unter Hinweis auf ihre Rechen-
schaftspflicht aus Art. 5 Abs. 2 Datenschutz-Grundverordnung
(DSGVO) wurden die Banken daher aufgefordert, den eventuel-
len Einsatz eines solchen Verfahrens sowie dessen Umfang und
datenschutzrechtliche Rahmenbedingungen naher darzulegen.

In der Regel dirfen derartige Verfahren nur mit ausdriicklicher
Einwilligung der Bankkundinnen und -kunden nach Art. 6 Abs. 1
lit. a DSGVO durchgefiihrt werden. Im Einzelfall hangt dies je-
doch von den durch die Bank verwendeten Datenkategorien
und deren Sensibilitat ab. Eine Einwilligung ist aber dann erfor-
derlich, wenn beispielsweise Zahlungsverkehrsdaten fiir die Bil-

87vgl. Tatigkeitsbericht der Landesbeauftragten fiir Datenschutz Niedersachsen,
2022, J.5.1, S. 143 f,, Tatigkeitsbericht des Landesbeauftragten fiir Datenschutz
Niedersachsen, 2023, G.3.3, S. 73 f.
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dung der Affinitatswerte verwendet werden, denn Zahlungsver-
kehrsdaten ermdglichen regelmaBig einen sehr tiefgehenden
Einblick in die persdnlichen Lebensumstéande der Betroffenen.
Zwar haben Banken ein berechtigtes Interesse an der Vermark-
tung ihrer Produkte, dieses Interesse muss jedoch in einem an-
gemessenen Verhdltnis zum schutzwirdigen Interesse ihrer
Kundinnen und Kunden stehen, dass derart private und sensible
Informationen nicht vorbehaltlos fiir Marketingzwecke auswer-
tet werden. In diesen Fallen kann daher weder die Bildung von
Affinitatswerten mittels sensibler Kundendaten noch die sich
hieran anschlieBende WerbemaBnahme nach Art. 6 Abs. 1 lit. f
DSGVO legitimiert werden.

Diese Einordnung steht auch im Einklang mit der Rechtspre-
chung des Europaischen Gerichtshofs, der bereits fiir ein sozia-
les Netzwerk entschieden hat, dass Nutzende verniinftigerweise
nicht damit rechnen kdnnen, dass der Betreiber ihre Daten ohne
Einwilligung fir personalisierte Werbung verwendet.® Fir ein
soziales Netzwerk kdnnen sich, wie fir Kreditinstitute, durch die
jeweils verarbeiteten Daten erhebliche Einblicke in die private
Lebensgestaltung des Einzelnen ergeben; werden unter Aus-
wertung und Zusammenfilhrung umfangreicher Datensatze,
wie etwa Zahlungsverkehrsdaten, Wahrscheinlichkeitsprogno-
sen zu einer Produktaffinitat erstellt, ergibt sich daher eine ver-
gleichbare Eingriffsintensitat.

Von nahezu allen saarlandischen Banken wurde der Einsatz ei-
nes derartigen Verfahrens verneint. Lediglich eine Bank besta-
tigte den Einsatz von Smart-Data-Verfahren. Insoweit erfolgt
eine weitergehende Prifung durch unsere Dienststelle, welche
zum Ende des diesjahrigen Berichtszeitraumes indes noch nicht
abgeschlossen war.

88 EUGH, Urteil vom 4.7.2023 - C-252/21, Rn. 117.
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9.2 Datenaustausch in der Versicherungswirtschaft

9.2.1  Hinweis- und Informationssystem der Versiche-
rungswirtschaft

Das Hinweis- und Informationssystem der deutschen Versiche-
rungswirtschaft (HIS) dient der Aufdeckung und Verhinderung
von Fallen des Versicherungsbetrugs und -missbrauchs. Versi-
cherungsunternehmen kdnnen in das HIS Daten zu Versiche-
rungsfallen einmelden, die Anhaltspunkte fir ein mdglicher-
weise missbrauchliches Verhalten von Versicherungsnehmern
gegeben haben. Das HIS ist als Auskunfteiunternehmen ausge-
staltet und wird von der informa HIS GmbH mit Sitz in Wiesba-
den betrieben. Es ist fir sdmtliche Versicherungssparten auB3er
der privaten Krankenversicherung konzipiert und wird getrennt
nach Versicherungssparten gefihrt; Meldungen und Daten-
Ubermittlungen erfolgen grundsatzlich fiir jede Sparte getrennt.

Da der Versicherungswirtschaft durch Versicherungsbetrug jahr-
lich ein Schaden von mehreren Milliarden Euro entsteht, haben
die Versicherungsunternehmen, aber auch die Versichertenge-
meinschaft, ein legitimes Interesse daran, dass der finanzielle
Nachteil, bedingt durch missbrauchliche, fehlerhafte, unwahre
oder unvollstdndige Angaben, mdglichst gering gehalten wird.

Reichen versicherte Personen Antrage auf Schadensregulierung
ein, kann das Versicherungsunternehmen durch eine Abfrage
im HIS in Erfahrung bringen, ob tiber die Person oder das Ver-
sicherungsobjekt Angaben vorliegen, die auf einen Versiche-
rungsbetrug oder -missbrauch hindeuten kénnten.

Da sowohl bei der Einmeldung von Informationen iber Perso-
nen und Versicherungsobjekte als auch bei der Abfrage durch
Versicherungsunternehmen personenbezogene Daten im Sinne
des Art. 4 Nr. 1 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) verar-
beitet werden, ist stets zu priifen, ob eine Rechtsgrundlage her-
angezogen werden kann, auf die die Datenverarbeitung zulas-
sigerweise gestutzt werden kann. Als eine solche Rechtsgrund-
lage kommt insbesondere die Interessenabwagung nach Art. 6
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Abs. 1 lit. f DSGVO in Betracht. Danach ist die Datenverarbei-
tung zuldssig, wenn sie zur Wahrung berechtigter Interessen
des Verantwortlichen oder eines Dritten erforderlich ist und
keine schutzwirdigen Interessen der betroffenen Personen
Uberwiegen.

Um den datenschutzrechtlichen Grundprinzipien der Daten-
sparsamkeit, dem Gebot der Erforderlichkeit und auch den
schutzwirdigen Interessen der betroffenen Personen gerecht
zu werden, enthalten die zwischen den Aufsichtsbehdrden des
Bundes und der Lander und dem Gesamtverband der deutschen
Versicherungswirtschaft e.V. (GDV) vereinbarten Verhaltensre-
geln fur den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die
deutsche Versicherungswirtschaft konkrete, standardisierte Kri-
terien, unter denen Einmeldungen von Daten in das HIS moglich
sind. Die hierdurch gewéhrleistete einheitliche Vorgehensweise
bei der Dateneinmeldung dient einerseits dem Interesse an ei-
nem effektiven Schutz vor Versicherungsbetrug und soll ande-
rerseits gewahrleisten, dass der durch die Datenverarbeitung
bedingte Grundrechtseingriff nicht unverhaltnismaBig zum an-
gestrebten Verarbeitungszweck ist.

Versicherungsunternehmen, die Informationen in das HIS ein-
melden oder eine Abfrage in der Datenbank durchfiihren, sind
verpflichtet, die betroffene Person transparent lber Art und
Umfang der Datenverarbeitung nach MaB3gabe der Art. 12 ff. zu
informieren. Die Informationspflicht richtet sich bei einmelden-
den Unternehmen nach Art. 13 DSGVO, wohingegen abfra-
gende Unternehmen die Daten nicht bei der betroffenen Person
selbst erheben und somit ein Fall der Dritterhebung vorliegt mit
der Folge, dass die betroffene Person gemaB Art. 4 DSGVO zu
informieren ist.

Im Berichtszeitraum erreichten uns mehrere Beschwerden von
Personen, die von Versicherungsunternehmen dartiber in
Kenntnis gesetzt wurden, dass Informationen Ulber das eigene
Fahrzeug, im Einzelnen die Fahrzeugidentifikationsnummer
(FIN) und das Kfz-Kennzeichen, an das HIS Gbermittelt wurden.
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In den von den Betroffenen geschilderten Sachverhalten ging es
um Falle, in denen die jeweiligen Versicherungen Lackschaden
in Hohe zwischen 500,-- EUR und 1000,-- EUR reguliert hatten,
ohne dass die Schaden im Nachgang durch eine Werkstatt re-
pariert wurden. Die versicherten Personen machten bei den Ver-
sicherungsunternehmen Widerspriiche im Sinne des Art. 21
Abs. 1 DSGVO gegen die Datenweitergabe in das HIS geltend
oder verlangten nach Art. 17 DSGVO von dem das HIS betrei-
bende Unternehmen die Loschung ihrer personenbezogenen
Daten aus der Datenbank.

Die adressierten Unternehmen wiesen die geltend gemachten
Betroffenenrechte unter Verweis darauf ab, dass die Datenver-
arbeitung unter Beriicksichtigung der fiir die Versicherungswirt-
schaft geltenden Verhaltensregeln in Bezug auf die Einmelde-
kriterien erfolgt sei und demnach die Voraussetzungen nach
Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO erfillt seien. Dem liege zugrunde, dass
das HIS dem Informationsaustausch zwischen den Versiche-
rungsunternehmen und damit gerade auch dem Erkenntnisge-
winn im Zusammenhang mit Versicherungsfallen unter Beriick-
sichtigung friiherer Schadensfalle dienen soll. Daten zu dem
Fahrzeug koénnten so zu einem spateren Zeitpunkt, wenn fir
dieses Fahrzeug ein Versicherungsantrag gestellt oder einem
Versicherer gemeldet werde, von dem jeweiligen Versicherer
abgefragt und genutzt werden; fir den Fall des Fahrzeugver-
kaufs kénne aufgrund der HIS-Meldung rechtswidrigen Hand-
lungen eines Dritten vorgebeugt werden und somit das Risiko,
dass der Schaden bei mehreren Versicherungsgesellschaften
abgerechnet oder bei einem spateren Unfall erneut geltend ge-
macht werde, entscheidend minimiert werden.

Die Ausflihrungen der adressierten Unternehmen waren aus da-
tenschutzrechtlicher Sicht nicht zu beanstanden. So sieht das
HIS als moglichen Einmeldegrund Félle vor, in denen Schaden
Uber einem Wert von 500,-- EUR reguliert werden, jedoch kein
Nachweis (iber die Reparatur erbracht wird. Uber diesen Einmel-
degrund kann insoweit Schadenshandlungen zu Lasten der Ver-
sicherungsunternehmen sowie der Versicherungsgemeinschaft
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vorgebeugt werden, als missbrauchliche Doppelabrechnungen
deutlich erschwert werden. Demgegenuber sind die entgegen-
stehenden schutzwirdigen Interessen der betroffenen Perso-
nen allenfalls als marginal einzustufen, da lediglich Fahrzeugda-
ten im HIS eingemeldet wurden und allein durch diese Einmel-
dung zunachst keine nachteiligen Auswirkungen fiir die be-
troffenen Personen zu beflrchten sind; weder hat dies Auswir-
kungen auf den Abschluss klinftiger Versicherungsvertrage
noch tangiert dies einen potenziellen Verkaufswert eines Fahr-
zeugs. Im Ubrigen kann die Einmeldung in HIS nach erfolgter
Reparatur und Vorlage eines entsprechenden Nachweises ver-
hindert bzw. riickgédngig gemacht werden.

Anhand des vorliegenden Sachverhalts wird deutlich, dass die
Einmeldung und Speicherung personenbezogener Daten im HIS
— entgegen der subjektiven Wahrnehmung im jeweiligen Fall —
nicht dazu dient, den betroffenen Personen eine Betrugsabsicht
zu unterstellen; vielmehr dient der Informationsaustausch der
Versicherungsunternehmen dazu, das Risiko betrligerischer oder
missbrauchlicher Handlungen zu Lasten der Versicherer und der
Versichertengemeinschaft zu minimieren.

9.22  Gemeinsame Prifaktion: Betrugspravention im
Bereich der Auslandskrankenversicherung

Der standardisierte Informationsaustausch zwischen Versiche-
rungsunternehmen zum Zwecke der Betrugspravention kann —
wie bei dem bereits dargestellten HIS — dem Grunde nach ein
legitimes Interesse darstellen. Da nicht alle Versicherungsspar-
ten, wie beispielsweise private Krankenversicherungen, dem HIS
angeschlossen sind und fiir diese Sparten kein vergleichbares
institutionalisiertes Instrument existiert, ist in diesen Fallen die
datenschutzrechtliche Zulassigkeit eines Informationsaustau-
sches zu Versichertendaten im Einzelfall zu betrachten.

Im Berichtszeitraum wurden wir von der Landesbeauftragten fur
Datenschutz und Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen
darliber in Kenntnis gesetzt, dass zwischen diversen Versiche-
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rungsunternehmen unter Beteiligung eines in unserem Zustan-
digkeitsbereich anséassigen Unternehmens ein inoffizieller E-
Mail-Verteiler fir den Austausch personenbezogener Daten zu
Betrugsverdachtsfdllen von Versicherten im Bereich der Aus-
landskrankenversicherung etabliert wurde.

Uber den Verteiler wurden personenbezogene Daten der Versi-
cherten sowie mitversicherter — auch minderjahriger — Personen
ausgetauscht.

Im Unterschied zum HIS war vorliegend davon auszugehen,
dass die Nutzung des Verteilers weder auf einer systematisch
beschriebenen Vorgabe noch einem standardisierten Prozess
basierte, sondern vielmehr im Einzelfall dann erfolgte, wenn es
dem jeweiligen Sachbearbeiter eines Versicherungsfalles sinn-
voll erschien.

Auf unsere aufsichtsbehordliche Nachfrage teilte das Unterneh-
men mit, dass die weitere Teilnahme an dem Verteiler umge-
hend eingestellt worden sei, da die Ausgestaltung des Verteilers
den datenschutzrechtlichen Anspriichen des Unternehmens
nicht entsprache. Allerdings gehe man davon aus, dass der Ver-
teiler durchaus auf Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO gestitzt werden
kdnne, da in betrligerischer Absicht handelnde Versicherte kein
schutzwirdiges Interesse fir sich in Anspruch nehmen kénnten,
welches das berechtigte Interesse an der Datenverarbeitung zur
Eindammung von Versicherungsbetrug tberwiegen wiirde.

Betrugspravention und -bekampfung stellen zweifelsohne ein
berechtigtes Interesse der Versicherungsunternehmen dar, al-
lerdings waren vorliegend keine verbindlich festgelegten Pro-
zesse fiir den Austausch feststellbar; vielmehr erfolgten die Ab-
fragen und die damit verbundene Datenverarbeitung ad hoc
nach subjektiver Intuition der am Verteiler beteiligten Mitarbei-
tenden diverser Unternehmen. Es konnte nicht festgestellt wer-
den, dass schutzwirdigen Interessen und Grundrechten/-frei-
heiten der betroffenen versicherten Personen liberhaupt bei der
einzelfallbezogenen Verarbeitung Rechnung getragen wurde;
da zudem fiir die betroffenen Personen mangels Information
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nach Art. 13 oder 14 DSGVO die dem Informationsaustausch
zugrundeliegende Datenverarbeitung vollkommen intranspa-
rent geblieben ist, war eine Befugnis zur Datenverarbeitung ge-
stUtzt auf Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO und somit die Voraussetzun-
gen fiir einen datenschutzrechtlich zulassigen Informationsaus-
tausch nicht ersichtlich.

Zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses war die Sachbefassung
mit Blick auf potenzielle aufsichtsrechtliche MaBnahmen nach
Art. 58 Abs. 2 DSGVO nicht abgeschlossen.

9.3 Videouberwachung

9.3.1  Anfertigung von Bildaufnahmen durch Privatper-
sonen

Da Smartphones und Kameras mittlerweile allgegenwartig sind,
erreichen die Aufsichtsbehorde regelmaBig eine Vielzahl an Fra-
gestellungen zur RechtmaBigkeit von kameragestlitzten Daten-
verarbeitungen. In diesem Berichtszeitraum kam es wiederum
zu einer betrachtlichen Anzahl an Beschwerden, die eine Anfer-
tigung von Bildaufnahmen durch Privatpersonen zum Gegen-
stand hatten. Den Verfahren lag dabei zumeist zugrunde, dass
Bilder von privaten Grundstlicken, der betroffenen Person selbst
oder des eigenen Fahrzeugs aufgenommen und diese ver-
meintlich an Dritte Ubermittelt worden seien.

Bildaufnahmen von Personen, die im Rahmen persénlicher oder
familidrer Tatigkeiten im Sinne des Art. 2 Abs. 1 lit. ¢ Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO), beispielsweise zur Freizeit-
gestaltung bei Austibung eines Hobbys oder anlasslich eines
Urlaubs, angefertigt werden, sind grundséatzlich nicht Rege-
lungsgegenstand der DSGVO. Keine ausschlieBlich personliche
oder familidre Tatigkeit im Sinne der Vorschrift liegt beispiels-
weise dann vor, wenn Bildaufnahmen, die auf eine identifizier-
bare Person zurlickschlieBen lassen kdnnen, insbesondere zu
dem Zweck der Dokumentation und Ahndung eines Fehlverhal-
tens angefertigt, mit dem Ziel der Ahndung oder BloBstellung
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weitergegeben bzw. — bspw. auf Social-Media-Kanalen — verof-
fentlicht werden® oder wenn fremde Personen im 6ffentlichen
Raum gezielt und heimlich fotografiert werden.?® Fur derartige
Verarbeitungen von Bildaufnahmen durch Privatpersonen ent-
falten die Vorgaben der DSGVO uneingeschrankt Wirkung.

Die Weitergabe von Bildaufnahmen von vermeintlichen Falsch-
parkern an ein Inkassounternehmen fiihrte im Berichtszeitraum
zu einer erheblichen Zahl von Beschwerden. Ein Anwohner einer
stark frequentierten StraBe flhlte sich von im 6ffentlichen Ver-
kehrsraum vor seinem Wohnhaus abgestellten Fahrzeugen der-
art beeintrachtigt, dass er diese unabhangig davon, ob sie tat-
sachlich ein Hindernis fir die Nutzung seines Grundstiicks dar-
stellten, ablichtete und die Aufnahmen an ein Inkassounterneh-
men weiterleitete. Dieses Inkassounternehmen nimmt dabei in
Anspruch als Rechtsdienstleister aufzutreten und bietet eine
App an, mit der Nutzende Bildaufnahmen von vermeintlich wi-
derrechtlich auf privaten Parkplatzen abgestellten oder den Zu-
gang zu privaten Parkplatzen blockierenden Fahrzeugen (ber-
mitteln kénnen. Gegeniber dem ermittelten Halter werden
dann - exemplarisch — erhéhte Parkentgelte, Halterermittiungs-
kosten, eine Einigungsgebihr analog zu Nr. 1000 VV RVG und
diverse Kommunikationspauschalen als eine ,Vertragsstrafe”
geltend gemacht.

Auch wenn das Verwaltungsgericht Ansbach®' die durch Privat-
personen vorgenommene Anfertigung von Bildaufnahmen von
im offentlichen Raum abgestellten Fahrzeugen und die an-
schlieBende Ubermittlung an Ortspolizeibehérden zur Ahndung
von ParkverstdBen grundsatzlich als datenschutzrechtlich zulas-
sig qualifiziert, ohne dass es auf eine personliche Betroffenheit
des Anzeigenerstatters ankommt, konnte dies fiir die in der da-
tenschutzrechtlichen Verantwortlichkeit des Anwohners er-
folgte Anfertigung von Bildaufnahmen nicht gelten. In den be-

8 Europaischer Gerichtshof, Urteil vom 11.Dezember 2014 — C-212/13, Rn. 35, juris.
% Amtsgericht Hamburg, Beschluss vom 3. Juli 2020 - 163 Gs 656/20.
91 Urteil vom 2. November 2022 - AN 14 K 22.00468 und AN 14 K 21.01431.

33. Tatigkeitsbericht 2024 147



schwerdegegenstandlichen Fallen waren, soweit die aufgenom-
menen Fahrzeuge in daflir vorgesehenen, am Fahrbahnrand lie-
genden Parkbuchten abgestellt waren, gerade keine Verkehrs-
ordnungswidrigkeit und ferner auch keine Beeintrachtigung bei
der Nutzung des eigenen Grundstiicks erkennbar. Dies besta-
tigte auch die Kommune, die nach hiesiger Bitte um Darlegung
der verkehrsrechtlichen Situationen mitteilte, dass die aufge-
nommenen Fahrzeuge weder widerrechtlich abgestellt waren
noch fiir Anlieger eine Beeintrachtigung dargestellt hatten.
Dementsprechend erfolgte durch den Anwohner auch keine
Datenweitergabe an eine zur Verfolgung von Verkehrsversto-
Ben zustandige Stelle, sondern an einen von ihm fir seine eige-
nen Zwecke ausgewdhlten ,Rechtsdienstleister”.

Angesichts der unzuldssigen Datenerhebung durch den Anwoh-
ner und der daher auch fehlenden rechtlichen Grundlage fir
eine geltend gemachte ,Vertragsstrafe”, konnte auch die Daten-
weitergabe an diesen Dienstleister nicht auf Art. 6 Abs. 1 lit. f
DSGVO gestlitzt werden.

Zwischenzeitlich wurde die hiesige BuBgeldstelle mit dem Sach-
verhalt befasst.

9.3.2  Trainieren unter Aufsicht — Videolberwachung im
Fitnessstudio

Auch Betreiber von Fitnessstudios setzen zunehmend auf Vi-
deoliberwachungsmaBnahmen. Die vorgetragenen Griinde fiir
den Betrieb von Videokameras sind vielféltig und reichen vom
Schutz vor unsachgemaBem Gebrauch der Trainingsgerate,
Diebstahlen zulasten der Betreiber oder Trainierenden tber Ein-
lasskontrollen bis hin zur Verhinderung oder Aufkldrung von se-
xuellen Ubergriffen. Allerdings stoBen Videolberwachungs-
maBnahmen im Fitnessstudio haufig an datenschutzrechtliche
Grenzen.

Vor dem Hintergrund eines Beschwerdeverfahrens, in dessen
Zusammenhang sich eine betroffene Kundin durch eine in ei-
nem Kursraum eines Fitnessstudios installierte Kamera unzulas-
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sigerweise Uiberwacht und nicht transparent Gber die mit der Vi-
deoliberwachung erfolgende Datenverarbeitung unterrichtet
fuhlte, setzte sich die Aufsichtsbehdrde mit einem nahezu |G-
ckenlosen Kameraeinsatz im Innenraum eines Fitnessstudios
auseinander.

Der Betreiber des Studios teilte mit, dass die Uberwachung der
Trainingsbereiche der Sicherheit der Mitarbeitenden und Trai-
nierenden vor sexuellen Ubergriffen und Handgreiflichkeiten
diene. Darliber hinaus werde die Videoliberwachung zum Zwe-
cke des Schutzes des Eigentums vor Sachbeschddigung und —
im Falle ungesicherten Equipments — vor Diebstahl betrieben.
Letztlich solle im Falle von Einbriichen eine nachtrédgliche Iden-
tifizierung von Tatern ermdglicht werden. Die kameragestitzte
Uberwachung werde auf die datenschutzrechtliche Einwilligung
der Trainierenden gestitzt, die in der Datenschutzerklarung, in
den Allgemeinen Geschéftsbedingungen zum Trainingsvertrag
und Uber angebrachte Hinweisschilder tber die Videolberwa-
chung informiert werden.

Eine wirksame Einwilligung erfordert nach Art. 4 Nr. 11 DSGVO
eine freiwillig fir den bestimmten Fall, in informierter Weise und
unmissverstandlich abgegebene Willensbekundung in Form ei-
ner Erklarung oder sonstigen eindeutigen bestatigenden Hand-
lung, mit der die betroffene Person zu verstehen gibt, dass sie
mit der Verarbeitung der sie betreffenden Daten einverstanden
ist. Eine solche eindeutige bestatigende Handlung der Trainie-
renden kann allerdings nicht in der bloBen Kenntnisnahme der
Hinweise auf die Videolberwachung in den Datenschutzhinwei-
sen und der Hinweisbeschilderung gesehen werden, da Still-
schweigen oder Untatigkeit gerade keine Einwilligung darstel-
len.%?

Soweit der Studiobetreiber erganzend auf die Allgemeinen Ge-
schaftsbedingungen des Trainingsvertrags verwiesen hat, wo-
nach die Videolberwachung Vertragsbestandteil geworden sei,

92 Erwagungsgrund 32 zur DSGVO.
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konnte auch dies rechtlich nicht Gberzeugen. Nach Art. 6 Abs. 1
lit. b DSGVO ist eine Datenverarbeitung rechtmaBig, wenn sie
zur Erflllung eines Vertrags, dessen Vertragspartner die be-
troffene Partei ist, erforderlich ist. Der zwischen dem Betreiber
und den Trainierenden geschlossene Vertrag regelte die ver-
tragliche Pflicht, dass die Trainierenden einen monatlichen Bei-
trag leisten und als Gegenleistung im Fitnessstudio trainieren
kdnnen. Fur die Erfullung dieses Vertrags war die Anfertigung
von Bildaufzeichnungen gerade nicht erforderlich. Zwar sind
vertragliche Nebenpflichten wie Ricksichtnahme- und Schutz-
pflichten auch von dieser Vorschrift erfasst, jedoch ging die Vi-
deotiberwachung tber diese Pflichten hinaus.®®

Die Uberwachung der Trainingsflachen konnte auch nicht zul3s-
sigerweise auf Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO gestutzt werden. Nach
dieser Vorschrift ist die VideoUberwachung zuldssig, wenn sie
zur Wahrung berechtigter Interessen des Verantwortlichen oder
eines Dritten erforderlich ist und die schutzwirdigen Interessen
der betroffenen Person das Verarbeitungsinteresse nicht tiber-
wiegen. Neben Eigeninteressen des Betreibers einer VideoUlber-
wachungsanlage sind demnach auch Drittinteressen grundsatz-
lich schitzenswert.

Die vom Fitnessstudiobetreiber kommunizierten Uberwa-
chungszwecke waren als grundsatzlich berechtigte Interessen
im Sinne der Vorschrift anerkennenswert, da sie dem Schutz des
Betreibers selbst, aber auch der Mitarbeitenden und Trainieren-
den vor Schadenshandlungen diverser Art dienen sollten. Ne-
ben dem Schutz der Mitarbeitenden und Trainierenden vor se-
xuellen Ubergriffen und Handgreiflichkeiten sollte mit der Vi-
deouiberwachung Uberdies dem Schutz vor Beschadigung und
Diebstahl des studioeigenen Equipments Rechnung getragen
werden. Allerdings ist es nicht ausreichend, dass lediglich die

% Européischer Datenschutzausschuss, Leitlinien 2/2019 fiir die Verarbeitung
personenbezogener Daten gemaB Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b DSGVO in Zu-
sammenhang mit der Erbringung von Online- Diensten, Version 2.0, Rn. 28 ff;
EuGH, Urteil vom 4. Juli 2023 in der Rechtssache C-252/21, Rn. 98; Schlussan-
trége des Generalanwalts Rantos vom 20. September 2022, Rn. 54.
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Uberwachungsinteressen abstrakt genannt werden; vielmehr
muss eine Gefdahrdungslage hinreichend durch Tatsachen (kon-
krete Gefahr) oder die allgemeine Lebenserfahrung (abstrakte
Gefahr) belegt werden, die Uber das allgemeine Lebensrisiko
hinausgeht. Subjektive Beflirchtungen oder ein allgemeines Ge-
fuhl der Unsicherheit reichen hierfiir nicht aus.

Von Seiten des Anlagenbetreibers wurde allerdings keine aus-
reichend belastbaren Anhaltspunkte vorgetragen oder Doku-
mentationen vorgelegt, die das geltend gemachte Uberwa-
chungsinteresse objektiv gestiitzt hatten. Selbst fir den Fall ei-
ner hinreichend konkreten Gefahrdungslage ist die Videouber-
wachung nur zuldssig, wenn die Videolberwachung geeignet
ist, die Verarbeitungszwecke zu erreichen bzw. zu férdern und
diesen nicht ebenso gut durch eine andere gleich wirksame,
aber schonendere MalBnahme Rechnung getragen werden
kann.

Dem Schutz des Eigentums der Trainierenden hatte bspw.
dadurch Rechnung getragen werden kdnnen, dass Wertgegen-
stande und Kleidung in absperrbaren Spinden untergebracht
werden. Eine Videolberwachung zum Zweck des Einbruchs-
schutzes wére wihrend der Offnungszeiten gerade nicht erfor-
derlich, da sich entsprechende Schadenshandlungen auBerhalb
des Trainingsbetriebs unter Abwesenheit jeglicher sozialer Kon-
trolle ereignen.

Darliber hinaus ist auch eine erforderliche Videoliberwachung
unzulassig, wenn die Interessen oder Grundrechte und Grund-
freiheiten der betroffenen Personen, die den Schutz personen-
bezogener Daten erfordern, Gberwiegen. Bei einer durchgehen-
den Videoliberwachung im Fitnessstudio wahrend der gesam-
ten Offnungszeiten auf allen Trainingsflachen handelte es sich
um einen erheblichen Eingriff in die Grundrechte samtlicher
Trainierenden, also einer erheblichen Anzahl von Personen, die
iberwiegend keinen Anlass fiir die Uberwachung gegeben ha-
ben. Die betroffenen Personen wurden gerade auch im Rahmen
von Freizeitaktivititen und damit besonders schiitzenswerten
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Bereichen der allgemeinen Personlichkeitsentfaltung Gberwacht
und hatten keine Md&glichkeit, sich der Videouberwachung in-
nerhalb des Fitnessstudios in raumlicher oder zeitlicher Hinsicht
zu entziehen.

Da die Videoiberwachung folglich auf keine Rechtsgrundlage
gestlitzt werden konnte, stellte der Betreiber die Videolberwa-
chung der Trainingsflichen wahrend der Trainingszeiten im
Laufe des Verfahrens ein.
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10 Wahlwerbung

10 Wahlwerbung

10.1 Personenbezug bei Wahlwerbung

Im Kontext der Kommunalwahl wurde die Aufsichtsbehdrde
durch eine Kontrollanregung um Priifung eines Falls von Wahl-
werbung gebeten. So hatte der Lokalverband einer Partei in ei-
nem Werbeflyer unter anderem den potenziellen Erwerb soge-
nannter Schrottimmobilien durch die Kommune aufgegriffen,
die einen negativen Einfluss auf das Ortsbild und damit die Le-
bensqualitat der Bevolkerung haben kdnnen. Datenschutzrecht-
liche Relevanz erfuhr der Sachverhalt schlieBlich dadurch, dass
in diesem Flyer eine Bildaufnahme eines augenscheinlich im
Verfall befindlichen Gebaudes in exponierter Ortslage mit An-
gabe des Familiennamens der zwischenzeitlich verstorbenen Ei-
gentimer sowie der Erbengemeinschaft verbunden mit der
wertenden Konnotation als ,Schrottimmobilie” abgedruckt war.

Die Angabe eines Familiennamens stellt unzweifelhaft ein per-
sonenbezogenes Datum im Sinne des Art. 4 Abs. 1 DSGVO dar.
Danach sind personenbezogene Daten alle Informationen, die
sich auf eine identifizierte oder identifizierbare nattrliche Per-
son beziehen.

Zwar findet die DSGVO entsprechend dem Erwagungsgrund 27
keine Anwendung auf die Daten verstorbener Personen, aller-
dings trugen auch einzelne Erben der Erbengemeinschaft den
Familiennamen der verstorbenen Eigentliimer. Insofern konnte
durch die konkrete Benennung des in der Wahlwerbung abge-
bildeten Hauses ein Bezug zu den hinter der Erbengemeinschaft
stehenden Personen hergestellt werden.

Nach Art. 5 Abs. 1 lit. a DSGVO ist Voraussetzung fir die daten-
schutzrechtliche Zulassigkeit einer Verarbeitung personenbezo-
gener Daten, dass diese auf eine Legitimationsgrundlage im
Sinne des Art. 6 Abs. 1 DSGVO gestiitzt werden kann. Beruht die
Verarbeitung personenbezogener Daten in der vorliegenden
Konstellation nicht auf einer Einwilligung der betroffenen Per-
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sonen im Sinne des Art. 6 Abs. 1 lit. a, Art. 4 Nr. 11 und Art. 7
DSGVO, kann auf die Interessenabwagung nach Art. 6 Abs. 1 lit.
f DSGVO abgestellt werden. Nach dieser Vorschrift ist die Ver-
arbeitung nur rechtmaBig, wenn diese zur Wahrung der berech-
tigten Interessen des Verantwortlichen oder eines Dritten erfor-
derlich ist, sofern nicht die Interessen oder Grundrechte und
Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den Schutz perso-
nenbezogener Daten erfordern, Uberwiegen.

Der Begriff des berechtigten Interesses umfasst jedes rechtliche,
wirtschaftliche und ideelle Interesse, soweit es rechtmaBig ist.
Der Kommunalverband weist in dem Flyer auf die Notwendig-
keit zur Erstellung eines Leerstandskatasters hin. Um dieser For-
derung Nachdruck zu verleihen, wurde stellvertretend fiir den
optischen Verfall eine Bildaufnahme des ortsbildpragenden An-
wesens nebst Familiennamen der vormaligen Eigentiimer sowie
einiger Erben veroffentlicht. Dies dient der plakativen Darstel-
lung der politischen Zielsetzung des Kreisverbands, um hiermit
im Rahmen des Wahlkampfes um Stimmen der Blrgerinnen
und Burger zu werben, worin zweifelsfrei ein berechtigtes Inte-
resse des Ortsverbandes zu sehen war.

Weiter misste die Verodffentlichung des personenbezogenen
Datums in Form des Familiennamens zur Wahrung des berech-
tigten Interesses erforderlich sein. So ist die Erforderlichkeit nur
dann zu bejahen, wenn sie zur Zweckerreichung geeignet und
auch verhaltnisméaBig ist. Sofern im Vergleich zur Verbreitung
des Familiennamens weniger eingriffsintensive Mittel nahelie-
gend sind, ware auf diese auszuweichen. Es spricht aus hiesiger
Sicht einiges daflir, dass die Abbildung der Gebaudefront
zwecks Darstellung des Verfalles ortsbildpragender Anwesen
bereits ausreichend gewesen waére. SchlieBlich verdeutlicht be-
reits die Optik des Geb&dudes den duBerlichen Verfall, ohne dass
es einer kontextualisierenden Nennung des Familiennamens
bedurfte.

SchlieBlich verlangt die Vorschrift in einem letzten Schritt die
Vornahme einer Abwagung zwischen dem berechtigten Ver6f-
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fentlichungsinteresse des Kommunalverbands mit den schutz-
wurdigen Interessen der betroffenen Mitglieder der Erbenge-
meinschaft, dass eine solche Verdéffentlichung unter namentli-
cher Nennung unterbleibt. Bei dieser Abwagung sind auch die
vernlinftigen Erwartungen der betroffenen Personen zu beriick-
sichtigen. Insbesondere dann, wenn personenbezogene Daten
in Situationen verarbeitet werden, in denen eine betroffene Per-
son vernlinftigerweise nicht mit einer weiteren Verarbeitung
rechnen muss, kdnnen die Interessen und Grundrechte der be-
troffenen Person(en) das Interesse des Verantwortlichen Uber-
wiegen. Dass Mitglieder einer Erbengemeinschaft davon ausge-
hen kénnen bzw. mussen, dass Informationen zu einer ihrem
(Mit-)Eigentum stehenden Immobilie durch eine lokale Partei in
einer bestimmten Form von Wahlwerbung verbreitet werden,
liegt nach allgemeiner Lebenserfahrung nicht auf der Hand.
Zwar konnte in dem zugrundeliegenden Sachverhalt die Be-
zeichnung des Anwesens mitsamt des Familiennamens in der
Vergangenheit sowohl Presse- als auch Gemeindeverdffentli-
chungen entnommen werden und war umgangssprachlich ver-
breitet; allerdings ist zu beriicksichtigen, dass mit dem Zusatz
.Schrottimmobilie” eine abwertende Konnotation verbunden ist
und die Bezeichnung der Immobilie als solche in Kombination
mit der Namensnennung von den betroffenen und ortsbekann-
ten Erben durchaus nicht gutgeheilen wiirde.

Unter Berlicksichtigung dieser Erwdgungen gab es nach hiesi-
gem Daflrhalten Argumente dafiir, dass die Namensnennung
fur die Zweckerreichung des Kommunalverbandes nicht erfor-
derlich gewesen ist. Da der Sachverhalt nicht als Beschwerde ei-
ner betroffenen Person, sondern als eine Anregung zur daten-
schutzrechtlichen Priifung des Sachverhalts, an die Aufsichtsbe-
horde herangetragen wurde, wurde die lokale Parteigliederung
lediglich durch Hinweis nach Art. 58 Abs. 1 lit. d DSGVO darauf
aufmerksam gemacht, dass im Zusammenhang mit dem Flyer
personenbezogene Daten verarbeitet wurden und welche Para-
meter bei einer solchen Verarbeitung eine Rolle spielen kdnnen.
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10.2 Postalische Wahlwerbung

Parteien sowie ihre Kandidatinnen und Kandidaten richten vor
allem im zeitlichen Zusammenhang mit Wahlterminen postali-
sche Werbebotschaften an Birgerinnen und Birger und adres-
sieren dabei haufig gezielt bestimmte Wahlergruppen — wie
bspw. Erstwahler. Da die Adressaten in eine Datenverarbeitung
fur Zwecke der Wahlwerbung nicht eingewilligt hatten oder die
Herkunft der so verwendeten Daten fir sie nicht nachvollzieh-
bar war, wurden auch im Vorfeld der Kommunal- und Europa-
wahl eine Anzahl gleichgelagerter Beschwerden an die Auf-
sichtsbehdrde gerichtet. Zwar war in diesen Féllen die personli-
che Ansprache der Wahlberechtigten datenschutzrechtlich
nicht zu beanstanden, jedoch enthielten samtliche den Be-
schwerden zugrundeliegenden wahlwerblichen Botschaften
keine Angaben zur Datenherkunft und lieBen damit die fur die
Adressaten der Wahlwerbung erforderliche Transparenz vermis-
sen.

Zunachst gilt, dass die Meldebehdrden gestitzt auf § 50 Abs. 1
S. 1 Bundesmeldegesetz (BMG) Parteien, Wahlergruppen und
anderen Trdagern von Wahlvorschlagen binnen eines Zeitraums
von sechs Monaten vor einer Wahl oder Abstimmung auf staat-
licher oder kommunaler Ebene Auskunft aus dem Melderegister
Uber die in § 44 Abs. 1 S. 1 BMG genannten Daten von Gruppen
von Wahlberechtigten erteilen diirfen. Diese Auskunft umfasst
den Vor- und Nachnamen, ggf. Doktorgrad sowie die derzeitige
Wohnanschrift der wahlberechtigten Personen; das Geburtsda-
tum gehért nach § 50 Abs. 1 S. 2 BMG ausdricklich nicht zu den
zu beauskunftenden Daten. Allerdings sieht § 50 Abs. 1 S.1
BMG vor, dass eine Auskunft nur Gber Personengruppen erteilt
werden darf, wobei stets das Lebensalter flir die Zusammenset-
zung der Gruppen mafBgeblich ist. Dadurch kann die Wahlwer-
bung gezielt auf eine entsprechende Altersgruppe, wie bei-
spielsweise Erstwahler oder Senioren, angepasst werden.

Mit dieser Ubermittlungsbefugnis der Meldebehérde korres-
pondiert eine ausschlieBlich auf wahlwerbliche Zwecke be-
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schrankte Nutzungsbefugnis der Gbermittelten personenbezo-
genen Daten durch die datenempfangenden Parteien oder kan-
didierenden Einzelpersonen. Die Person oder Stelle, der die Da-
ten Ubermittelt werden, hat diese spatestens einen Monat nach
der Wahl oder Abstimmung zu I16schen oder zu vernichten. Eine
Ubermittlung von Daten in diesem Zulassigkeitskorridor ist nur
dann ausgeschlossen, wenn bei der Meldebehdrde ein Wider-
spruch oder eine Auskunftssperre im Sinne des § 50 Abs. 5 oder
6 BMG dokumentiert ist.

Vor diesem Hintergrund war fur die beschwerdegegenstandli-
chen Sachverhalte eine datenschutzwidrige Verwendung perso-
nenbezogener Daten nicht erkennbar. Die ausschlieBlich fir
Wahlwerbung erfolgende Nutzung der auf Grundlage des BMG
seitens der Meldebehérde zur Verfligung gestellten Daten
durch die Parteien sowie ihre Kandidatinnen und Kandidaten
war dabei grundsatzlich als nach Art. 6 Abs. 1 lit. e Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) legitimiert anzusehen und setzte
somit nicht das Vorliegen einer Einwilligung im Sinne des Art. 4
Nr. 11 in Verbindung mit Art. 6 Abs. 1 lit. a DSGVO voraus. Diese
Wahlwerbung stellte letztlich einen Beitrag zum politischen Wil-
lensbildungsprozess dar, der im Sinne des Art. 6 Abs. 1 lit. e
DSGVO als Aufgabe im 6ffentlichen Interesse qualifiziert wer-
den kann. Waren allerdings weitere Datenkategorien — bspw.
Kontaktinformationen wie E-Mail-Adressen®* und Telefonnum-
mern oder individuelle politische Préferenzen — verarbeitet wor-
den, hétte diese Verarbeitung nicht auf Art. 6 Abs.1 lit. e
DSGVO gestiitzt werden konnen und hatte das Vorliegen einer
wirksamen Einwilligung der wahlwerblich adressierten Personen
vorausgesetzt.

Soweit die beschwerdegegenstandlichen wahlwerblichen Bot-
schaften jedoch keinen transparenten Hinweis zur Datenher-
kunft und den Umsténden ihrer Verarbeitung im Sinne des
Art. 14 DSGVO enthielten, wurden die Versender im Wege des

% 31. Tatigkeitsbericht Datenschutz 2022, 11.1.1 Wahlwerbung per E-Mail,
S. 128.
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Hinweises nach Art. 58 Abs. 1 lit. d DSGVO zur Gewahrleistung
ausreichender Transparenz angehalten; denn nur so kann ein
hinreichendes Vertrauen der Blrgerinnen und Birger in das
Verarbeitungshandeln der Parteien und Parteiakteure garantiert
werden.

10.3 EU-Verordnung uber die Transparenz und das
Targeting politischer Werbung

Am 13. Mérz 2024 ist mit Verabschiedung der Verordnung (EU)
2024/900 des Europaischen Parlaments und des Rates Uber die
Transparenz und das Targeting politischer Werbung (TTPW-VO)
ein neues Thema in den Fokus der Datenschutzaufsichtsbehor-
den getreten. Ziel der Verordnung ist es im weitesten Sinne, die
demokratischen Prozesse in der EU und deren Mitgliedstaaten
zu starken und die Integritat von Wahlen zu schitzen. Da mitt-
lerweile fir die Wahlentscheidung Informationen aus dem In-
ternet und insbesondere auch aus den sozialen Netzwerken von
erheblicher Relevanz sind, ist es von hervorgehobener Bedeu-
tung, dass Biirgerinnen und Burger nachvollziehen kénnen, von
wem etwaige politische Werbung stammt und auf welche Weise
diese ausgespielt wird. Denn Voraussetzung flr einen demokra-
tischen Wahlprozess ist es, dass Biirgerinnen und Burger ihre
demokratischen Rechte informiert ausiiben kdnnen, indem bei-
spielsweise Desinformation im Zusammenhang mit Wahlen ein-
gedammt wird.?> Auch gilt es zu verhindern, dass Wahlentschei-
dungen unterschwellig beeinflusst werden, etwa indem spezifi-
sche Merkmale und mdégliche Préferenzen von Wahlerinnen und
Wahlern identifiziert und verwendet werden, um Anzeigen an
bestimmten Orten und zu bestimmten Gelegenheiten auszu-
spielen, bei denen diese flr die Botschaft potenziell besonders
empfanglich sind.®®

Um dem entgegenzuwirken, stellt die Verordnung neue Regeln
bei der Nutzung personenbezogener Daten flr Zwecke der po-

% ErwG 4 ff. TTPW-VO.
% ErwG 74 TPW-VO.
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litischen Werbung auf. Die fur die Kontrolltatigkeit der Daten-
schutzaufsichtsbehérden mafBgebliche Regelungen finden sich
neben der Zuweisung der Aufsichtszustdndigkeit in Art. 22
TTPW-VO in Art. 18 und 19 TTPW-VO.

Art. 8 TTPW-VO bestimmt, in welchen Féllen die Nutzung per-
sonenbezogener Daten fiir Zwecke politischer Werbung mittels
Targeting- und Anzeigenschaltverfahren zulassig ist; Targeting-
und Anzeigenschaltverfahren zeichnen sich dadurch aus, dass
personenbezogene Daten von Wahlerinnen und Wahlern ver-
wendet werden, um eine politische Anzeige nur an eine be-
stimmte Person oder eine Personengruppe zu richten.”’ Die
Vorschrift betrifft zwar nicht nur, aber insbesondere auch politi-
sche Werbung im Internet. Das Kernelement der Regelung be-
steht darin, dass Targeting- und Anzeigenschaltverfahren fir
Zwecke der politischen Werbung nur mit ausdricklicher Einwil-
ligung der betroffenen Person erfolgen dirfen (Art. 18 Abs. 1
lit. b TTPW-VO). Sie normiert damit einen umfassenden Einwil-
ligungsvorbehalt. Es obliegt also allein den Wahlerinnen und
Wahlern zu entscheiden, ob deren personenbezogene Daten
verwendet werden dirfen, um ihnen personalisierte, politische
Werbung auszuspielen. Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO, der eine Ver-
arbeitung personenbezogener Daten nach Abwagung der wi-
derstreitenden Interessen ggf. auch ohne Einwilligung ermdg-
licht, scheidet daher mit Geltung der TTPW-VO in deren Anwen-
dungsbereich als Legitimationsgrundlage aus.

Soll eine Einwilligung flr Zwecke der politischen Werbung bei
Betroffenen eingeholt werden, muss diese Einwilligung zu-
nachst den allgemeinen Anforderungen der DSGVO aus Art. 4
Nr. 11 und Art. 7 DSGVO entsprechen. Sie muss daher insbe-
sondere freiwillig und informiert erfolgen. Bereits aus der
DSGVO folgt, dass eine Einwilligung immer nur fiir einen be-
stimmten Fall erfolgen kann und es daher nicht moglich ist, Ge-
neraleinwilligungen fur allgemeine Zwecke mit hohem Abstrak-

9 Art. 3 Nr. 11, 12 TPW-VO.
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tionsgrad einzuholen.®® Art. 18 Abs. 1 lit. b und Erwéagungs-
grund 80 Satz 3 TTPW-VO stellen dennoch erganzend hierzu
klar, dass eine Einwilligung flr Zwecke der politischen Werbung
gesondert erteilt werden muss. Wird beispielsweise eine Einwil-
ligung in die Verarbeitung personenbezogener Daten fiir Zwe-
cke personalisierter Werbung im Rahmen eines Einwilligungs-
banners auf einer Webseite erteilt, umfasst dies demnach nie-
mals automatisch auch die Verarbeitung der Daten fiir Zwecke
der politischen Werbung.

Aufgrund der besonderen Bedeutung demokratischer Wahlen
sind notwendigerweise im Bereich des Targetings zu Zwecken
der politischen Werbung hohe Anforderungen an Transparenz
und die Informiertheit zu stellen. So sieht Art. 19 TTPW-VO fir
Verantwortliche beim Einsatz von Targeting- und Anzeigen-
schaltverfahren weitreichende Rechenschaftsobliegenheiten,
unter anderem in Form von Informationspflichten gegeniiber
konkret betroffenen Personen, Offenlegungspflichten von Ver-
haltensregeln und organisatorischer Vorgaben vor.

% Vgl auch Datenschutzkonferenz, OH Digitale Dienste, abrufbar unter
https://www.datenschutzkonferenz-online.de/media/oh/OH_Digitale_
Dienste.pdf, Rn. 51 ff.

162 33. Tatigkeitsbericht 2024


https://www.datenschutzkonferenz-online.de/media/oh/OH_Digitale_Dienste.pdf,
https://www.datenschutzkonferenz-online.de/media/oh/OH_Digitale_Dienste.pdf,

11.1
11.2
113
114
11.5
11.6

Unterlassene Mitwirkung im Verwaltungsverfahren
Veroffentlichungen in sozialen Medien
Datenerhebung im Rahmen eines Bargeschaftes
Melderegisterabfragen

Fehlversand von arztlichen Rezepten
Akteneinsichtsrecht des Geschadigten

XI.

Ordnungswidrigkeiten &
BuBgeldverfahren






11 Ordnungswidrigkeiten & BuBgeldverfahren

11 Ordnungswidrigkeiten &
BuBgeldverfahren

11.1 Unterlassene Mitwirkung im
Verwaltungsverfahren

GemalB Art. 31 DSGVO arbeiten der Verantwortliche, der Auf-
tragsverarbeiter und gegebenenfalls deren Vertreter auf An-
frage mit der Aufsichtsbehdrde bei der Erfulllung ihrer Aufgaben
zusammen. Diese Mitwirkungspflicht stellt eine zentrale Vo-
raussetzung fir die Aufgabenerfiillung der Aufsichtsbehorden
dar, da sie die Grundlage dafir schafft, dass datenschutzrecht-
lich relevante Sachverhalte und die damit einhergehenden Ver-
arbeitungen umfassend und effektiv aufgeklart und bewertet
werden kdnnen. Gleichzeitig dient sie der Gleichbehandlung al-
ler Verantwortlichen, da sie sicherstellt, dass sich niemand sei-
ner Verantwortung durch mangelnde Kooperation entziehen
kann.

Verletzt eine der in Art. 31 DSGVO genannten Personen oder
Stellen ihre Mitwirkungspflicht, so kann die Aufsichtsbehdrde
gemalB Art. 83 Abs. 4 lit. a DSGVO in Verbindung mit Art. 31
DSGVO ein BuBgeld in Hohe von bis zu 10.000.000 EUR oder im
Fall eines Unternehmens von bis zu 2 % seines gesamten welt-
weit erzielten Jahresumsatzes des vorangegangenen Geschéfts-
jahrs verhangen.

Wegen der zentralen Bedeutung der Mitwirkungspflicht fir un-
sere Aufgabenerfiillung werden VerstdBe von uns konsequent
geahndet und als BuBgeldverfahren wegen der Verletzung der
Mitwirkungspflicht gefthrt. Ein solches BuBgeld wurde durch
die hiesige Behdrde im Berichtszeitraum u.a. auch gegentber
der Inhaberin eines Immobilienmaklerbiros festgesetzt. Dem
BuBgeldverfahren lag ein Verwaltungsverfahren zu Grunde, das
wegen des Verdachts der unzuldssigen Erhebung personenbe-
zogener Daten von Wohnungsinteressentinnen und Woh-
nungsinteressenten gegen die Betroffene geflihrt wurde. Konk-
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ret wurde vermutet, dass Wohnungsbesichtigungstermine le-
diglich unter der Voraussetzung angeboten wurden, dass die
Interessentinnen und Interessenten vorab personenbezogene
Unterlagen und Nachweise Ubersendeten, obwohl diese fir die
Durchfihrung der Wohnungsbesichtigung nicht erforderlich
waren.

Die verantwortliche Stelle wurde zunachst aufgefordert, die zur
Aufklarung des Sachverhalts notwendigen Auskiinfte zu ertei-
len, wobei sie auf ihre Mitwirkungspflicht nach Art. 31 DSGVO
hingewiesen wurde. Nachdem diese Aufforderung ganzlich un-
beantwortet blieb, wurde nach ordnungsgemaBer Anhdérung
schlieBlich eine Anordnung gemalB Art. 58 Abs. 1 lit. a DSGVO
erlassen, mittels derer die verantwortliche Stelle zur Sachver-
haltsermittlung zur Erteilung der erforderlichen und in der An-
ordnung naher bezeichneten Auskiinfte verpflichtet wurde.
Trotz dieser Anordnung verweigerte die verantwortliche Stelle
weiterhin jede Mitwirkung und erteilte keine Auskiinfte.

Die verantwortliche Stelle hat durch die Verweigerung der Aus-
kunftserteilung ihre Verpflichtung aus Art. 31 DSGVO verletzt.
Diese Verpflichtung entsteht fir die in Art. 31 DSGVO genann-
ten Stellen sobald eine Anfrage der Aufsichtsbehdrde vorliegt,
die mit der Erfullung ihrer gesetzlichen Aufgaben verbunden
ist.” Die Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informations-
freiheit kontrolliert als zustdndige Landesaufsichtsbehorde fiir
den Bereich des Datenschutzes im nicht 6ffentlichen Bereich ge-
maB § 16 Abs. 1 Nr. 2 SDSG in Verbindung mit § 40 BDSG und
Art. 57 ff. DSGVO die Ausfiihrung der Vorschriften des BDSG
und der DSGVO sowie anderer Vorschriften Gber den Daten-
schutz. Somit oblag es ihr auch im vorliegenden Fall die not-
wendigen Ermittlungen durchzufiihren, ob und in welcher Art
und Weise eine Datenverarbeitung durch die Betroffene beziig-
lich ihrer Mietinteressentinnen und -interessenten vorgenom-
men wird. Bereits das erste Schreiben der Behdrde stellte eine

% Ehmann/Selmayr/Raum DS-GVO Art. 31 Rn. 6.
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rechtsverbindliche Anfrage dar, die die Mitwirkungspflicht nach
Art. 31 DSGVO ausloste.

Da die hiesige Behodrde keine Hinderungsgriinde feststellen
konnte, die der Erfillung der Mitwirkungspflicht durch die Be-
troffene entgegenstanden, wurde nach Durchfiihrung eines
Ordnungswidrigkeitsverfahrens ein BuBgeld wegen der Verlet-
zung dieser Pflicht gegen die verantwortliche Stelle verhangt.

Fazit

GemaB Art. 31 DSGVO besteht fir Verantwortliche, Auftragsver-
arbeiter und gegebenenfalls deren Vertreter eine Mitwirkungs-
pflicht, die fur die Aufgabenerfiillung der Datenschutzaufsichts-
behdrden zentral ist. Verletzt daher eine der genannten Perso-
nen oder Stellen diese Pflicht, so kann es zur Verhangung eines
BuBgelds kommen.

Die Pflicht zur Mitwirkung aus Art. 31 DSGVO erlischt allerdings
weder durch die Verhdngung noch durch die Zahlung eines
BuBgelds, sodass die Betroffene weiterhin zur Erteilung erfor-
derlicher Auskiinfte verpflichtet blieb.

11.2 Veroffentlichungen in sozialen Medien

Im Berichtszeitraum flhrten mehrere Falle unbefugter Verof-
fentlichungen von Foto- und Videomaterial durch Privatperso-
nen in sozialen Netzwerken wie Facebook, Snapchat und TikTok
zu datenschutzrechtlichen Verfahren. Die verdffentlichten In-
halte waren dabei jeweils in dienstlichen oder beruflichen Kon-
texten mit privaten mobilen Endgeréten aufgezeichnet worden.

In einem Fall fertigte die Mitarbeiterin einer Gemeinde mit ih-
rem Mobiltelefon Fotos eines neu beantragten Personalauswei-
ses einer Burgerin an und veréffentlichte diese anschlieBend auf
Facebook. Auf den Aufnahmen waren samtliche personenbezo-
genen Ausweisdaten, darunter das Lichtbild, der Name, das Ge-
burtsdatum und die Anschrift der Antragsstellerin erkennbar.
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Ein weiteres Verfahren betraf eine Pflegekraft, die wahrend einer
Nachtschicht in einer Pflegeeinrichtung einen 6ffentlichen Li-
vestream Uber TikTok mit einer Kollegin auBerhalb der Einrich-
tung Ubertrug. Wahrend des Livestreams wurden die Namen
von Heimbewohnern, die der Angehdrigen und weiteren Mitar-
beitenden genannt sowie medizinische Diagnosen und Indika-
tionen einzelner Bewohner offengelegt.

Diese Vorfélle in Form der unbefugten Weitergabe personen-
bezogener Daten an einen unbegrenzten Empfangerkreis ver-
stieBen gegen die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO). Die
Datenverarbeitung erfolgte ohne eine Rechtsgrundlage und
stellte zudem einen VerstoB gegen das Verarbeitungsverbot aus
Art. 9 Abs. 1 DSGVO dar. GemaB Art. 9 DSGVO ist die Verarbei-
tung personenbezogener Daten, aus denen die rassische und
ethnische Herkunft, politische Meinungen, religidse oder welt-
anschauliche Uberzeugungen oder die Gewerkschaftszugeho-
rigkeit hervorgehen sowie die Verarbeitung genetischer und bi-
ometrischer Daten zur eindeutigen Identifizierung einer natrli-
chen Person, von Gesundheitsdaten oder Daten zum Sexualle-
ben oder der sexuellen Orientierung nur unter sehr engen Vo-
raussetzungen zuldssig. Dies liegt darin begriindet, dass durch
die Verarbeitung derart sensibler Daten erhebliche Risiken fiir
die Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Personen
auftreten kdnnen.'%

Hinsichtlich der Veroffentlichung der Fotoaufnahme des Perso-
nalausweises handelte es sich insbesondere um die Preisgabe
biometrischer Daten nach Art. 9 Abs. 1 DSGVO. Die in dem
zweiten Fall geschilderte Preisgabe von medizinischen Diagno-
sen und Indikation der einzelnen Heimbewohner wog auf Grund
der Tatsache, dass diese Gesundheitsdaten i. S. v. Art. 9 Abs. 1
DSGVO darstellen, ebenfalls besonders schwer.

In beiden Fallen war daher bei der Entscheidung Uber die Ver-
hangung der GeldbuBen und deren Hohe nach Art 83. Abs. 2

100 Albers/Veit, in: BeckOK Datenschutzrecht, Wolff/Brink/v. Ungern-Sternberg
(49. Ed. 01.08.2024), DSGVO Art. 9 Rn. 1-4.
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lit. g DSGVO zu berticksichtigen, dass jeweils personenbezo-
gene Daten besonderer Kategorien betroffen waren und es sich
im Ergebnis somit um besonders schwerwiegende VerstdfRe
handelte.

11.3 Datenerhebung im Rahmen eines
Bargeschaftes

Beispielhaft fur immer wieder vorkommende Datenschutzver-
st6Be im Versand- und Einzelhandel ist folgende Sachverhalts-
konstellation:

Im Rahmen eines Bargeschéfts erwarb eine Kundin in einem
Elektronikfachmarkt ein Mobiltelefon.

Dabei wurde die Kundin beim Bezahlvorgang seitens eines Mit-
arbeiters aufgefordert, ihren Namen sowie Anschrift, Geburts-
datum, E-Mail-Adresse und Mobilfunknummer anzugeben.
Diese Daten wurden von dem Mitarbeiter sodann in das Daten-
verarbeitungssystem des Fachmarkts eingegeben und dort ge-
speichert, wobei sich der Verkaufer gegeniiber der Kundin hin-
sichtlich des Erfordernisses der Datenerhebung auf gesetzliche
Vorgaben berief.

Eine Rechtsgrundlage fiir diese Datenverarbeitung war vorlie-
gend jedoch nicht gegeben. Der Erhebung personenbezogener
Daten im Rahmen eines Kaufvertrages bedarf es nach Art. 6
Abs. 1 lit. b DSGVO nur dann, wenn die Datenverarbeitung fir
die Erflllung des Vertrages erforderlich ist. Dies ist jedoch bei
einem Barverkauf, in dessen Rahmen die gegenseitigen vertrag-
lichen Verpflichtungen (Ubereignung des Telefons und Zahlung
des Kaufpreises) unmittelbar erflllt werden, nicht der Fall. Erfor-
derlich gewesen ware die Erhebung der o. g. personenbezoge-
nen Daten beispielsweise nur bei gleichzeitigem Abschluss ei-
nes Mobilfunkvertrags oder einer Ratenzahlungsvereinbarung.

Nach Aussage der Unternehmensleitung im Rahmen des einge-
leiteten BuBgeldverfahrens war die unrechtmaBige Erhebung
der Daten darauf zuriickzufiihren, dass der Mitarbeiter in dem
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Datenverarbeitungssystem versehentlich die Maske fiir Finan-
zierungsgeschafte gedffnet hatte und davon ausging, das Aus-
fullen der dort hinterlegten Felder sei erforderlich.

Dies konnte letztlich jedoch nicht verfangen, da dem Mitarbeiter
die fehlende Erforderlichkeit der Datenerhebung hatte bewusst
sein missen und er im Zweifelsfall Riicksprache mit einem Vor-
gesetzten oder dem Datenschutzbeauftragten hatte halten
mussen.

Es wurde daher gegen das Unternehmen ein Buf3geld verhadngt.

Fazit

Mitarbeiter sollten sowohl bei der Ubertragung rechtlich kom-
plexer Aufgaben als auch im Rahmen von Alltagsgeschaften
hinsichtlich datenschutzrechtlicher Belange sorgfaltig und um-
fassend geschult sowie angewiesen werden, in Zweifelsfallen
Ricksprache mit dem Vorgesetzten oder dem Datenschutzbe-
auftragten zu halten.

11.4 Melderegisterabfragen

Auch in diesem Berichtsjahr war unsere Dienststelle wieder mit
unzuldssigen Abfragen des Melderegisters durch Mitarbeiter
des offentlichen Dienstes befasst. Dabei erlangten wir in den
meisten Fallen durch Datenpannenmeldungen der 6ffentlichen
Stellen Kenntnis von den jeweiligen DatenschutzverstoBen.

Ergeben sich aus einer solchen Datenpannenmeldung Anhalts-
punkte, dass ein konkreter Mitarbeiter fiir die Datenschutzver-
letzung verantwortlich ist, weil dieser beispielsweise aus priva-
ten Griinden in ihm zu dienstlichen Zwecken zur Verfligung ste-
henden Informationssystemen personenbezogene Daten abge-
rufen hat, wird unsererseits die Einleitung eines BuBgeldverfah-
rens gegen die verantwortliche Person gepriift.

In einem konkreten Fall hatte eine Person gemaB Art. 15 DSGVO
i. V. m. §§ 10, 11 Bundesmeldegesetz (BMG) von ihrem Aus-
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kunftsrecht zu den zu ihrer Person im Melderegister gespeicher-
ten personenbezogenen Daten sowie auch zu den Empfangern
dieser Daten Gebrauch gemacht. Nach Auskunfterteilung wun-
derte sich die auskunftssuchende Person (ber eine Datenab-
frage ihrer Melderegisterdaten durch ein Jugendamt und bat
dieses daher um Mitteilung, aus welchem Grund ihre Daten ab-
gefragt worden seien.

Eine sich anschlieBende Datenschutzkontrolle des behordlichen
Datenschutz-beauftragten des Jugendamtes ergab nach Aus-
wertung der Protokolldaten, dass ein Mitarbeiter in einem Zeit-
raum von 21 Monaten zu 27 Personen im saarldandischen Mel-
debestand und drei Personen bundesweit unbefugte Meldere-
gisterabfragen ohne Angabe eines Aktenzeichens, ohne dienst-
lichen Anlass und demnach mutmaBlich aus rein persénlichem
Interesse getatigt hatte.

§ 40 Abs. 1 Bundesmeldegesetz (BMG) regelt die Protokollie-
rungspflichten beim automatisierten Abruf von Daten einer ein-
zelnen Person zum Zweck der Datenschutzkontrolle als auch
hieraus folgender Ordnungswidrigkeitenverfahren oder gar
Strafverfahren. So hat der Gesetzgeber in § 40 Abs. 1 BMG kon-
kret festgelegt, dass die Meldebehdrde bei einer Personensuche
im automatisierten Abruf und bei einer Datenbestdtigung die
abrufberechtigte Stelle, die abgerufenen Daten, den Zeitpunkt
des Abrufs, das Aktenzeichen der abrufenden Behdrde, den An-
lass des Abrufs, die Kennung der abrufenden Person oder bei
einem maschinellen Abruf die Bezeichnung des Verfahrens und
schlieBlich die nach den Auswahldaten als abrufbar gekenn-
zeichneten Datensétze der gefundenen Personen (Treffer) zu
protokollieren hat.

Die zur Verfiigung stehenden Protokolldaten belegten, dass der
Betroffene mit seiner Benutzerkennung im Meldeportal von ei-
nem dienstlichen Computer zu 30 Personen Abfragen getatigt
und dabei jeweils erfolgreiche Treffermeldungen erhalten hatte.
Hierdurch erlangte er aufgrund der ihm fiir dienstliche Zwecke
zugewiesenen Zugriffsberechtigungen weitere personenbezo-
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gene Daten wie Doktorgrad, Name, Rufname, weitere Vorna-
men, Geburtsname, Geschlecht, Geburtsdatum, Geburtsort, Fa-
milienstand, Religion und die aktuelle Wohnanschrift mit Ein-
zugs- und Anmeldedatum zu diesen Personen. Darliber hinaus
hatte der Betroffene keine korrekten Angaben zum Abfragean-
lass gemacht und kein nachvollziehbares Aktenzeichen angege-
ben.

Nach § 27 Abs. 1 Nr. 2 Saarlandisches Datenschutzgesetz (SDSG)
handelt ordnungswidrig, wer entgegen der Verordnung (EU)
2016/679, dem SDSG oder einer anderen Rechtsvorschrift zum
Schutz personenbezogener Daten geschitzte personenbezo-
gene Daten, die nicht offenkundig sind, unbefugt abruft, sich
oder einem anderen verschafft oder durch unrichtige oder un-
vollstandige Angaben ihre Ubermittiung an sich oder andere
veranlasst.

Die Abfragen erfolgten unbefugt, da sie ohne Rechtsgrundlage,
nicht fir dienstliche Zwecke und aus rein privaten Griinden
durchgefiihrt wurden. Durch die Recherchen im Melderegister
war auch der Tatbestand des § 27 Abs. 1 Nr. 2 Alt. 1 (Abruf) er-
fullt. Insbesondere handelt es sich bei den im Melderegister ver-
pflichtend zu den Einwohnern gespeicherten personenbezoge-
nen Daten nicht um offenkundige Daten, da der Zugriff auf
diese Daten nach den gesetzlichen Regelungen des Bundesmel-
degesetzes in Verbindung mit den Meldegesetzen der Lander
nur bestimmten Stellen vorbehalten ist. Hinsichtlich des jeweils
nicht korrekt eingegebenen Abfrageanlasses sowie auch der
fehlenden Angabe eines nachvollziehbaren Aktenzeichens war
ebenso der Tatbestand des § 27 Abs. 1 Nr. 2 Alt. 3 SDSG erfiillt,
da die Ubermittlungen der Daten durch unrichtige oder unvoll-
standige Angaben veranlasst wurden.

Die dem Betroffenen zur Last gelegten VerstoBe waren als nicht
nur geringfiigige Ordnungswidrigkeiten einzustufen, was auch
bei der Bemessung der GeldbuBe zu bewerten war.
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11.5 Fehlversand von arztlichen Rezepten

In regelmaBigen Abstanden ist unsere Dienststelle Adressat un-
erwarteter Ubermittlungen personenbezogener Daten — und
das ausgerechnet per Fax. Besonders kurios gestalteten sich da-
bei Falle, in denen arztliche Rezepte, mitunter mehrfach, in un-
serem Faxgerat landeten. Der Grund? Die tlickischen Tauschun-
gen der Online-Suchmaschinen.

Wer heute im Internet nach der Faxnummer einer bestimmten
Praxis oder Apotheke sucht, kann leicht auf unsere Kontaktda-
ten stoBen. Dies liegt daran, dass zahlreiche Unternehmen und
medizinische Einrichtungen in ihren Datenschutzerklarungen
pflichtbewusst auf uns als zustandige Aufsichtsbehorde verwei-
sen. Unsere dort veroffentlichten Kontaktdaten werden von den
Suchmaschinen dann oftmals falschlicherweise als Kontaktinfor-
mationen des betroffenen Unternehmens interpretiert und dar-
gestellt. Eine oberflachliche Recherche kann so fatale Folgen ha-
ben: Ein Rezept wird nicht an die richtige Apotheke, sondern an
das Unabhangige Datenschutzzentrum gesandt — ein Fall von
Datenschutzironie in Reinform.

Besondere Brisanz erhélt das Geschehen, wenn Gesundheitsda-
ten im Sinne des Art. 9 DSGVO betroffen sind. Wahrend unsere
Dienststelle sonst eher mit den Regelungen der Datenschutz-
Grundverordnung und weniger mit konkreten Medikationspla-
nen zu tun hat, wuchs hier unfreiwillig unser Wissen lber gan-
gige Arzneimittelverordnungen.

In den meisten Fallen bleibt es bei einem wohlwollenden Hin-
weis an die absendende Stelle — immerhin kann ein einmaliger
Irrtum jedem passieren. Doch im Jahr 2024 sah sich unsere
Dienststelle gezwungen, ein BuBgeldverfahren einzuleiten. Der
Grund: Hartnackige Wiederholungstater.

Nach dem Eingang eines fehlversandten Rezepts nahm unsere
Dienststelle pflichtbewusst Kontakt mit der betroffenen Arzt-
praxis auf und wies freundlich auf den Fehler hin — auch, um
sicherzustellen, dass der Patient sein Medikament zeitnah er-
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halt. Die Reaktion am nachsten Tag? Das gleiche Rezept trudelte
erneut per Fax bei uns ein. Ein weiteres Telefonat folgte — mit
der klaren Bitte um Korrektur. Noch am selben Tag erreichte uns
ein weiteres Rezept dieser Praxis, diesmal flir einen anderen Pa-
tienten.

Die Faxiibermittlung der Rezepte umfasste nicht nur Namen,
Anschrift und Geburtsdatum der Patienten, sondern auch die
Bezeichnung des verordneten Medikaments — mithin eine Of-
fenlegung besonderer Kategorien personenbezogener Daten
gemaB Art.4 Nr.2 i. V. m. Art. 9 Abs. 1 DSGVO. Eine Rechts-
grundlage fiir diese Form der Ubermittlung war nicht ersichtlich
—insbesondere lag keine Einwilligung der betroffenen Patienten
zur Versendung an unsere Dienststelle vor.

Wahrend sich viele dhnlich gelagerte DatenschutzverstoBe oft
mit Unkenntnis oder Nachlassigkeit erklaren lassen, war in die-
sem Fall zumindest in den zwei Wiederholungsfallen grobe
Fahrlassigkeit gegeben. Die Folge: Ein BuBgeld wurde verhangt
— und wir kdnnen nur hoffen, dass sich die kiinftige Rezeptver-
teilung wieder auf den medizinisch vorgesehenen Weg begibt.

Fur die Zukunft empfehlen wir medizinischen Einrichtungen ne-
ben der sorgfiltigen Uberpriifung der Faxnummer vor dem Ver-
sand auch eine grundsétzliche Uberlegung: Ist Fax im Jahr 2024
noch das Mittel der Wahl fiir die Ubermittlung sensibler Ge-
sundheitsdaten? Mit der Einflihrung des E-Rezepts steht jeden-
falls seit Januar 2024 in vielen Féllen eine sichere und effiziente
Alternative zur Verfligung, die solche Fehlibermittlungen von
vornherein ausschlieft.

11.6 Akteneinsichtsrecht des Geschadigten

GemalB § 406e StPO i. V. m. § 46 Abs. 1 OWiG kann der durch
eine Ordnungswidrigkeit Verletzte selbst oder durch einen be-
auftragten Rechtsanwalt unter bestimmten Voraussetzungen
Einsicht in Akten eines BuBgeldverfahrens beantragen. Dies
schlieBt auch die Moglichkeit ein, amtlich verwahrte Beweissti-
cke zu besichtigen.
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11 Ordnungswidrigkeiten & BuBgeldverfahren

Im Berichtszeitraum erhielt die hiesige Behdrde einen entspre-
chenden Antrag auf Akteneinsicht in einem BuBgeldverfahren,
das zuvor nach § 46 Abs. 1 OWIiG i. V. m. § 170 Abs. 2 StPO aus
tatsachlichen Griinden wegen fehlenden Tatverdachts einge-
stellt worden war. Der Antragsteller hatte sich urspriinglich mit
der Behauptung an unsere Behdrde gewandt, durch die Verar-
beitung seines ehemaligen Arbeitgebers in seinen Rechten ver-
letzt zu sein. Die Ermittlungen miindeten spater in ein BuBgeld-
verfahren.

Nach den Voraussetzungen des § 406 e StPO i. V. m. § 46 Abs. 1
OWiG kann dem Verletzten einer Ordnungswidrigkeit lediglich
dann Einsicht in die Akten gewahrt werden, wenn dieser ein
schutzwirdiges rechtliches, wirtschaftliches oder ideelles Inte-
resse schllissig vortragt und keine Versagungsgriinde, wie bei-
spielsweise ein Uberwiegendes schutzwiirdiges Interesse des
Betroffenen oder anderer Personen entgegenstehen.

Zwar trug der Antragsteller im Rahmen der Antragstellung vor,
ein berechtigtes Interesse zu haben, da er die Akteneinsicht zur
Uberpriifung und gegebenenfalls zur Geltendmachung eines zi-
vilrechtlichen Anspruchs gegen den Betroffenen benétige, aller-
dings standen dem Interesse des Antragstellers Gberwiegende
schutzwirdige Interessen des Betroffenen entgegen. Der An-
trag auf Akteneinsicht in die verfahrensgegenstandliche BufB3-
geldakte war daher durch die hiesige Behorde abzulehnen.

Insbesondere stand dem Akteneinsichtsrecht vorliegend das
grundrechtlich geschiitzte Recht des Betroffenen auf informati-
onelle Selbstbestimmung aus Art. 2 Abs. 1i. V. m. Art.  Abs. 1
GG'" entgegen. Dieses war nach vorgenommener Interessen-
abwdgung gegeniiber dem Anliegen des Antragstellers auf Ein-
sichtnahme der Akten zur Uberpriifung und Geltendmachung
schadenersatzrechtlicher Anspriiche, als Uberwiegendes Inte-
resse zu qualifizieren.

101 BVerfG, Beschluss vom 26.10.2006 — 2 BvR 67/06.
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Ein wichtiges Kriterium bei der Abwagung der widerstreitenden
Interessen des Antragstellers und des Betroffenen ist dabei die
Starke des Tatverdachts hinsichtlich der vefahrensgegenstand-
lichen Ordnungswidrigkeit.? In dem vorliegenden Fall wurde
das Verfahren gegen den Betroffenen gerade deswegen einge-
stellt, weil ein hinreichender Tatverdacht nach dem Abschluss
der Ermittlungen nicht bestand. Demgegeniber handelt es sich
bei der Einsichtnahme in die Ermittlungsakte um einen erhebli-
chen Eingriff in die Rechte des Betroffenen, insbesondere in
dessen Recht auf informationelle Selbstbestimmung aus Art. 2
Abs. 1i. V. m. Art. 1 Abs. 1 GG. Weiterhin war zu beachten, dass
dem Antragsteller die zur Uberpriifung und gegebenenfalls zur
Geltendmachung eines zivilrechtlichen Anspruchs erforderli-
chen Unterlagen im Wesentlichen bereits vorlagen und im Ub-
rigen in einer fir die Rechte des Betroffenen weniger eingriffs-
intensiven Art und Weise hatten beschafft werden kénnen.

Dem Antragsteller wurde daher mitgeteilt, dass ihm ein Zugang
zu der verfahrensgegenstandlichen BuBgeldakte wegen (ber-
wiegender schutzwirdiger Interessen des Betroffenen nicht ge-
wahrt werden kann.

102 | G Saarbriicken, Beschluss vom 2. 7. 2009 - 2 Qs 11/09, KK-StPO/Zabeck, 9.
Aufl. 2023, StPO § 406e Rn. 5-8.

176 33. Tatigkeitsbericht 2024



Anlagenverzeichnis

Anlagenverzeichnis

AsyIG — Asylgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. September
2008 (BGBI. I S. 1798), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25.
Oktober 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 332).

ATDG - Gesetz zur Errichtung einer standardisierten zentralen Antiterrordatei
von Polizeibehorden und Nachrichtendiensten von Bund und Landern (Antiter-
rordateigesetz) vom 22. Dezember 2006 (BGBI.IS. 3409), zuletzt gedndert durch
Artikel 2 Absatz 1 des Gesetzes vom 30. Méarz 2021 (BGBI. I S. 402).

AufenthG - Aufenthaltsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom
25. Februar 2008 (BGBI. I S. 162), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 25. Oktober 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 332).

BGB - Burgerliches Gesetzbuch: in der Fassung der Bekanntmachung vom 2.
Januar 2002 (BGBI. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), zuletzt geandert durch Art. 14
Viertes BirokratieentlastungsG vom 23.0Oktober 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 323)

DSGVO - Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 27. April 2016 zum Schutz naturlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom
04.05.2016, S. 1 - 88).

Eurodac-VO - Verordnung (EU) Nr. 603/2013 des Europaischen Parla-
ments und des Rates vom 26. Juni 2013 Uber die Einrichtung von Eurodac fir
den Abgleich von Fingerabdruckdaten zum Zwecke der effektiven Anwendung
der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren
zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der fir die Priifung eines von einem Dritt-
staatsangehdrigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags
auf internationalen Schutz zustandig ist und Uber der Gefahrenabwehr und
Strafverfolgung dienende Antrage der Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungs-
behorden der Mitgliedstaaten und Europols auf den Abgleich mit Eurodac-Da-
ten sowie zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1077/2011 zur Errichtung einer
Européischen Agentur fir das Betriebsmanagement von IT-GroBsystemen im
Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts (Neufassung) (ABI. L 180 vom
29.06.2013,S. 1 - 30).

33. Tatigkeitsbericht 2024 177


http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl102s0042.pdf

JI-Richtlinie — Richtlinie (EU) 2016/680 des Européischen Parlaments und
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natirlicher Personen bei der Verar-
beitung personenbezogener Daten durch die zustandigen Behdrden zum Zwe-
cke der Verhltung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten
oder der Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung
des Rahmenbeschlusses 2008/977/J)1 des Rates (ABs. L 119 vom 04.05.2016,
S.89-131).

KHG - Gesetz zur wirtschaftlichen Sicherung der Krankenh&user und zur Re-
gelung der Krankenhauspflegesatze (Krankenhausfinanzierungsgesetz) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 10. April 1991 (BGBI. I S. 886)

KHSFV - Verordnung zur Verwaltung des Strukturfonds im Krankenhausbe-
reich (Krankenhausstrukturfonds-Verordnung): Vom 17. Dezember 2015 (BGBI.
I S.2350), zuletzt geandert durch Art. 4a Krankenhausversorgungsverbesse-
rungsG vom 5.Dezember 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 400)

KHZG - Gesetz fir ein Zukunftsprogramm Krankenhauser (Krankenhauszu-
kunftsgesetz ): Vom 23. Oktober 2020 (BGBII S. 2208), zuletzt gedndert durch
Art. 3d G zur Stérkung des Schutzes der Bevolkerung und insbesondere vul-
nerabler Personengruppen vor COVID-19 vom 16. September 2022 (BGBI. I
S. 1454)

KI-VO - Verordnung (EU) 2024/1689 des Europdischen Parlaments und des
Rates vom 13. Juni 2024 zur Festlegung harmonisierter Vorschriften fur kinstli-
che Intelligenz und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 300/2008, (EU) Nr.
167/2013, (EU) Nr. 168/2013, (EU) 2018/858, (EU) 2018/1139 und (EU)
2019/2144 sowie der Richtlinien 2014/90/EU, (EU) 2016/797 und (EU) 2020/1828
(Verordnung uber kinstliche Intelligenz)

MRVG - Gesetz Nr. 1257 iiber den Vollzug von MaBregeln der Besserung
und Sicherung in einem psychiatrischen Krankenhaus und einer Entziehungsan-
stalt (MaBregelvollzugsgesetz) vom 29. November 1989 (Amtsbl.I1S. 81), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 16. Mai 2007 (Amtsbl. S. 1226).

PBeaKKBh LU bV SL- Verordnung zur Ubertragung der Gewahrung von
Beihilfen im Landesbereich auf die Postbeamtenkrankenkasse: Vom 10. Oktober
2023 (Amtsbl.1S. 993)

RED-G - Gesetz zur Errichtung einer standardisierten zentralen Datei von Po-
lizeibehdrden und Nachrichtendiensten von Bund und Landern zur Bekdmpfung
des gewaltbezogenen Rechtsextremismus (Rechtsextremismus-Datei-Gesetz)
vom 20. August 2012 (BGBI. I S. 1798), zuletzt gedndert durch Artikel 2 Absatz 2
des Gesetzes vom 30. Méarz 2021 (BGBI. I S. 402).

178 33. Tatigkeitsbericht 2024


http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl191s0886.pdf
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl115s2350.pdf
https://www.recht.bund.de/eli/bund/BGBl_1/2024/400

Anlagenverzeichnis

SAWG - saarlandisches Abfallwirtschaftsgesetz vom 26. November 1997
(Amtsbl. I S. 1352), zuletzt geandert durch Artikel 170 des Gesetzes vom 8. De-
zember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

SBG - saarlandisches Beamtengesetz: Vom 11. Mérz 2009 (Amtsbl. S. 514),
zuletzt gedndert durch Art. 2 G Nr. 2135 vom 24. April 2024 (Amsbl. I S. 354)

Schulw-DSG SL - Gesetz iiber den Schutz personenbezogener Daten im
Schulwesen (Schulwesen-Datenschutzgesetz) vom 10. Juli 2024 (Amtsbl.IS 570)

Schulw-DSV SL - Verordnung zum Schutz natirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten im Schulwesen(Schulwesen-Daten-
schutzverordnung) vom 19. August 2024 (Amtsbl. I S. 624)

SDSG - saarlandisches Datenschutzgesetz vom 16. Mai 2018 (Amtsbl. I
S. 254), zuletzt gedndert durch Artikel 85 des Gesetzes vom 8. Dezember 2021
(Amtsbl.1S. 2629).

SGB X - Zehntes Buch Sozialgesetzbuch — Sozialverwaltungsverfahren und
Sozialdatenschutz in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Januar 2001
(BGBI.IS. 130)

SKRG - saarlandisches Krebsregistergesetz: Vom 11. Februar 2015; letzte be-
riicksichtigte Anderung: mehrfach geéndert, § 13e neu eingefigt durch Artikel 1
des Gesetzes vom 12. Dezember 2023 (Amtsbl. I S. 88)

SPolDVG - saarlandisches Gesetz tiber die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten durch die Polizei vom 6. Oktober 2020 (Amtsbl. I S. 1133), zuletzt ge-
andert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Februar 2025 (Amtsbl. I S. 332).

SRettG - saarlandisches Rettungsdienstgesetz: Vom 11. November 2020 in
der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Dezember 2020 (Amtsbl. S. 1250)

TTPW-VO - Verordnung (EU) 2024/900 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 13. Marz 2024 Uber die Transparenz und das Targeting politi-
scher Werbung

VwGO - Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung
vom 19. Marz 1991 (BGBI.IS. 686), zuletzt gedndert durch Artikel 5 des Gesetzes
vom 24. Oktober 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 328).

WaffG - waffengesetz vom 11. Oktober 2002 (BGBI. I S. 3970, 4592; 2003 I
S. 1957), zuletzt geandert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 25. Oktober 2024
(BGBI. 2024 I Nr. 332).

WaffRG - Gesetz tber das Nationale Waffenregister (Waffenregistergesetz)
vom 17. Februar 2020 (BGBI.I1S. 166, 184).

33. Tatigkeitsbericht 2024 179


http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl101s0130.pdf




	Vorwort
	Inhaltsverzeichnis
	Abbildungsverzeichnis
	1 Zahlen & Fakten
	1.1 Beschwerden
	1.2 Beratungen
	1.3 Meldungen von Datenschutzverletzungen
	1.4 Abhilfemaßnahmen
	1.5 Europäische Verfahren
	1.6 Förmliche Begleitung von Rechtsetzungsvorhaben
	1.7 Gerichts- und gerichtliche Bußgeldverfahren
	1.8 Presseanfragen

	2 Rechtsetzungsverfahren
	2.1 Schulwesen-Datenschutzgesetz
	2.2 Maßregelvollzugsgesetz
	2.3 Kommunale Wärmeplanung
	2.4 Videoüberwachung an Wertstoffcontainern

	3 Datenschutzaufsicht
	3.1 Beschwerdeverfahren
	3.1.1 Bedingungen der aufsichtsbehördlichen Befassung mit Beschwerden
	3.1.2 Aufsichtsbehördliches Ermessen
	3.1.3 Rechtsnatur und gerichtliche Kontrolle der Entscheidung über die Beschwerde
	3.1.4 Unterrichtung über die Ergebnisse der Beschwerde
	3.1.5 Faktische Grenzen

	3.2 Datenschutzaufsicht über den Landtag
	3.2.1 Bisherige Rechtsauffassung unserer Behörde
	3.2.2 Neuere Judikatur des EuGH
	3.2.3 Konsequenzen für die Datenschutzaufsicht im Saarland

	3.3 KI-Verordnung: Datenschutz und Künstliche Intelligenz
	3.3.1 Allgemeines
	3.3.2 Wechselwirkungen zwischen KI-Verordnung und Datenschutzrecht


	4 Grundsatzfragen
	4.1 Anforderungen an das Vorliegen eines Personenbezugs
	4.1.1 Umgang mit Daten juristischer Personen
	4.1.2 Korrektur eines Schadensberichts: Sach- vs personenbezogene Daten

	4.2 Benennung eines stellvertretenden Datenschutzbeauftragten

	5 Digitalisierung der Verwaltung
	5.1 Bereitstellung onlinebasierter Solarkataster
	5.1.1 Fehlende datenschutzrechtliche Grundlage / Verarbeitungsbefugnis
	5.1.2 Gesetzliche Grundlage für den Betrieb von Solarkatastern im Saarland

	5.2 Übertragung der Beihilfebearbeitung

	6 Gesundheit & Soziales
	6.1 Kopie der Patientenakte
	6.2 Vermieterbescheinigungen in Sozialleistungsverfahren
	6.3 Digitale Bereitstellung von Notfalldaten
	6.4 Beratung zum Impf-Informations-System (IISAAR)
	6.5 Beratung zum saarländischen Patientenportal

	7 Schule & Bildung
	7.1 Telepräsenz-Avatare
	7.2 Datenschutzverletzung in Kindergarten-App
	7.3 Schullaufmeisterschaften

	8 Inneres & Kommunen
	8.1 Turnusmäßige Kontrollen von ATD/RED und EURODAC
	8.1.1 Kontrolle von ATD und RED
	8.1.2 Kontrolle von Eurodac

	8.2 AK Sicherheit: Entschließung zu Gesichtserkennungssystemen
	8.3 Auskunftsrecht gegenüber der Vollzugspolizei
	8.3.1 Rechtsgrundlage des Auskunftsrechts
	8.3.2 Rahmenbedingungen der Antragstellung
	8.3.3 Reichweite der Auskunft
	8.3.4 Anpassung des Musterformulars zu Auskunftsersuchen gem. § 11 SPolDVG

	8.4 Waffenrechtliche Erlaubnisverfahren
	8.4.1 Musterformular „kleiner Waffenschein“
	8.4.2 Datenschutzhinweise im Kontext waffenrechtlicher Erlaubnisse
	8.4.3 Zeitliche Grenzen der Aktenaufbewahrung
	8.4.4 Sachstand

	8.5 Einsatz polizeilicher Drohnen bei Fußballspielen
	8.5.1 Rechtliche Grundlage für den polizeilichen Einsatz von Kameradrohnen
	8.5.2 Videobeobachtung als „offene Maßnahme“ und Transparenzpflichten
	8.5.3 Zugesicherte Verbesserungen der Transparenz seitens der Polizei

	8.6 Kommunale Hundebestandsaufnahme
	8.6.1 Möglichkeit der Beauftragung privater Dritter mit der Durchführung der Hundebestandsaufnahme (§ 2 Abs. 3 KAG)
	8.6.2 § 2 Abs. 3 KAG als Datenverarbeitung i.S.e. Auftragsverarbeitung
	8.6.3 Freiwilligkeit einer Vor-Ort-Befragung

	8.7 Datenschutz bei Wahlen
	8.7.1 Datenverarbeitung auf Wahlbenachrichtigungskarten
	8.7.2 Bekanntgabe von Wahlvorschlägen
	8.7.3 Datenschutz für Wahlhelferinnen und Wahlhelfer

	8.8 Koordinierte Prüfung zur Umsetzung des Auskunftsrechts (CEF 2024)
	8.8.1 Untersuchungsschwerpunkt im Saarland


	9 Wirtschaft
	9.1 Smart-Data-Verfahren in der Kreditwirtschaft
	9.2 Datenaustausch in der Versicherungswirtschaft
	9.2.1 Hinweis- und Informationssystem der Versicherungswirtschaft
	9.2.2 Gemeinsame Prüfaktion: Betrugsprävention im Bereich der Auslandskrankenversicherung

	9.3 Videoüberwachung
	9.3.1 Anfertigung von Bildaufnahmen durch Privatpersonen
	9.3.2 Trainieren unter Aufsicht – Videoüberwachung im Fitnessstudio


	10 Wahlwerbung
	10.1 Personenbezug bei Wahlwerbung
	10.2 Postalische Wahlwerbung
	10.3 EU-Verordnung über die Transparenz und das Targeting politischer Werbung

	11 Ordnungswidrigkeiten & Bußgeldverfahren
	11.1 Unterlassene Mitwirkung im Verwaltungsverfahren
	11.2 Veröffentlichungen in sozialen Medien
	11.3 Datenerhebung im Rahmen eines Bargeschäftes
	11.4 Melderegisterabfragen
	11.5 Fehlversand von ärztlichen Rezepten
	11.6 Akteneinsichtsrecht des Geschädigten

	Anlagenverzeichnis

